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24. Sitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 8. Oktober 1!168 

Die Sitzung wird um 9.38 Uhr durch Vizepräsident Dr. 
Völker eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Meine Damen und Herren! kh erö!!ne die 24. Sitzung 
des Landtages. Beisitzer in der Vormittagssitzung sind 
die Herren Abgeordneten Knüpper und Erkel. Die Red
nerliste führt der Herr Abgeordnete ErkeL Entschuldigt 
fehlen in der heutigen Sitzung Herr Staatsminister Dr. 
Neubauer, die Herren Abgeordneten Lück, Otto Schmidt 
und Jakob Müller. 

Als Gäste begrüßen wir in dieser Sitzung die Scfiüler 
von zwei Oberprimen des Friedrich-Wilhelm-Gymna
siums in Trier und die Schülerinnen der Oberprima der 
Maria-Ward-Schule in Mainz. 

(Beüall des Hauses.) 

kh mache darauf aufmerksam, daß der Punkt 12 der 
Tagesordnung - Große Anfrage der Fraktion der SPD 
betre!fond ordnungsgemäßes Studium an den Päd
agogischen HochsdJ.ulen - Drucksache VI/683 - auf 
Wunsch der antragstelleriden Fraktion von der heutigen 
Tagesordnung abgesetzt wird. - Es erhebt sich kein 
Widerspruch. 

Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

- Drucksame VI/850 -

Zunächst rufe ich die Mündliche Anfrage des Herrn 
Abgt.'Ordneten Schweitzer (SPD) au!, betreffend Unter
stellung der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit unter 
ein Rechle:!pflegeministerium. 

Die Mündliche Anfrage wird verlesen durch den Herrn 
Abgeordneten Knüpper. 

Abg. Knüpper (Schri!t!ührer): 

Presse- und Rundfunkmeldungen zufolge beabsich
tigt die Landesregierung, die Arbeits- und Sozial
gerichtsbarkeit zusammen mit der allgemeinen, der 
Verwaltungs- und F inanzgerl.chlsbarkeit einheitlich 
einem Rechtspflegeministerium zu unterstellen. 

Soweit dies die Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 
angeht, sind einem solchen Vorhaben erheblidJ.e 
vcr!ai;sungsrechtliche und sozialpolitische Bedenken 
entgegenzustellen. Die heutige Rechtslage mit je
weils ausiebildeter, gegliederter Rechtsprechung 
und verteilter Ressortierung ist das hi:;lorisch Iolge
richtige Ergebnis der Entwicklung der deutschen 
RechtspCJegcorganisatlonen. Dies zeigt sich in der 
GeschidJ.t~ der Verwaltungs-, Finanz-, Sozial- und 
ArbeltsrechtspOege. 

Durch die Unterstellung der Arbeits- und Sozial
gerlch te unter das Arbeits- bzw. Sozialministerium 
v.:urde dem besonderen Charakter betriebs- und 
sozialnaher Gerichte mit fachlich erfahrenen haupt-

amtlichen und ehrenamtlichen Richtern Rechnung 
getragen. Dies hat sich in der Vergangenheit be
währt und dazu beigetragen, daß diese besonderen 
Gerichtszüge wesentlich zur Entwicklung der Grund-

- sätze der Sozialstaatlichkeit und der Fortentw!ck
lung des Arbeits-, Sozial- und Dienstrecllts beige
tragen haben. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Sozial- und Arbeitsgerichte 
einem neu zu sdJ.affenden Rechtspflegeministe
rium unterstellt werden sollen? 

2. Wie begründet die Landesregierung einen _solchen 
Schritt? 

3. Wie will die Landesregierung sicherstellen, daß 
bei einer solchen Regelung die Besonderheit der 
Sozial- und Arbeitsgerichtsbarkeit unangetastet 
bleibt? 

Vizepräsident Dr. \'ölkcr: 

Die Bean~wortung der Mündlichen Anfrage des Herrn 
Abgeordneten SdJ.weitzer erfolgt durch den Herrn Mi- -
nisterpräsidenten. . 

Ministerpräsident Dr. b. c. Altmcier: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich-beant
worte die Mündliche Anfrage des Herrn Kollegen 
Schweitzer wie folgt: 

Zur Fra ge 1: Es trifft nicht zu, daß die im § 15 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes und im § 8 des Landesgesetzes 
über die Errichtung von Sozialierlchlen und eines Lan
dessozialgerichts festgelegte Dienstaufsicht des Sozial
ministers irgendwie geändert werden soll. Dies tri!!t 
um so weniger zu, als die Errichtung eines Rechts
pflegeministeriums seitens der Landesregierung nach 
wie vor nicht beab sichtigt ist. An meinen diesbezUg
lichen Erklärungen, die ich an dieser Stelle in den Sit
zungen des Landtages vom 7. Dezember 1965 und vom 
13. Dezember 1966 abgegeben habe, hat sidJ. nichts ge
ändert. DurdJ. diese Erklärung dür!ten die weiter ge
stellten Fragen 2 und 3 gegenstandslos sein. 

VlzeprlisldentDr. Völker: 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? -

(Abg. Schweitzer: Ich bin voll und ganz zufrieden!) 

Die zweite Mündliche Anfrage des Herrn Abgeord
neten Bißbort (FDP} verlie5t Herr Abgeordneter Knüp
per. 

Abg. Knüpper (Schriftführer): 

Befr. Umtausch von Abschlußzeugnissen der Absol
. venten frUhe1·er Land- und Weinbauschulen. 

Die Antwort auf meine Kleine Anfrage vom 20. Mai 
1968 hat eine Reihe von Zweifelsfragen offengelas
sen. Die Schwierigkeit des Fragenkomplexes macht 
es daher erforderlich, die Sache noch einmal zu be
handeln. 
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(Knf1pprr) 

Zun~khst gilt es die Frngc zu klären, ob die Höhere 
Land- und Weinbauschule in Bad Kreuznach ein~ 
ingenieurmäßige Ausbildung betrie!J1:u hat oder 
nicht. Der Status dieser Schule, die im Jahre 1947 
e1-rkbtt>t wurde. hat sich meines Eraclllens durch 
nichts unterschieden - auch nicht durch die Anzahl 
dPr St>mt>stt:>r - von den übrigen höheren Fachschu
len im Bundesgebiet, von denen die älteren bereits 
vor dem zweiten Weltkrieg bestanden haben. Diese 
iHtt>rPn SC'hulen. '"ie beispielsweise in Brühl, Celle, 
Ka!'sP.1-Wolfs<lngPr und Schleswig, wai:-en in dle 
<'lwm~lige Reichsliste für Fachschulen (!.rüher HTL) 
dn11.elr<lgen. lhi:-e Abschlußzeugnisse berechUgJ;en 
zum Eintritt in dC'n gehobenen technischen Dienst. 
I'Iach dem Runderlaß des IV!inisteriums des Innern 
v<im 'i. März 1966 gilt dies auch für- die Höhere 
Land- und Weinbauschule in Bad Kreuznach. Ebenso 
ist dit.> vier- bzw. fünfsemestrige Ausbildung, unter 
F.inbi-ziehung der- beiden Fachschulsemester (Land
wirHch11fts- odr:-r Welnbau8chulen) durch Schreiben 
der ~tmit~kanzlei und des Kultusministeriums vom 
24. bzw. 28. Januar 1965 anerkannt. 

Ingenieurmäßige Ausbildung haben nach der von 
der Kttl1usministP.rkonf0renz beauftragten Gut
<1cht(•rstelh'! - dem Pädagogischen Zentrum in Ber
lin - alle diejenigen Schulen betrieben, die in die 
frühere Reic.h~li~tP eingetragen waren. Aus einer 
Ht>sdw inigung, die die Ingenieurschule für- Wein
bau in Bad Kreuznach am 17. September 1968 ausge
st>..>llt hat, geht hervor. daß die frühere Höhere 
1 ,and- und WE'inbau~chule hinsichtlich des stofflichen. 
Inhalts der Ausbildung, der SemesterzahL, der Au.!
nahm~bedingungen und des Ausschlusses den in 
der früheren Reichsliste eingetragenen S<'hulen 
gl<.>ictlzui::tellen ist. In einem Rnderen mir vorliegen
den Gutachten heißt es wörtlich! 

Auf Gnmd di~cr T<ltsachcn werden von hier 
~n1,.; die früheren ,,Staatlich geprüften Landwirte " 
als gleichwertig den „Ingenieuren", die hier aus
g"'bildet wc>rden, angesehen, vollends, da die 
Höheren Landbt1u:schule.n immer Höhere Tech
rni-;cl1t> Lehranstaiten waren. 

Sowt>il mir bekannt ist, sind die Länder- Berlin und 
NiedC'rsachsen dieser Frage der Gleichstellung der 
i:IH:.ltlkh geprüften Landwirte mit den Ingenieuren 
für den Landbau schon nähel'gdrnten. 

Ich frage daher die Landesi:-egierung: 

l. vb ;.Lwh sie auf Grund der vorgebrachten Argu
nwnte be1·eit ist. nunmehr der Frage näherzu
treten und 

2. ob RiP die Nachgraduierong auf der Grundlage 
dP::; Zeu~nisaustausches vornehmen wird. 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Die Beantwortun_g der Mündlichen Anfrage cr!olgt 
durch den Herrn Minister für Landwirtschaft, Weinbau 
und Fnr~IR-n. 

Landwirtschaftsminister Meyer: 

Hrrr Priii;icientl Meine sehr verehrten Damen und Her
n>n! Bereits in meiner Beantwortung der Kleil1en An-

' ,, 

frage des Herrn Abgeordneten Bißbort vom 20. Mai 
1968 habe ich hervorgehoben, daß die zuletzt drei
seme.rtrige Ausbildung an der Höheren Land- und 
Wl"inbauschule in Bad Kreuznach bis zu ihrer Um
wandlung in eine Ingenieurschule im Jahre 1966 weder 
vom Studieninhalt·noch von der Studiendauer her ge
sehen mit einem sechsscmestrigen Ingenieurstudium 
vergleichbar ist. Nach Artikel 4 des Beschlusses der 
Kultusmlnlsterkonferenz vom 16. und 17. Januar 1964 
in der Fassung vom 17. und 18. J.)ezcmbcr 1964, der 
für unser Land verbindlich ist, w ird zum Ingenieur 
graduiert, wer nach Abschlutl des Studiums an einer 
Ingenieurschule die staatliche Ingenieurprüfung be
:st~nden· .tiäi. 

Aus diesem Grunde erhielten die Absolventen der 
Höheren Land- und Weinbauschule nicht die Berufs
bezeichnung eines graduierten Ingenieurs. Die Ver
leilumg dieser Berufsbezeichnung an Absolventen hö
herer Fachschulen anderer Fachrichtung erfolgte mel
nes Wissens auch nur dann, wenn Studieninhalt und 

_.Studiendauer des Ausbildungslehrganges an diesen 
Schulen den für eine Ingenieurausbildung geltenden 
Vorschriften entsprachen. Es ist daher weder rechtlich 
möglich noch auch sachlich veranlaßt. die Absolventen 
der Höheren Land- tmd Weinbauschule ohne weiteres 
nachl.u.graduieren. Dies widerspräche auch dem Gleich
heitsgrnndsatz, nach dem ungleiche Sachverhalte unter
schiedlich behandelt werden müssen. Hierüber berüeht 
Einvernehmen mit dem Ministerium fü.r Unterricht und 
Kultus. 

Eine von mir atigestellte Umfrage hat ergeben, daß die 
betro!fenen übrigen Bundesländer eine Nachgradu
ierung auf dem Wege des Zeugnisumtausches ableh
nen. Die Verleihung der Berufsbezeichnung eines gra
duierten Ingenieurs, das heißt die Verleihung eines 
akademischen Ingenieurgrades, steht im übrigen nicht 
unmittelbar im Zusammenhang mit der Frage, ob das 
Abschlußzeugnis der Höheren Land- und Weinbau
schule in Bad Kreuznach zum Eint1·it.t in die Laufbahn 
des gehobenen technischen Dienstes be rechtigt. 

Wie aus dem in der Mündlichen Anfrage l.ilierlen 
Schreiben des Chefs der- Staatskanzlei vom 24. Mai 1965 
!~er.vorgeht, wurden hier-gegen weder seitens des Mi
nisteriums des Innern, des Ministe1·iums für Untenicht 
und Kultus, noch seitens des Landwirtschaftsministe
riums Bedenken erhoben. Demenlspred1end hat das 
Ministerium des Innern durch Runderlaß vom 7. März 
1966 die Höhere Land- und Weinbauschule in Bad 
Kreuznach in die Liste der Fachschulen aufgenommen. 

I" "'"aen!'ri'"Äbkehtunzcugnis unter anderem für die Vct·wen
dung im gehobenen Gartenbau, Landwirtschafts- und 

1 weinbautechnischen Dienst gemäß § 87 der Laufbahn-

'

. verordnung in der Fassung vom 14. Juli UJ!ltl berech
+;"'+ 

1
, "•.t:io"• 

! 
Nur insoweit wurrlr die Ausbildung an der Höheren 
Land- und Weinbaus<'hule anerkannt. D"lbei muß her
vorgehoben werden, daß dies im Hinblick auf den Aus
bildungsgang bereits ein erhebliches Entgegenkommen 
darstellt. In dem genannten Schreiben der Staatskanzlei 
war auch nicht von einer vier- bis fün!scmestr!gcn 
Ausbildung an dieser Schule - unter Einbeziehung der 
beiden Fachschulsemester an den Landwirtsd1arts- und 
Weinbauschulen des L<1nrtes - die Rede ; vielmehr ent
hielt das Schreiben lediglich den Hinweis auf die da
mals geltende Regelung, daß die Höhere Land- und 
Weinbau.schule auf der zweisemeslrigen Landwirt
schafts- oder Weinbauschule :onifhHue. 



24. Sitzung, 8. Oktober 1968 857 

(Landwlrtscha!tsmln!ster Meyer) 

Hinsichtlich der Berufsbezeichnung konnte, wie aus 
meinen obengenannten Ausführungen hervorgeht, die 
Ausbildung an der Höheren Fachschule in Bad Kreuz
nach mit einer Ingenieurausbildung jedoch nicht gleich
gestellt werden. Nur in dieser Richtung kann die in 
der Mündlichen Anfrage angesprochene Bescheinigung 
der Schule in Bad Kreuznach vom 17. September 1968 
verstanden werden. Das zitierte Gutachten ist mir nicht 
bekannt. 

Ich bin jedoch bemüht, den Wünschen der Absolven
h:n der früheren Höheren Land- und Weinbauschule 
in Bad Kreuznach, soweit irgend möglich, entgegenzu
kommen. Mein Ministerium prüft zur Zeit im Einver
nehmen mit dem Ministerium für Unterricht und Kul
tus, ob den Absolventen die Möglichkeit eröffnet wer
den kann, die Berufsbezeichnung eines graduierten In
genfeu rs au! dem Wege einer nachträglichen Ingenieur
prüfung, daß heißt einer Externen-Prüfung, zu erlan
gen. Diese Frage muß aber noch mit den übrigen be
Lrorrcnen Bundesländern besprochen werden. Ich per
sönlich neige dazu, den Absolventen eine solche Mög
lichkeit zu eröffnen. 

-Zusammenfassend beantworte ich die Mündliche An-
frage Im einzelnen wie folgt: 

1. Die nach Abschluß des Ausbildungsganges an der 
frühe1·en Höheren Land- und Weinbauschule in Bad 
Kniuznach staatlich geprüften Landwirte können die 
Berufsbc:.:cichnung eines graduierten Ingenieurs nicht 
au! dem Wege des Zeugnisumtausches erhalten. . 

2. Die Landesregierung prüft zur Zeit, ob diese Berufs
bezeichnung von dem ~nannten Personenkreis durch 
eine Externen-Prü!ung an der Ingenieurschule für 
Land- und Weinbau in Bad Kreuznach erlangt werden 
kann. 

Vizeprllsldent Dr. Völker: 

Zusatzfragen erfolgen nicht. Ich l'Ufe dann den Punkt 2 
der Tagesordnung au!: 

Zweite und dritte Beratung eines Fünften Lan
desiesetzcs zur Änderung des Landesbcsul

dungsgesctzcs 

- Drudcsachen VI/4721852 -

Die Berichterstattung !ilr den Haushalts- und Finanz
ausschuß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Rothley. 

AbJ(. Rothlcy: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Der Haushalts- und Finanzausschuß hat sich nach 
Verabschiedung des Vorschaltgesetzes zu einem Fünf
ten Landesgesetz zur Änderung des Landesbesoldungs
gesetzes in mehre·en Sitzungen mit der Regierungs
vorlage Drucksache VI/472 beschäftigt. Das Ergebnis 
der Beratungen ist in dem Antrag des Haushalts- und 
Finanzausschusses Drucksache VI/852 festgehalten, wo
bei auch die Bestimmungen aus der Regierungsvorlage 
übernommen worden sind, soweit sie durch das Vor
schaltgesetz noch keine Erledigung gefunden hatten 
ln.w. vom Ausschuß in ihrer ursprünglichen Formulie
rung akzeptiert wurden. 

Eine vom Ausschuß eingesetzte Arbeitsgruppe, die sich 
mit den durch die Vollzerzahnung notwendig geworde
nen Amt:;bezeichnungcn befaßte, schlug dem Ausschuß 
unter anderem die Wiedereinführung de!." bei der No
velle des Landesbesoldungsgesetzes im Jahre 1965 ge
änderten Amtsbezeichnungen vor. Der Ausschuß lehnte 
mit Mehrheit die Empfehlung der Unterkommission 
in dieser Frage ab, weil sich mit der Annahme des .Vor
schlages erhebliche Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit der Problematik der Amtsbezeichnungen ergeben 
hätten. 

Dagegen folgte der Ausschuß einer Empfehlung der 
Unterkommission, die dahin geht, die Ziffer 7 der All
gemeinen Vorbemerkungen der Anlage I des Landes
besoldungsgesetzes so zu ändern, daß die Gemeinden, 
Gemeindeverbände und die sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts bei Verwendung der gleichen 
Grundamtsbezeichnungen den Amtsbezeichnungen 
einen besonderen, auf den Dienstherrn hinweisenden 
Zusatz nur dann beifügen dürfen, wenn die Amtsbe
zeichnungen !ür Landesbedienstete einen entsprechen
den Zusatz enthalten. 

Außerdem übernahm der Ausschuß eine Empfehlung 
der Unterkommission, wonach die Amtsbezeichnungen 
der ersatzlos zu streichenden Besoldungsgruppe A 8 a 
durch die Amtsbezeichnungen "Amtsinspektor für den 
nichttechnischen Dienst" und „Betriebsinspektor für den 
technischen Dienst" ersetzt und in die Besoldungs
gruppe A 9 eingefügt werden. 

Ein Antrag der Vertreter der SPD-Fraktion, sämtliche 
in der Besoldungsgruppe A 12 a ausgewiesenen Lehrer
gruppen im Zuge der Vollverzahnung nach A 13 über
zuleiten, wurde mit den Stimmen der Vertreter de1· 
Fraktic:men der CDU und FDP abg~lehnL Ebenso ver
fiel ein Antrag der SPD-Vertreter der Ablehnun~. wo
nach die Leiter an vollausgebauten Gymnasien mit 40 
und mehr Lehrerstellen nach A 16 eingestuft werden 
sollten. 

Dagegen beschloß der Ausschuß, den Oberstudiendirek
toren an Schulen mit 40 und mehr Lehrerstellen und 
den Leitern der Studienseminare eine Zulage von mo
natlich 150 DM zu gewäh ren und die ständigen Vert re
ter der Oberstudiendirektoren an Gymnasien mit 40 
und mehr Lehrerstellen nach A 15 zu besolden. 

Darü!;>er hinaus war sich. der Ausschuß einig, zur Ver
besserung der Beförderungsmöglichkeiten für Philolo
gen in der Besoldungsgruppe A 14 a die Direktorstell
vertreter an vollausgebauten höhe1·en Schulen als Stu
diendirektoren aufzunehmen. 

Hinsichtlic.'1 der Einstufung der Lehrer an Ingenieur
schulen war der Ausschuß der Meinung, vor einer Ent
scheidung hierüber zunächst das Gesetz über die Fach
hochschulen und Akademien abzuwar ten. 

Dagegen schien es dem Ausschuß opportun, zur Ver
besserung der Beförderungsmöglichkeiten im höheren 
Dienst der gesamten Gerichtsbarkeit innerhalb der 
rahmenrechUichen Vorschriften des Bundes die ent
sprechenden Voraussetzungen zu schaffen. Wl darf 
dazu auf den Antrag verweisen und bitte Sie, es mir 
zu ersparen, das im einzelnen bekannlzugebcn. 

Die Diskussion um die Rechtspflegerzulage für die in 
der St:cafvollstreckung tätigen Beamten ergab, daß sich 
eine Änderung des Landesbesoldungsgesetzes erübrigt, 
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da clurd1 die vom Bund vorgesehene Änderung des 
r;„d1t:;prtegerg:esctzes, die noch in dieser Legislatur
periode zu erwarten ist, auch die Tätigkeiten des ge
nannten Personenkreises erfaßt werden, so daß auch 
diesem Personen)<rPis in absehbarel' Zeit eine Rl!cl1ts
pfleg:erzulage gewährt werden kann. 

D<•i· Au~~chuH war weiter der Auffassung, die Amts
he~.eiclrnung „r..andcspoli:>.eidirektor" in der Besoldungs
gl'Uppc A 15 zu streichen und in die Besoldungsgruppe 
A 16 neu icim:ufiigen. 

Schließiich ergab sich für den Ausschuß die Notwendig
keit. mit Artikel 3 der Vorlage eine Änderung des 
Vorschaltgesetzes zu empfehlen, durch die Unebenheiten 
hei der Berechnun~ des Besoldungsdienstalters haupt
amtlicher kommunaler Wahlbeamter beseitigt werden. 

Die Einführung der AmU.bezeichnung „Oberkassenrat'· 
in die Besoldungsgruppe A 14 hielt der Ausschuß nicht 
für erforderlich. weil es sich bei diesem Personenkreis 
um Landesbeamte handelt, die bd Änderung der Lauf
bahnl'iC'htlinien als Oberregierungsräte nach A 14 ein
gestuft werden können. 

(Abg. König: Sehr richtig!) 

D;is Minist.e-rium de!l Innern hat auf Anfrage erklärt, 
c.i<iU eine diesbezügliche Änderung der laufbahnrecht
lichen Bestimmungen möglich sei. 

~chliPßli<'h empfiehlt der Ausschuß in Artikel 7 des 
Atllrage;;, das Ministergesetz dahingehend zu ändern, 
daL3 bei Berechnung eines Ruhegehaltes für Minister 
Anttszeit~n als Landtagspräsident zur Hälfte mit an
get'<'chn':'t werden. 

Zur B<'s<'itigung versorgungsrechtlicher Härten, die 
;:\\' (•ifPI los zur ZPit noch bestehen, darf ich auf die vcr
sO!'gungsrechtlichcn Sonderbestimmungen in Artikel 6 
dc1· Drudn:iiche VI/852 verweisen, durch die solche Här
ten zultünftig behoben werden. 

Ab~chlieHend lassen Sie mich darauf hinweisen, daß der 
Au!'~chul1 dem Hohen Hause empfiehlt, die Artikel 1 
bis 4 und 7 mit Wirkung vom 1 . .Janual' 1968 und die 
Artikel 5, 6 und 8 mit Wirkung vom 1. Januar 1969 in 
Kraft zu set:r.en . 

kh darf Sie im Namen des Ausschusses bitten, der 
Dr ucksache Vli852 Ihre Zustimmung zu geben. 

<Beifall im Hause.} 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Deis Wort hat der Herr Abgeordnete Thorwirth {SPP}. 

Abg. Thurwirth: 

Herr Präsident.r Meine sehr verehrten Damen und Her
rE'n ! Der rheinland-pfälzische Landtag zieht mit diesem 
GL'sctz in E'inem :i:weiten Abschnitt die Konsequenzen 
<J.us den Harmonisierungs- und Neuregelungsbestrebun
gen des Bundes in der Beamtenbesoldung. Dies gilt ins
besonde1·e für die mit diesem Gesetz verbundenen und 
damit v1,ffwirklichte.n bcsoldungspolitischcn Maßnahmen 
der Vollverzahnung und der Verbesserung der Richter
b~·:<.oldung, die der Bund in seinen Bestimmungen vor
~chrt>i bt und die wir im Hinblick auf die Yollverzah-

nung des Bundesrahmenrechts nun gleichfalls durch
führen können. 

Ich möchte nur einen Satz zu den Bemühung~n des Hun
des sagen: Ich glaube, wir stimmen dat·in überein, daß 
~ir diese Bestrebungen des Bundes, der ja damit noch 
nir.ht am Ende ist, im Prin:r.ip in der Weise bejahen. 
daß wir eine Harmonisierung und Koordinierung der 
besoldungspolitlschen Maßnahmen des Bundes und der 
Länder für richtig halten. -

kh möchte aber auch ebenso dPutlkh sagen, daJj wir 
es nicht für gut 'und auch nicht für ct'strebenswert hal
ten, daß der Bund die Grenze überschreitet, die die 
Zuständigkeit der Länder im Grund~ beendet. 

Wir können alle nur wünschen und hoffen, daß die 
VoJ;"stellungen der Länder auch Unterstützung in der 
allgemeinen be:>oldungspolitischen Diskussion finden, 
damit es ·uns leichte1· gemacht wird, von uns aus, von 
den Parlamenten au8, die notwendigen Koordinierungs
und GemetnsamkeitsGbcrlegungen anzuslelten. 

Insoweit muß man, glaube ich, darauf hinweisen. daß 
der Landtag hiet· bestimmte weitet'gehende Wünsche, 
die vorhanden 5ind, über deren BerechtigunE( ich aud1 
gar nicht streiten will, heute zurückstellt, weil er auch 
das näcl~ste Neuregelungsgesetz des Bundes abwarten 
muß, um in einem möglichst synchron gehaltenen Ver
fahren zwischen Bund und Ländern die Neuregelung 
und. Veränderung unserer Besoldung vorzunehmen. 

:Was. .i'f:Sdlieht darüber hinaus? kh ~laube, üller die 
Vollverzahnung, soweit sie im Gc:;ctz enthalten is t, und 
über die Verbesserung der Richtcrbcsu!dung sollle kein 
Wort mehr gesagt werden. Die Gründe und die Über
legungen sind genannt. 

Wir sind froh darüber, daß in diesem Gesetz auch eine 
Beseitigung von Härten erfolgt, die aus dem Vierten 
Besoldungs!inderungsgesetz des Landes Rheinland-Pfalz 
übri~geblü~ben sind - Härtc>n '1Ll:'l der slruktureHen 
Oberleitung und ähnliches -, die uns seit zwei Jahren 
na~ehen, und bci denen die F1·aktionen übereinstim
mend bei vielen Gelegenheit erklärt haben. daß sie 
diese bei der damaligen großen Besoldungsnovelle ein
getretenen unerwünschten Benachteiligungen beseitigen 
und abstellen wollen. Dies geschiPht„ glaube ich. in 

1 • einer überzeugenden und auch :r.ufriedens tellenden 
Weise mit diesem Gesetz. 

Nun . meine Damen und Herren, möchte ich mich zwei 
Punkten zuwenden, die die Änderungsanträge der SPD
Frakti•Jn betreffen. Wir glauben, daU die Bes<.:11lüsse 
des Haush<ilts- und Finanzausschusses in diesen 
Punkten den besoldungspoli.tischen , aber auch den 
schulpolitischen Überlegungen nicht in ausreichendem 
Maße Rechnung tragen. Sie wis~en, meine Damen und 
Herren, ctaß die Vorlage des Aus!idlusses ebenso wie 
die Rcgit>rungsvorlage vorseh~n, daU in der Besol
dungsgruppe A 12 a einige Lehrerberufe weiter enthal
ien sein sollen. 

Das heißt also, daß die VoHverzahnung vom Spitzen
amt des gehobenen Dienstes in das Eingangsamt des 
höheren Dienstes nidJ.t für alle Dienstbezeichnungen 
und Dienstämter zutrifft, die jetzt in A 12 a enthalt(>n 
sind. 

Wir halten diese Regelung aus besoldungs- und schul
politischen Gründen Iür unvertretbar. Meine Damen 
und Herren! Denken wir daran, .daß wir vor drei Jah-
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ren, als hier die Gruppe A 12 a eingeführt wurde, im 
Grunde durch den Bund gehindert waren, die Vollver
zahnung durchzuführen. Nur das damalige Bundes
rahmenrecht htlt uns gezwungen, eine Besoldungs
~ruppc A 12 a einzuführen, weil die Eingruppierung von 
Amtcrn des gehobenen Dienstes in das Eingangsamt 
des höheren Dienstes damals gegen d ie rahmenrccht
lichen Vorschrüten verstieß. 

Es ist heule, nachdem der Bund diese Möglichkeit 
erö!!nel hat, nach unserer Auffassung unvertretbar, 
die Lehrergruppen in dieser Dienststellung nicht 
ebenso überzuleiten wie alle anderen Beamtengruppen. 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich ein zweites 
sagen. Wir haben hier zu verzeichnen, daß es sich ins
besondere um Lehrerberufe handelt. Ich will jetzt gar 
11lcht über die verschiedensten Gruppen an Realschu
len, Sonderschulen usw. sprechen. Aber, meine Damen 
und Herren, es Ist kein Zweifel, daß gerade diese Be
handlung für den Rektor an Grund- und Hauptschulen 
auch aus schulpolitischen Gründen unvertretbar ist. 
Was ist im Moment alles im Gange? Wir bauen Grund
und Hauptschulen auf. Wir haben eine Entwicklung 
voi- uns mit steigenden Anforderungen an Lehrer und 
Leiter dieser Schulen. Wir haben Schulversuche an 
Hauptst·hulen mit dem zehnten Schuljahr. Dies sind 
auch Schulversuche, in denen Kindern, die begabt sind, 
die Möglichkeit geboten werden soll, den gleichen Ab
Hchluß 7.U erreichen, wie es an Realschulen möglich ist. 
All dies geschieht, und zum gleichen Zeitpunkt wollen 
Sie, meine Damen und Herren, den Rektoren dieser 
Schulen die Möglichkeit verbauen, genau wie andere 
Beamten des gehobenen Dienstes im Spltienamt nach 
A 13 zu kommen. 

Der Lehrer beginnt nach unserer heutigen Besoldung 
in A 11. Der Rektor als das Spitzenamt der Lehrer ist 
nach der Vorlage des . Ausschusses und nach dessen 
Beschlüssen auch jetzt nach der Vollverzahnung noch 
In A 12 a festgehalten. Das heißt, wir räumen den 
Reitloren und auch den Lehrern an Grund- und 
Hauptschulen nicht das gleiche Recht ~in, das für jeden 
Bcftmten des gehobenen Dienstes gilt, nämlich daß er 
bei entsprechender Dienstpostenbewertung und bei 
dem entsprechenden Amt, das er ausübt, nach A 13. 
dem · Eingangsamt der höheren Laufbahn, kommt. Dies 
ist ttus bcsoldungspolitischen, aus beamtenrechtlichen 
und, wie wir meinen, aus schulpolitischen Gründen 
nichi vertretbar. 

(Beifall bei der SPD.} 

Nun, meine Damen und Herren, wir haben den Antrag 
aus der Konsequenz der be.soldungspolitischen Über
legungen gestellt, alle Lehrerberufe, die in A 12 a 
bleiben. nach A 13 vollzuvcr-L-Ohnen. Ich mache keinen 
Hehl daraus, daß man bei einer gründlichen Betrach
tungsweise durchaus zu einer differenzierten Beurtei
lung lrnmmen kann. lch würde also meinen, daß bci
spti;-lsweise die Behandlung des Themas „Rektor" noch 
einer anderen Betrachtung zugänglich sein sollte als 
die übrigen Berufe. 

kh möchte auch sagen - ohne daß die Fraktion sich 
darüber verständigt ha t -, daß wir sicherlich damit 
einverstanden sein könnten, das biete_ ich hier an, 
wenn die Vollverzahnung für den Rektor hier be
schlossen werden sollte und wenn man möglicherweise 
die übrigen Berufe heule nicht mitnehmen sollte; und 
zwar de~halb, well es nur für den Rektor zutrifft, daß 

„ das Spitzenamt A 12 a heißt, während die anderen 

Beru!e, die hier verzeichnet sind, Realschuloberlehrer 
und Sondersclluloberlehrer, ja in ihren Spitzenämtern 
nach dem höheren Dienst orientiert sind und insoweit 
der Gesichtspunkt der Vollverzahnung nicht in dem 
Ausmaß zutrifil, wie das bei den Rektoren an Grund
und H.auptscllulen der Fall ist. 

Wir haben ferner den Antrag gestellt, die Oberstu~ 
diendirektoren als Leiter größerer Gymnasien und 
vergleichbarer Bildungseinrichtungen nach A 16 ein
zustufen und es Dicht mit eLner Zulage, die im Grunde 
ja nichts anderes ist als die Bestätigung, daß man 
hier ein schlechtes Gewissen wegen der Eingruppierung 
hat, erledigt sein z.u lassen. 

Seit Jahren wird den Vertretern unserer höhel'en 
Schulen, also den Vertretern der Studienräte und 
Oberstudienräte erklärt, daß die politischen Parteien 
es für ein Unrecht halten, daß die Au!stiegsmöglic:h
keiten des Studienrates bei A 15 beendet sind. Im 
Grunde kann kein Mensch eine sachliche Begrilndung 
dafür geben, warum nicht wie bei allen anderen 
Beamten des höheren Dienstes auch für die Laufbahn 
des Studienrates das Erreichen der Gruppe A 16 mög
lich sein soll. 

(Bei!all bei der SPD.) 

Dies ist sachlich nicht z.u begründen und ist im Grunde 
ein Unrecht gegenüber den Lehrern an diesen Schulen, 
das ja auch zu der allgemeinen Beurteilung der Ver
hältnisse und des Lehrermangels hin.zukommt. 

Auch die Hinweise, daß dies andere Länder nicht 
mögen, sind wenig überzeugend. Ich weiß, daß 
nicht nur die Fl'aktionen, sondern beispielsweise auch 
unser Finanzminister erklärt hat - er hat uns im 
Ausschuß eine Begründung dafür gegeben - , daß dies 
seine Auffassung in seiner Stellung als Landesvor
sitzender einer.Partei gewesen ist und daß er sich auf 
den Einsatz im Bundesrat und bei den ilbrigen Gre
mien des Bundes beziehe. 

Diese Haltung der Fraktionen und Parteien, nämlich 
im Sinne einer Zustimmung zur sachlichen Berechti
gung der Forderung, muß natürlich, wenn wir heule 
dieses Besoldungsgesetz verabschieden, ohne daraus 
die Konsequenzen z.u ziehen, mit dazu beitragen, daß 
das Vertrauen in das Parlament, in seine Entschei
dung, seine Aufrichtigkeit und seine Argumentation 
verlorengeht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, daß man natür
lich sagen wird, daß auch die Mehrzahl der übrigen 
Länder einen solchen Schritt nicht vornimmt. Ich glaube 
aber, dieses Argument reicht nicht aus, wenn wir sach
lich von der Notwendigkeit überzeugt sind, die Vo!l
verzahnung auch für die Lehrerberufe durchzuführen 
und die Bersoldungsgruppe A 16 für die Oberstudien-· 
d!rektoren, das heißt für .die Laufbahn der Lehrer an 
höheren Schulen, zu ermöglichen. 

Es ist sicherlich auch bE:kannt - das braucht man nicht 
besonders zu erwähnen -, daß dies kein finanzielles 
Problem ist. Weder die Zahl der davon betro!fenen 
Lehrpersonen noch die Beträge, um die es gehl, sind 
so hoch, daß dies den Haushalt und die finanzielle 
Leistungsfähigkeit des Landes !.ibcrscb.reiten könnte. 
Meine Damen und Herren, dieses Lan<'I Rhelnland
P!alz hat in der Vergangenheit, einmal zum Vorteil 
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und einmal zum Nachteil, in einer Reihe von besol
dungspolitischen und anderen Dispositionen sich nicht 
daran ol'ientiert, was andere Länder machten. Hier 
haben wir die Gelegenheit, aus einer überzeugenden 
Stellung zur Schulpolitik, zur Bedeutung unserer 
schulpolitischen Entwicklung, aus einer überzeug.enden 
Einstellun.11; auch zu der .Situation unserer Lehrer in 
unserer Besoldunj(sordnung zwei, wie ich meine, große 
Ungerechtigkeiten zu beseitigen. 

Meine Damen und Herren! Die SPD-Fraktion hat be
antrngt, den Antrag des Haushalts- und Finanzaus
schusses in diesem Sinne zu ändern und zu ergänzen. 
Ich darf Sie im Namen der SPD um Zustimmung zu 
unsPrem Antrag bitten. 

(Beifall der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gaddum (CDU). 

Abg. Gaddum: 

Herr Präsident! .Sehr verehrte Damen! Meine Herren! 
nie kun. vor der Sommerpause vorgenommene Ver
ab~chied\lng eines Vorschaltgesetzes zu dem von der 
Landesregierung eingebrachten Entwurf eines Fünften 
Landesgesetzes zur Änderung des Landesbesoldungs
gesetzes ist vom Landtag damit begründet worden, 
daß es erforderlich el."Scheine, die Auswirkungen und 
die Möglichkeiten hinsichtlich der Lehrerbesoldung zu 
ü~rpt'üfen. Dies ist geschehen, allerdings mit dem 
Ergebnis, daß wir eine ganze Reihe von Erwartungen 
nic-ht haben erfüllen und dem Vorschl ag, der soeben 
von Herrn Kollegen Thorwirth noch einmal vorgetra
g:en wurde, die gesamte Gruppe A 12 a im Besoldungs
gesetz ersatzlos zu streichen und alle in A 12 a ver
bliebenen Beamtengruppen nach A 13 zu überführen, 
nidJ.t entsprechen können. 

(Zuruf vnn der SPD: Hört, hört!) 

Die AnnRhme dieses Vorschlages hätte erhe:bliche 
Konsequenzen nicht nur für die Lehrerbesoldung nach 
sich gezogen. Diese Konsequenzen, Herr Kollege Thor
widh, haben Sie eben dadurch abzumildern versucht, 
daß Sie vorgeschlagen haben, eventuell nur einen Teil 
der Lehrer aus A 12 a nach A 13 zu überführen. Ich 
bin der Meinung, daß dies kein Weg ist, um neue 
Ungerechtigkeiten zu vermeiden; denn Sie wissen so 
11:ut wie ich, daß beispielsweise gerade aus dem Bereich 
der Realschule im gleichen Moment sehr berechtigte 
Anwürfe kämen, wenn wir eine Gruppe von A 12 a 
n<1d1 A 13 übernehmen würden, 

Wenn bisher diese Gruppe A 12 a eingerichtet wurde, 
so gilt zwar allgemein für die Laufbahnbeamten das, 
w:i.s Sie gesagt haben. daß nämlich hier :rahmenrecht
liche Bindungen vor'lagen. Ich muß allerdings darauf 
vel'weisen, daß für die Lehrerberufe diese rahmen
t·eehtliche Bindung auch bisher nicht bestand. Als wir 
seinen:eit die Rektoren in A 12 a einstuften. hat uns 
keine r~hmenr~htlkhe Bindung gehindert. nach A 13 
zu gehen. Es war vielmehr eine auch lm Hinblick auf 
die gesamte Entwicklung, die im kulturpolitischen 
Raum<:> noch im Gange ist, durchaus gewollte Maß
ncthme. 

Wir sind der Meinung, daß es nicht t'ichtig ist, im 
Moment eine Regelung zu treffen, von der wir wissen, 

daß sie im gleichen Atemzl,lge neue Ungerechtigkeiten 
schafft. Dies muß ich insbesondere au~ im Hinblick 
aui di~ Rektore~ an den Volksschulen sagen. Es ist 
außerordentlich schwierig, in diesen Fragen einen 
M;aß~ta,):l ~J.l, fl,n~n, nach dem man vorgehen kann. Ihr 

.•. :VR~~g.„„a.JJ~. ~~toren .. nach A 13 zu übernehmen, 
würde uns - das sei nur vermerkt - an die Spitze 
aller Länder bringen. Bisher hal kein Land eine 
solche Maßnahme vorgenommen. Erwogen haben wir 
- das möchte ich hier durchaus bekunden, und das ist 
auch bekannt -, ob wir, ähnlich wie Nordrhein-West
falen, die Rektoren an Hauptschulen nach A 13 über
führen sollten. Wir sind abl!r wieder davon abge
kommen, nicht zuletzt auch auf Grund von Argumen
ten. .die aus der Lehrerschait selbst kommen. Unserer 
Meinung nach el"W'eist es sich im Augenblick, in dem 
gerade auf dem Sektor der Grund- und Hauptschulen 
sich in einem starken Maße ein Umbruch vollzieht, 
nicht als zweckmäßig, ·zu diesem Zeitpunkt ein Schema 
aufzustellen, nach dem man verfahren soll. Wir sind 
durchaus bereit und erkennen die Notwendigkeit an, 
nach gewissen Enlwicklungen im schulpolitischen Be
reich aucli. 'd.i€Se 'Probleme neu zu überdenken. Aller
dings sind wir der Meinung - das tri!!t auch den 
gesamten von Ihnen angesprochenen schulpolitischen 
Bereich -, daß sicherlich Besoldungspolitik, Schulpoli
tik und Kulturpolitik nicht voneinander zu trennen 
sind, daß es aber nicht richtig ist, Schulpolitik in erster 
Linie über die Besoldungspolitik zu macherr. Ich sage 
dles ausdrücklich auch im Hinblick auf die besol-

. • „ . • dtm,gspolitlschen Initiativen in anderen Ländern. Wenn 
wir uns z.Um Beispiel mit der von Ihnen kritisierten 
Maßnahme im Bereich del." Lehrer an höheren Schulen 
fn die Sprtzengruppe der Länder einreihen - wir lie
gen dann mit Baden-Württemberg und Bayern an der 
Spitze der Möglichkeiten -, so ist es doch bezeichnend, 
daß andere L~nder in dieser Richtung überh':'upt nichts 
oder nur wenig getan haben. Herr Kollege Thol;'wil'th, 
ich kann es Ihnen nicht ersparen; es sind überwiegend 
die sozialdemokl."atisch regierten Länder. 

(Abg. Vondano: Sehr richtig! - Vereinzelt.er Beifall 
bei der CDU.} 

In diesem zusammenschieben der Grund- und Haupt
schulen und der Gymnasien steckt auch ein erheb
liches StüCk Bildungspolitik. Wir sind nicht bereit, das 
mitzumachen. 

' ! ' 1
1 

• ". ' '· t " 1 ' + '"' l 1 '\,; ~' ~ 

Wir· haben uns wegen der zu erwartenden Ungerech
tigkeiten nicht da:r.u entsehließen können, einen größen
oi:-dnungsmäßigen Maßstab für die eventuelle Um:=;tu
fung von A 12 a nach A 13 einzuführen. Ich bin der 
Meinung, daß auch die nordifodn-westfälische Rege
lung in dieser Hinsicht mit Sicherheit zu neuen Un
gerechtigkeiten führen wird. 

Der Bund hat iti. s.elnem E r sten Bcsoldungsneurege
lungsgesetz wünschenswerte und erfreuliche Verbesse
rungen für die Richterschaft insgesamt gebradit 
- dies wurde auch vom Herrn Berichterstatter er
wähnt -. Das Land Rheinland-Pfalz wird nach den im 
Haushalts- und. Finanzausschuß besclllossenen Ver
besserungen noch darüber hinaus in der Besoldung der 
Amtsrichter lo dem gesamten Bereich der Amtsgerichte 
etne· gute Mittellage einnehmen. Wlr befanden uns in 
der Gesamtjusti.z schon bisher in einer relativ ver
tretbaren guten Lage. Dies is l jetzt auch erreicht für 
die Situation bei den Amtsgerichten. Wir müssen zu
geben, daß wir auf diesem G€biet bisher das Schluß
licht hielten. 

Alletillilgs mußte eine solche Regelung auch Konse
quenzen hinsichtlich der Stellenschlüssel an den höhe- ~ 
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ren Schulen haben. Wir stimmen darin überein, daß 
die Lau.fbahn - wenn man sie als Laufbahn bezeich
nen kann; ich darf hier einmal so sagen - der Gym
nasiallehrer im höheren Dienst die denkbar schlech
teste ist. Die Frage, inwieweit wir uns hierbei an 
bundesrahmenrechtliche Bestimmungen oder an im 
Entstehen begri.f!ene rahmenrechtliche Bestimmungen 
gebunden fühlen, beurteilen wir etwas anders als Sie, 
Herr Kollege Thorwirth. Sie wird auch dort anders 
beurteilt, wo die verantwortlichen Ressortminister in 
der Bundesrepublik von SozJ.aldetnokraten gestellt 
werden; denn schließlich hat kein Land bisher die 
Besoldungsgruppe A 16 für diesen Bereich geöffnet. 

Sie wissen, daß der Bund bei seinen bisherigen Refe
rentenent wür!en bei A 15 plus Zulage steckengeblieben 
ist. Wir sind damit nicht zu.frieden. Das ist bisher von 
uns im Ausschuß gesagt worden, und ich möchte das 
hier noch eirunal ausdrücklich betonen. Nur ist das 
nach meinem Dafürhalten ein Punkt, bei dem die 
Landes!."egierung als Landesregierung für dieses Land 
von uns gebeten werden sollte, initiativ zu werden 
und Bestrebungen zu unterstützen, diese Vorstellungen 
des Bundes zu korrigieren. Wir stoßen hier wied'erum 
au! den Punkt, daß der Bund bei seinen be.soldungs
po\itischen Maßnahmen augenscheinlich in der Gef~hr 
ist, die Belange der Länder nicht richtig und nicht 
genügend zu sehen. Aber eine solche sich daraus 
sicherlich ergebende notwendige Korrektur sollte sich 
nach meinem Dafürhalten in den dazu notwendigen 
und dafür angesetzten Organen voll:z:iehen, und das ist 
praktisch im Einwirkungsbereich der Länder der Weg 
über den Bundesrat. E.s ist sicherlich nicht .gut, wenn 
wir hier als Länder jeweils im einzelnen vorprellen. 
Das steht jetzt nicht nur für dd.e höheren Schulen, das 
gilt auch in anderen Bereichen. Es ist meines Erach
tens legitim - wir haben das bisher immer so gehand
habt -, daß wir auch bei besoldungspolitischen Maß
nahmen beobachtet haben: Was geschieht bei uns, und 
was geschieht in anderen Ländern? -

Wir haben durchaus Zielvorstellungen, wie die Situa
tion gerade für die Lehrer an höheren Schulen geän
dert werden soll. Das betrifft - nebenbcl bemerkt -
nicht nur Lehrer an höheren Schulen, sondern es be
tri!Ct die Situation der Lehrer aller Schulen. Aller
dings müssen wir darauf bestehen, daß der Zusam
menhang zwischen den Besoldungen für alle Lehrer 
immer gesohen wird. Ich bin der Meinung, wenn man 
hier ein gewisses zusammendrängen erreichen · will, 
dann soll man das auch sagen. Wir können uns bis
her dazu nicht verstehen. 

Es ist nach unserem Dafürhalten ein erster Schritt, 
wenn wir die Besoldungsgrilppe A 15 auch für die 
Direktorstellvertrcter ö!!nen, und wenn wir den Di
rektoren der größeren Gymnasien eine Stellenzulage 
gewäh1·en, die immerhin dd.e Hälfte der Differenz 
zwischen A 15 und A 16 ausmacht. 

Es ist in diesem Zusarrunenhang die Frage au!gewor
fon worden, ob man gerechterweise di!!erenzieren kann 
zwischen den Direktoren kleinerer und größerer 
Gymnasien. Ich bin der Meinung, daß man dies 
durchaus kann; denn man muß - ja wohl sehen, daß 
die Leiter solcher großen Schulen in einem doch er
heblichen Tell ihrer Arbeitskraft in Anspruch genom
men werden von organisatorischen Aufgaben. Und 
organisatorische Aufgaben sind in ihrer Bedeutung 
auch schon eine Funktion der Größe s olcher Anstalten. 

Eine Verbesserung des Stellenschlüssels für die Philo
logen versprechen wir uns insbesondere auch von der 

jetzt weiter eröffneten Möglichkeit, im Haushaltsplan 
zusätzliche A 14 a-Stellen zu schaffen; auch dies soll 
ein Weg sein, die Besoldungssituation der Philologen
schaft insgesamt zu verbessern. Das ist uns ganz be
wußt ein kulturpolitisches Anliegen. Wir haben uns 
über die Situation der Philologenschart s<!hon genügend 
hier unterhalten fm Zusammenhang mit dem Lehrer
mangel an höheren Schulen. Ich verweise au! die 
Diskussionen in den Aussc:hilssen. 

Der Herr Berichterstatter hat au! die Diskussion um 
die Amtsbez.elchnungen verwiesen. Meine Damen und 
Herren! Es ist iür einen Außenstehenden vielleicht 
etwas schwierig, warum solchen Dingen ein solches 
Gewicht beigemessen wird. Ich habe abe.r durchaus 
Verständnis für die Bestrebungen der Beamtensch.a!l. 
Ich muß nur andererseits um Verständnis bitten, daß 
wir nicht im gleichen Moment, in dem wir aus wohl
erwogenen Gründen Verwaltungsreform betreibun, 
hinsichtlich der Amtsbezeichnungen zu Wortbandwilr
mern kommen, die uns ni<;b.t nur keiner abnimmt, 
sondern die auch dem Ö!!entlichen Dienst insgesamt 
keiner abnimmt. Ich bin der Meinung, wir tun dem 
O!!enUichen Dienst insgesamt keinen ~fallen, wenn 
wir ihn praktisch auf dem Weg über WortbandwUrmer 
als Amtsbezeichnungen lächerlich mache n. Das wird 
zu wenig gesehen. Wir bitten also hier um Verständnis, 
wenn wir in dieser Hinsicht manche Wünsche nicht 
erfüllt haben und sich der Ausschuß mit breiter Mehr
heit dazu entschlossen hat, diesem Petitum, das ja 
auch als Petitlonsvorschlag vorlag, nicht zu entspre
Chen. 

Es sind ebenf.alls vom Herrn Berichterstatter die Si
tuation und die Wünsche- der Do7.entenscha!t an Inge- · _ 
nieurschulen erwähnt worden. Hier gut eben, daß wir 
für diesen Bereich kurz - möchte ich hoffen - vor 
Gesetzesinitiativen stehen, die den Status dieser In
stitute grundsätzlich überdenken lassen werden. Hier 
sollten nicht durch jetzige besoldungspolitische Maß
.nahmen Vorschritte geleistet werden, sondern man 
sollte dann den kulturpolitischen Entscheidungen in 
der richtigen und angemessenen Form !olgen, zumal 
wir ja auch im Ländervergleich eine zumindest an
nehmbare Position einnehmen. Wie liegen nicht an der 
Spitze, aber wir liegen auch nicht so, daß sich vo.n 
einer extrem schlechten Position her eine notwcndiie 
Änderung zu diesem Zeitpunkt unbedingt als not
wendig aufgäbe. 

Ein kleines Problem lassen Sie mich noch anschneiden, 
das liegt mir besonders am Herzen: Es betrlf!t die 
Finanzrichter. - Wir sind im Ausschuß der Regierungs- · 
vorlage gefolgt, die Finanzrichter in ihrem Eingangs
amt herunterzustufen. Rheinland-Pfalz war das ein
zige Land, das die Finanzrichter in ihrem Eingang.s
amt wesentlich höher gestuft hatte, als es der Buna 
jetzt in seinen rahroenrechtli'chen Bestimmungen vor
sieht. Wir sind im Ausschuß der Regierungsvorlage 
gefolgt. Das war insofern für uns kein allzu schwerer 
Entschluß, weil sich diese Frage im Moment nicht 
konkret in der Besoldung auswirkt. Allerdings möchte 
ich ausdrücklich b~tonen, daß dieser Entschluß des 
Ausschusses - jedenfalls von selten unserer Fraktion -
nicht so beurteilt werden kann, Jl.lS würden wir die 
Einstufung dieser Finanzrichter durch den Bund gut
heißen. Aber auch hier gilt, daß wir der Meinung s ind, 
daß der Bund sich diese Frage erneut überlegen solle. 
Das Bundesinnenministerium hat dies auf Anfrage 
zugesagt. Wir bitten wegen des Status' der Finanzrich
ter, daß auch die Landesregierung sich diesen 'Ober
legungen nicht verschließt, wenn sie im Bundesrat an 
sle herangetrllien werden. 
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Die Finanzrichterschaft steht in einer Situation, daß , j' 

sie sid1 erst freizuschwimmen hat, auch heute noch 
freizuschwimmen hat, von gewissen Bereichen der Ver
w;lltung. Het unserer heutigen Einstellung zur Richter
SC'hafl ini;gesamt bin ich der Meinung, es ist gut, wenn 
mnn i.irh in diesem Recht::istaat auch ein.es solchen 
Zwf'ie:es der Gerichtsbarkeit annimmt, der es nun in 
besonderer Weise immer auf der einen Seite mit der 
'\ierwe1 ltung zu tun hat, die andererseits au! seine 
Bo:>~nldung einen nicht geringen Einfluß hat. Es steht 
uns gut 1in, und es steht sicherlich del" Administration 
insgesamt gut an, hier auch gegenüber der Richter
scti~ ft einen Weg zu finden, der dem Status dieser 
Rkhtersd1aft e-nt.spricht. 

Der Landtag hält mit diesem Gesetz ein Versprechen, 
die Deratung unmltielbar nach der Somme1·pause wie
der 11ufaunehmen. Er hält ferner die Zusage hinsicht
liC'h des Inkrafttretens insofern, als nämlich alle 
licgelungen, die in dem Entwurf der Landesregierung 
vorgest!hen waren, rück.wirkend zum 1. Januar 1968 
in Kraft. treten. Durch diese Aufteilung des Gesetzes 
in zwei Teilabschnitte ergibt sich also für die Bctrof
!ent!n keine Benachteiligung. Wir begrüßen es, daß es 
im Gegenteil wahrscheinlich gerade durch diese Auf
teilung möglich geworden ist, hinsichtlich der Härte
fälll' eine relativ großzügige Lösung zu finden. 

Da~ Problem der Härtefälle war das, was uns sicher
lict"l mit am meisten bedrängt hat. Es betrifft in der 
R<:>gel die vielen kleinen Leute. Wir ho!fen, daß wir 
im t der jetzt gefundenen großzügigen. Lösung doch 
eine W<f>i1.~hende Bereinigung durcb.fühI"en können. 

H0snldungsl'(esetze zu machen, meine Damen und Her
ren, die die Zustimmung aller finden, ist höch;;twahr
~1·hi>inlkh oder mit Sicherheit nicht möglich. Wir sind 
un::: der Besch1·änktheit unserer Möglichkeiten durch
<Hll> bewußt, aber auch der Tatsache, daß sich aus den 
getroffenen Änderungen auf die Dauer Weiterungen 
(!t'~eben müssen, die wir nur schrittweise vollziehen 
können. Auch dieser Tatsache sind wir uns bev."U.Üt. 
rnsofem befindet sich jedes Gesetz, jedes Besoldungs
~esetz zumal, im Zuge einer gewissen Entwicklung, die 
<-\Uch nicht einfach abzustop~n ist, bei der aber doch 
t1ie ein;>,PJnen Schdtte kontinuierlich aufeinanderfolgen 
mlii;...;~n. Es ist ein Irrtum, zu glauben, daß man mit 
einet· grundsätzlichen, vielleicht einmal großzügigen 
Lö.:!ung eine solche Entwicklung zum Abstoppen brin
g<'n könnte. 

i 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Das Wort hat <lPr H<:'rr Abg<:ordnete von Bünau (FDP). 

Abg. von Bllnau: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Meine Herren Vorredner betonten schon, daß 
v.1r vor den Ferien hier standen und feststellten, daß 
uns in bestimmten Dingen die Hände gebunden waren, 
daß wir nur ein Vorschaltgesetz machen konnten und 

·alles andere nach den Ferien Ihnen vorlegen wollten. 
Wir haben damals geglaubt, daß der Bund in der 
Zwischer1z.eit das '\Vort cintösen \verde, daß er so quasi 
der Öffentlichkeit schon zu erkennen gegeben hatte, 
daß er nämlich ein weiteres Beamtenrechtsr::ihmen
gesetz erlassen werde, wonach uns Möglichkeiten ge
geben wären, auch etwas Weiteres zu tun. Diese Hoff
nung hat ·enttäuscht. Da stehen wir nun wieder. Und 
was tun wir? Wlr tun wieder ein Stückwerk Arbeit; 
wir tun w1eder "etwas, was uns allen nicht ganz ent
spricht. Wir geben wieder dem einem etwas, und dem 
anderen ver~prechen wir etwas. Wir befriedigen wie
der den einen, und den anderen enttäuschen wir. Das 
fat, meine Damen und Herren, kein guter Zu~tand, daß 
wir uns hier wieder sozusagen in einer ge\vlssen 
Routinearbeit mit einem Besoldungsgesetz beschkifti
gen, wobei wir immer wieder feststellen, daß Hinder
nisse, die uns daran hindern, das zu tun, was wir 
tatsächlich wünschen. 

Da g.il;>t , ~l?. ßE:Pot;' viele Wünsche~ und was für Wünsche! 
Die Wünsche, die vom Kollegen Thorwirth vorgetragen 
wo1·den i-ind, sind echte Wünsche, die einleuchten, die 
aber nicht erhört werden können. weil Hin<lernisse 
da sind, aul die ich nachhcl.' noch zu sprechen l<omme. 
Es sind Wünsche da unserer Le'hrerscllaft. Es sind 
Wünsche da nach Öffnung der Gruppe A 16. Es sind 
Wünsche da unserer Realsc..l-iullehrer und Volksschul
lehrer. Es gibt all die Wünsche der Gruppen, von 
denen ich. das letztemal schon gesprochen habe. Vie le 
dieser Wünsche haben wir zurücksldlen müssen, eben 
wegen der Hindernisse. 

Ich möchte sagen, die Hindernisse, die uns im Wege 
.ste~~p,. s.41.t;l in, die .~rei folgenden Gruppen .eingeteilt: 
Zunächst wird immer gesagt: Wir müssen ahwaden, 
was der Bund tut; denn außerhalb des Bundesrahmen
gesetzes dürfen wir nichts tun. Wir wissen aber nicht, 
was der Bünd tut. Das zweite: Wir lenken den Blick 
äür die anderen Länder. Das ist verständlich; denn 
unser armes Land Rheinland-Pfalz soll ja nicht, wie 
es immer so schön im Jargon heißt, Vorreiter sein. 
Das dritte Hindernis bei all diesen Fragen lautet: Wie 
steht es mit den Finanzen, wie werden unsere Finan
r.en·· 'be1ast~L wenn wir diese oder jene Regelung 
durchfillmm? 

Auch füt· die Besoldungspolitik - darauf möchte ich 
doch mit einigem Nachdruck hinweisen; das gilt sicher
lich für die Finanzpolitik insgesamt - wird und muß 
in Zukunft noch mehr gelten, daß die politischen Ent
scheidungen und Einwirkungen der Landesregierung 
l\Uf Bundesregetungen Einzelinitiativen des Parlamen
tes in Zukunft zumindest zu ergänzen, wenn nicht zu 
cri;cl7.en haben werden. 

i Diese aii;i.dernisse sind vorhanden, aber bevor ich 
1 weiter darauf ein.gehe, möchte ich noch kurz etwas zur 

Herr Minister Osswald sprach von einer organischen 
W"ilNf"llwicklung des kooperativen Föderalismus. Er 
h(•t•) I( dies auf die Finanzpolitik; das muß sich konse
qut>nterweise auch auf die Besoldungspolitik bezithen. 
kh bitte Sie deshalb um Verständnis, wenn wir den 
Antrag der Fraktion der SPD in der vorgelegten Form 
nicht annehmen können. 

(Beifall bei den Regierung.sp.arteien.) · 

l 
Titelfrage sagen. Wir haben die Titelfrage so ent
schieden, wie es vorgetragen wurde. Ich glaube, wenn 
in Zukunft der Stadtbaurat nicht mehr Stadtbaurat 

l sein kann, sondern Baurat der Stadt, und der Kreis~ 

1 

buurnt nicht mehr Kreisbaurat, sondern Baurat des 
Kreises wird, dann \\·ird es vielleicht so kommen, daß 

1 
die Dienststellung mehr bezeiclmet \Vit'd als der Dienst

„ · ·gHl'<r ä1s "sotdiEfr. 

1 

1 

Nun aber zu den Hindernissenl Das Haupthindernis, 
abge-sehen von dem Blick auf das Beamtenrechtsrahmcn
gesetz, ist letzten F.ndes der Blick auf die Finanzen. Da 
meine ich, wenn ein Land nicht mehr in der Lage 
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ist, begründete Besoldungsfragen sein.er Beamten posi
tiv zu erledigen, dann kommt wieder das heraus, .was 
bei uns in der ÖffcnUichkeit besproclJ.en wird: Warum 
scharrt man denn nicht Länder, die finanzkräftiger 
sind? Warl,lm scha!!t man denn nlcht endlich das, was 
wir alle brauchen, um den Anforderungen in der Da
seinsvorsorge gerecht zu werden, und zwar nicht nur 
für die Bevölkerung im all.gemeinen, sondern auch für 
die Beamten? Sie alle, die Sie hier in diesem Hohen 
Hause als meine Kollegen sitzen, hab\'.!n Ihre Freunde 
im Bundestag. Sie wissen, wie es im Bundestag aus-
sieht. Sie wissen, daß dort ein Antrag von uns vorliegt. 
Entschuldigen Sie, wenn. ich jetzt etwas abweiche und 
einmal darauf hinweise, daß wir vieles machen könn
ten, wenn dle Länder größer und damit ftnanzkrärtiger 
wären. 

(Abg. Schwarz: Die ,Größe allein macht die 
Länder doch nicht finanzkräftig!) 

- Die größeren Länder, Herr Kollege SclJ.warz ;das 
wissen Sie selber, können ganz andere Möglichkeiten 
ausnutzen als das Land Rheinland-Pfalz. 

Noch eine weitere Frage! Wir wissen. .daß die Philo
logen, wie es vorhin gesagt worden ist, für unsere Bil
gungspoli tik die wertvollsten Mitarbeiter sind. Wir 
wissen, daß die Richter !ür die Reclltsprechung unsere 
wertvollsten Mitarbeiter sind. Wir wissen, daß alle 
Beamten, ganz gleich, wo sie stehen, ausführende Or
gane des Parlaments, des Gesetzgebers, sind. Da frage 
ich mich immer wieder, warum wir als Gesetzgeber 
nicht in der Lage sind, von dieser Stückwerksarbeit 
(•ndlich einmal abzukommen. 

Es ist tatsächlici1 so, daß die Menschen, die in der 
Exekutive - im großen Sinne· gesprochen - tätig sind, 
lmmer wieder durch ihre Verbände sich gegenseitig 
ausspielen und an uns herantreten und hier betteln 
müssen um eine höhere Gruppierung, um eine Stellen
planänderung oder um eine bessere Bewertung dieses 
oder jenes Dienstpostens. Ist es für unseren heutigen 
Staat und für unsere heutige Gesellschait sowie für 
den Beamten in dieser Gesellschaft nicht etwas Be
schämC'ndes, daß -dem so ist! Icl1 möchte gerade bei 
dic>scr Gelegenheit, wo wir wieder eine kleine Stück
werksarbeit machen: wo wir viele tüchtige Leute 
wieder enttäuschen müssen, wo wir die Vollverzah
nung, die hier vorgetragen worden ist, nicht durch
rührt!n können, weil wir eben nicht Vorreiter sind, 
wo wir die A-16-Stelle für den Oberstudiendirektor 
nicht ö!!ncn können, weil es noch nicht im Beamten
rcchtsrahmengesetz steht, wo die Direktoren der 
anderen Schulen, nicht nur der höheren Schulen, auch 
noch nicht nachgezogen werden können, weil es noch 
nicht in den anderen Ländern so üblich ist, sagen, ist 
es nicht für uns endlich an der Zeit, uns einmal Ge
danken darüber zu machen, wie können v.:ir die Stel
lung des Beamten in unserem Staat etwas anders 
honorieren; und besserstellen, als nur dieses Stückwerk 
zu machen, auf das diese Menschen angewiesen sind, 
die letzten Endes doch ihre Pflicht und ihren Beruf 
darin sehen, das durchzuführen, was der Gesetzgeber 
von ihne11 erwartet und was der Gesetzgeber ihnen 
vorscht·eibt. 

(Abg. Dr. Skopp: Wollen Sie da den Vorreiter 
machen?) 

- Ja gerne! Aber ich meine, es ist zunächst auch eine 
Aufgabe unserer Landesregierung, daß sie sich. darüber 
einmal Gedanken macht, wie wir alle es tun. Wir 

machen soviel Ausschüsse und Unterausschüsse. Ein 
Unterausschuß in diesem Zusammenhang ist zwar ein
gesetzt worden, aber er ist noch nicht täUg, nämlich der 
Unterausschuß für funktionale Verwalf:ungsrerorm. 
Wir verlangen in der Verwaltungsreform von vielen 
Menschen, daß sie Dinge :wrückstellen, die ihnen lieb 
und wert sind. Wir verlangen viel, wenn wir darauf 
hinweisen, -daß der Beamte in seinem Staat entspre
chend eingesetzt und gewürdigt wird, daß er sein~ 
Arbeit nicht überlastet aus!ilhrt, sondern im Rahmen 
einer funktionalen Verv.raltungsre!orm, dort wo er tat
sächlich notwendig ist. Wenn diese funktionale Ver
waltungsreform durchgeführt wird, dann wird sie Er
leichterung bringen und auch das, was der Beamte 
erwartet, nämlich eine Besserstellung in unserer Ge
sellscha!t. Es sollte dann riicht mehr so sein, daß um 
eine A-16-Stelle oder um sonst etwas gebettelt werden 
muß. Aber das nur nebenbei, meine Damen und 
Herren! 

Ich möchte zu dem Gesetz im einzelnen noch sagen: 
Wir haben die Härten beseitigt, die entstanden waren. 
Wir haben uns mit dem Antrag der SPD-Fraktion be
faßt. Wir können aus den genannten Gründen ihm 
nicht zustimmen. Gerade dieses „Jetzt" ist das, was 
mir persönlich nicht gefällt. 

Denn es ist wieder keine Arbeit aus elnem Guß, son
dern ein Stückwerk, worunter wir bedauerlicherweise 
leiden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Skopp.) 

Aber meine Bitte geht dahin: Wir müssen uns bei den 
weiteren. Gesprächen - wenngleich Herr Dr. Skopp 
sChon wieder etwas dagegen ist - doch einmal auch 
mit der Frage a'llseinandersetzen: Ist es denn unseres 
Staates, unserer Gesellschaft überhaupt noch würdig, 
daß wir !ür die Menschen, die unsere Gesetze aus
führen müssen und das wirklich bestens tun - denken 
wir an die Polizeibeamten und ihren oft unter Einsatz 
ihres Lebens verrichteten Dienst, denken wir an alle 
diejenigen, die mit dem Publikum hart konfrontiert 
werden -, hier fortwährend Stückwerksarbeit machen 
und auch heute wiederum sagen: Das nächste Mal 
werden wir das nächste machen, und das nächste Mal 
machc.o.. wir dann wieder das nächste und immer so 
weiter? 

(Zuruf des Abg. Thorwirth.) 

Ich finde, darüber sollten wir uns mal sehr ernsthalt 
Gedanken machen, wie wir das ändern können. Das 
wird schwer sein, Herr Kollege Thorwlrth, das .ist 
völlig richtig; aber wir müssen es · tun. 

(Abg. Thorwirth: Das erfordert nur guten Willen!) 

Meine Meinung ist jedenfalls, wir sollten davon 'runter
korrunen und endlich mal dafür sorgen, daß die Hin
dernisse, die ich aufgezeigt habe, durch Zusammen
arbeit aller beseitigt werden. . 

Insofern müssen wir die Anträge der SPD ablehnen. 
Dem Gesetz. geben wir in der Form, wle es der Aus
schuß vorgeschlagen hat, unsere Zustimmung. 

(Abg. Dr. Skopp: Der langen Rede kurzer Sinn 1 
Das hätten Sie schneller sagen können! - Beifall 

der FDP.) 
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Vizepräsident Dr. Völker: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicllt vor. Wir haben 
dann über den Änderungsantrag der SPD - Druck
sache VI.1854 -, <ier Ihnen vorliegt, zu befinden. Wer 
di·~S(~m Ändnungsantn1g zu Drucksachen VI/472/852 
w~timmen wfü, gebe das Handzeicheo.1 - Die Gegen
prnbe, bitte! - Der Antrag ist mit den Stimmen der 
Regierungsparteien abgelehnt. 

!Abg. Dr. Skopp: Das ist traurig! - Abg. Schwarz: 
sachlich richtig! - Abg. Dr. Skopp: sachlich 

falsch und traurig!) 

kh rn!~ dann in zweiter Beratung die Drucksache 
VI/472 in der Fassung der Drucksache VI/852 auf, und 
zw~r : diE> Überschrift, den Ersten Absclmitt mit Ar
tikel 1, 2, 3 und 4, den zweiten Abschnitt mit Artikel 
5 und 6, de n Dritten Abschnitt .mit Artikel 'J und den 
Viertc-11 Abi;chnitt mit Artikel 8 und 9. 

(Abg. Dr. Kohl: Eine Wortmeldung, Herr Präsident!) 

Wir sind in d er Abstimmung begri!.fen, Herr Kollege 
Otto. 

(Abg. Olto: Ich möchte nur darauf blnweisen, 
da[.! d iE-Ser Antrag nicht allein mit den Stimmen 
r!Pr Regierungsparteien, sondern auch mit den 

Stimmen <1Pr NPD abgelehnt worden ist!) 

- Das ist zutreffend; ich bitte um Entschuldigung. kh 
b\'richtige meine Feststellung dahingehend, daß der 
Anderungsanlrag der SPD gegen die Stimmen der SPD 
abgelehnt worden ist; ich denke, diese Fassung lst 
korrekt. Ich bedanke mich für Ihren Hinweis. 

kh darf dann noch einmal festhalten: Wir behandeln 
die Drurksache VI/472 in der Fassung der Drucksache 
V11~52 1n zweiter Beratung. Ich habe soeben die ein
zdn<:'n Abschnitte und Artikel dieses Gesetzentwurfes 
;.iufg„ruf~n„ Wer dem Gesetzentwurf in zweiter Bera
tung wstimmen will, gebe das Handzeichen! - Gegen
probe, bitte! - Stimmenthaltungen, bitt~! - Bei zwei 
Ge~~mstimmen und fünf Enthaltungen ist das Gesetz 
in :.o:wE>itt!r Lesung angenommen. 

Wir tr,..tPn In die dritte Beratung eines Fünften Lan
dPsgeset1.e~ 7.ur Änderung des Landesbesoldungsgeset
Zf'S - Dn1cksache Vr/472 - in der Fassung der Druck
~adlt' VJ/852 ein. Ich ru!e wiederum die Abschnitte 
l bis 4 mit den Artikeln 1 bis 9, die Oberschrift und 
Schlußklausel auf. Wer diesem Gesetz In dritter Be
ratung seine Zustimmung geben will, der möge sich 
vom Platze erheben! - Ich danke. Die Gegenprobe, 
bitte! - Danke. Wer enthält sich der Stimme? - Gegen 
zw<'i Stimmen und bei sieben Enthaltungen ist das 
Gesetz in dritter Lesung an.genommen. 

Ich rufe den Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung 
des WaffengP.setzea 

- Drucksache VI/789 -

Wird das Wort gewünscht? 

Clnnenminister Wolters : Herr Präsident!) 

Das Wort h<it der Herr Innenminister. 

Innenminister W-0ltcrs: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Geselzentwurf, der Ihnen 
vorliegt," ents-pringt einer Initiative der Innenminister 
der Bundesländer; et· will -sozusagen ein Privileg der 
Jäger und der Waffenscheininhaber beseitigf'n he!fen. 
Die aufzuhel.l1mde Bestimmung ermächtigt bisher die
lei;U~~- ,sg!r..„.e~~n Waffenschein haben, Faustfeuet·
waffen. daH- he1ßt Pistolen und Revolver, jederzeit in 
unbeschränkter Anzahl zu erwerbt!n. 

Wir haben nun im Laufe der letzten Jahre testgestellt, 
daß einige wenige in einer unerhörten Weise Miß... 
brauch m it dem Kauf solcher Faustfeuerwaffen trei
ben. fo einem Falle wuroe ermittelt, daß ein Jahres
jagdschelnbesitzer in einem Jahr 212- Faust!euerwaffen 
auf seinen Waffenschein gek8uft h11t. 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Da wir vermuten müssen, daß diese Waffen dann in 
unkontrolliet·bare Kanäle weitergeleitet werden. werden 
Sie Verständni!i dafür huben, daß wir das mit dem vor
liegenden Gesetz verhindern wollen. Ich dar! das Haus 
bitten, den Gesetzentwurf an die zuständigen Aus
schüsse zu überweisen und ihn gegebenenfalls in der 
vorliegenden Fassung anzunehmen. 

(Beifall im Hause.) 

Vizepl.'äsident Dr. Völker: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter von Bünau (FDP). 

(Zurufe: Ein Jäger war's! - Jetzt kommt der 
Jäger! - Ein Sonntagsjäger! - Heiterkeit.) 

1 

1 
Abg. von Bflnau: 

.! ... Herr Präsfdent! Meine sehr verfdlrten Damen! Meine 
Herren! W~. icll bin, wissen Sie; das haben Sie mir ja 
soeben zugerufen. . 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Ich möchte mich nur dagegen verwahren, daß hier 
wegen ein.l.ger Rechtsbreclh~r dn Privileg beseitigt 
werden soll. Meine Damen und Herren, die Jagdschein
inhaber, für die zu sprechen ich die Ehre habe, sind 
eine - - · 

(Erneute allgemeine Heiterkeit. - Zurufe: Nein! -
Abg. Vondano: Na, sprechen Sie nicht mehr für 

die FDP und in deren Auftrag?) 

- Nun, ich bin als Abge-0rdneter ja allein meinem 
Gewissen verpflichtet und kann hier durch.aus auch 
eine persönliche Auffassung vortragen; das dürfte Herr 
Vondano eigentlich w.l.!lsen, auch wenn er bei der 
CDU ist. 

(Erneute allgemeine Heiterkeit. - Abg. Vondano: 
.Tä siCber, nur haben Sie gesagt, Sie reden für 

die Jagdscheininhaber!) 

Meine Damen und Herren! Es scheint mir doch ein 
einmaliger Vorgang zu sein, eine Menge Gutgesinnter 
darunter leiden zu lassen, daß Verbrechern nicht auf 
andere Weise beizukommen ist. Dem möchte ich jeden
falls entschieden widerspr.echen. Es kann nicht ange-
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hen, eine derartige gesetzliche Maßnahme, auch wenn 
sie aus polizeilichen Gesichtspunkten vielleicht an
gebracht sein mag, gegen die Jägerschaft als solche 
zu richten. Es dar! nicht ein.geführt werden, daß Gut
gesinnte wegen einiger Verbrecher gesetzlich benach
teiligt werden. Wo ~ll.men wir sonst bint 

(Abg. Beckenbach: Sie haben Ihren Hirsch erlegt, 
Herr von Bünau! - Heiterkeit.) 

Vlzepr!lsldent Dr. Völker: 

Das Wort hat der Herr Innenminister. 

Innenminister Wolters: 

Herr Präsident! kh möchte nur darau.f hinweisen, daß 
es in keiner Weise eine Dl.skriminlerung ist, wenn zu- -
künftig auch Jagdscheininhabern eine gewisse Be
schränkung des Erwerbs von Waffen auferlegt wird. 

(Sehr richtig! und Beifall der CDU und SPD.} 

Ich muß mich gegen den Vorwurf der Diskriminierung 
ausdrticldlch verwahren. Der Waffenscheininhaber er
hält seine WaI!en, die er benötigt. Haben Sie aber docll 
bitte Verständnis dafür, daß wir" gegen die festgestell
ten Auswüchse - es sind dies keine Einzelfälle, sondern 
leider Gottes eine ganze Reihe von Fällen, wo der 
unbeschränkte Erwerb von Waffen undurchsichtigen 
Zwecken dient - Vorke,hrungen treffen müssen. Ich 
denke, es ist das Recht und sogar die Pflicht eines 
Innenministers sowohl als auch der Innenministerkon
!erenz, gewisse Vorsorgen zu tre!!en. 

(Beifall der CDU und SPD.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Das Wort wird nicht mehr gewünscht. - Der Ältesten
rat schlägt Ihnen vor, die Drucksache VI/789 dem 
Innenausschuß und dem Rechtsausschuß zu überweisen. 
- Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist so be
schlossen. 

Ich rufe au! den Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Dritten Landesgesetzes zur 
Änderung des Landesgesetzes über die Errichtung 
einer Arehltcktcnka.mmer im Lande Rhcinland-

Pfalz 

- Drucksache VI/790 -

Wird hierzu eine Aussprache gev.'Ünscht? - Eine Aus
sprache wird nicht gewünscht. Der .Ältestenrat schlägt 
Ihnen vor, diese Drucksache dem Kulturpolitischen 
Ausschuß und dem Innenausschuß zu überweisen. - Es 
erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe auf den Punkt 5 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Urantrages der Fraktlon 
der SPD betr. Landesgesetz zur .Änderung des 

Landesgesetzes iiber Elternbelrlte 

- Drucksache VI/808 -

Wird hierzu das Wort gewünscht? - Das Wort hat der 
lierr Abaeordnete Landsmann (CDU). 

~~~~~~~~~~~~-~~~~~~~~ 

Abg. Landsmann: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als vor 
jetzt beinahe drei Jahren das Hohe Haus einstimmig 
das Gesetz über Elternbeiräte verabschiedete, vertra
ten. die Sprecher aller Fraktionen die Auffassung, man 
habe trotz des einen oder anderen Schönheitsfehlers 
ein recht . brouchbares Instrument geschaffen, um die 
Zusammenarbeit 7.wlschen Elternschaft, Schule und 
Ministerium zu fördern und das Vertrauen zwischen 
Eltern und Lehrern zu stärken. 

Heute, nachdem wir die erste Arbeitsperiode der erst
mals nach diesem Gesetz gewählten Elternbeiräte über
schauen können, dür!en wir erfreut fest.stellen, daß 
die Hoffnungen und Wünsche von damals im großen 
und ganzen Wirklichkeit geworden sind. Das Eltern
beiratsgesetz ist mittlerweile mit Leben erfüllt worden. 
Wir müssen dankbar anerkennen, daß die Eltern in 
großer Zahl das ihnen durch das Gesetz eingeräumte 
Mitwirkungsrecht alS eine Mitwirkungspflicht an der 
Arbeit der Schule au.fgefaßt und damit ein gutes StüCk 
Demokratie praktiziert haben. 

Insbesondere der Landeselternbeirat, mit dem das Ge· 
setz damals Neuland betrat, bat nach unserer Auf
fassung die in ihn gesetzten Erwartungen voll erfüllt. 
Ich habe als Mitglied dieses Elternbeirats sein Heran
tasten .an .die Aufgaben unmittelbar miterlebt und 
kann heute, _glaube ich, zutreffend sagen, daß er nach 
einer längeren Anlaufzeit im wesentlichen heute die 
rechte Mittelstellung zwischen den Schulen und Eltern 
einerseits und dem Kultusministerium andererseits 
einnimmt und seine Anregungen sich .fruchtbar für 
das Bilduo.gswesen unseres ~des auszuwirken begin
nen. Befürchtungen, der Landeselternbeirat .könne sich 
zu einem Kontrollorgan gegenüber der Leht·er:;chafl 
entwickeln oder er lasse sich gar als Sprachrohr des 
Ministeriums mißbrauchen, haben sich längst als 
grundlos erwiesen. 

Diese positive Bewährungsprobe des Gesetzes, die ich 
bewußt an den Anfang meiner Ausführungen stellte, 
schließt natürlich nicht aus, daß die eine oder andere 
Vorschri!t durchaus noch verbesserungsbcdür!tig lst. 
Die Fraktion der SPD schlägt in ihrem mit der Druck
sache VI/808 vorgetragenen Urantrag vor, in den §§ 7 
und 10 Änderungen vorzunehmen. Sie will dabei sicher- . 
gestellt wissen, daß die Wahl des Elternbeirates in 
einer Wahlversammlung erfolgt, und sle will .ferner, 
daß dem neuen Landesgesetz über die öfientlichen 
Grund-, Haupt- und Sonderschulen Rechnung getragen 
wird, indem bei der Zusammensetzung des Landes
elternbeirates an Stelle der blshetigen sechs Vertreter 
der Volksschulen einschließlich der Sonderschulen 
künftig zwei Vertreter der Grundschulen, drei Vertre · 
ter der Hauptschulen und ein Vertreter der Sonder
schulen berücksichtigt werden sollen. 

Wir von selten der CDU sind zwar der Meinung, daß 
die Wahl der Elternbeiräte, d:ie im § 7 geregelt ist, auch 
bisher bereits in einer Wahlversammlung erfolgte. 
Zumindes.t sind uns keine Mißbräuche bekannt gewor
den. Imme:rhin wäre es denkbar, daß man hier und 
dort das doch verhältnismäßig komplizierte Wahlver
fahren eigerunächtig vereinfacht hat. Gegen einen aus
drücklichen Hinweis auf das Erfordernis einer Wahl
versammlung, ist deshalb sicherlich nichts elnzuwen·· 
den. 

Eine Anpassung des § 10 an das neue Landesgesetz ist 
notwendig. Ob die dazu von der SPD-Fraktion vor
geschlagene Verteilung die beste ist, muß unseres Er
achtens noch einmal diskutiert werden. Zumindest 
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:wllte überlegt werden, ob die große Zahl der Eltern 
der Grundschüler mit zwei Vertretern in dem 22köpfi
gen Elternbeirat hinreichend respektie rt ist. 

Auch das Problem, wer die noch für eine Übergangs
zeit neben den Grund- und Hauptschulen vorerst 
Wf>ilf>t· bP..~tflhenden eigenständigen Volksschulen ver
trelt•n s•11l, muß bedacht werden. Es bedarf zur Klä-
1·ung all dieser Fragen noch <ier eingehenden Aus
spr<1che. Die CDU-Fraktion wird deshalb der Überwei
sung, die das Präsidium wohl vorachlagcn wil·d, in 
die Ausschüsse zustimmen. 

Die Fraktion der CDU ist allerdings der Auffassung, 
daß man <lie Beratung nicht a:uf die beiden materiell 
nicht sehr gewichtigen Vorschläge der SPD beschrän
ken soH. Schon bei der Verabschiedung des Gesetzes 
i~:t - wi~ ich anfangs -erwähnte - von gewissen Schön
ht'i tsfehlem die Rede gewesen. Die Erfahrung der. 
!Ptz1en drei Jahre kommt noc:h hinzu. Die CDU will 
de~halb, das darf ich hier für meine Fraktion ankün
digen., aH diese Punkte in einem besonderen Uranti·ag 
zm· Änderung des Landesgesetzes über Elternbeiräte 
anspreC'hen. 

W ir vertreten zum Beispie l die Meinung, daß die Er
wei terun~ der Befugnisse des Landeselternbeirates und 
di e VerHi.ngerung seiner Amtszeit neu überdacht wer
den mussen. Vieles, von dem man vor drei Jahren 
envurt~Le, daß es sich auch durch Durchiührungsver-
01·dnungen oder in der Geschä.ftsordnwig des Landes
elternbeirates regeln lasse, ~ollte vielleicht doch besser 
im ~setz festgelegt werden. 

Jc:h rnöd1ie noch einen anderen Punkt ansprechen. In 
<l.~r Praxis hat sich der Wahlmodus als sehr kompli
zif>r1. herausgestellt. Eine Vereinfachung scheint uns 
dringend geboten. Man wird zum Beispiel sehr ;n.:hlecht 
rlie l·:ltern aus mehr als einem Dutzend Dörfern abends 
zu einer Wahlversammlung in eine Mittelpunktschule 
bringen und dadurch ein ordnungsgemäßes Wahlver
fahrf>n <hirehführen können. 

Für diese Fälle - man denke auch an den sehr kom
plizierten und langatmigen Ablauf von Massenver
~ammlungen etwa an den großen Gymnasien - müssen 
wil' uns etwas besseres einfallen lassen, wenn wir 
weiterhin das große Interesse an d er Mitarbeit bei 
den Eltern wachhalten wollen. 

Sd11ießlich erhebt sich für uns auch die Frage, ob sich 
die Kla~senelternbeiräte überall bewährt haben, Man 
t'l'hfüt dariiber die unterschiedlichsten Berichte. Viel
!eiC'ht war in diesem Punkt die Perfektion des Gesetzes 
:1.u gro[l. und es wäre zweckmäßiger, es mit einer 
Kann-Vorschrift bewenden zu lassen. 

Meine Damen und Herren! Sie sehen aus diesen wcni
~en H<'ii;pielen, daß es auch an einem guten Gesetz 
noch manche Verbesserungsmöglichkeiten gibt. Im In
teresse unserer Kinder müssen wir das Beste aus dem 
Gesetz machen. Die CDU-Fraktion wird hierbei wie 
bisher tatkräftig mitarbeiten. 

(Beifall be i der CDU.) 

\ 'izt'präsident Dr. Völker: 

Das W0rt hat der Herr Abgeordnete Thorwirth (SPD). 

Abg. Thorwirtb: 

Herr Prä::;.ident! Meine Damen und Herren! Wir waren 
der Auffassung, daß eigentlich der von uns gestellte 
Antrag in erster Lesung keiner be~cmdP.ren negrün
dung bedürfe unä haben deshalb zunächst auf eine 
Erklärung hierzu verzichtet. Wir möchten nunmehr 
jedoch die Tatsache h~·~fätigcn, daß es sich um einen 
Antrag der- ~J:?D~Fraktion h andelt, den sie zur Ände
n1ng· unseres Gesetzes über die EUernbeh'äle einge
bracht hat. Meine Damen und Herren, auch das Eltern
beirat:;;gesetz, das wir heute haben, entspringt ja e iner 

1 

I .nma.ttve der soZ.ialdemokratlschen Fraktion in diesem 
Hohen Hause. Wir freuen uns, daß heute alle über
einstimmend die Notwendigkeit, die Wichtigkeit und 

1 die Richt.igkeii einer gesetziichen Grundii1ge über die 

!
" "·Elternbeiräte bejahen, und daß wir hiet' eine weit

gehende Obereinstimmung feststellen können. 

1 Meine Damen und Herren! Wir haben· mit unserem 
Antrag an und für skh nur den Anstoß geben wollen. 
Wir sind uns völlig darüber klar, daß über die beiden 
in unserem Antrag erwähnten Punkte hinaus das 
gesamte Gesetz: natürlich zur Diskiussion steht, wenn 
e11 zur B ehandlung kommt. Wir meinten jedoch, daß 
d iese beiden Punkte erwähnt werden sollten, weil sie 
nach unserer Auffassung einer Änderung bedürfen. 

. Das eine, l~t dl.e Festlegung, daß die Haupt:;;chule im 
Landeselternbeirat vertreten sein muß. Nach der jetzi
gen Formulierung ist dies institutionell nicht garan-

. tiert. :ii;s ist durchaus denk;bar - ich vermute sogar, daß 
es .aQ i$t -, .daß die Vertreter von Grund- und Haupl
sdlulen im wesentlkhen äUs dem Bereich der Grund
sdlulen kommen und die Hauptschule als eine wichlige 
neu aufzubauende Schute im Elternbeirat nicht ver
~N~~j;i~„„Pi~~„ l)al.ten wil.' .für einen völlig unhaltbar<m 
Zustand. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun zU. dem zvJeiten Punkt: Wir sind nicht zufrieden 
mit der Auslegung, die teilweise in bezug auf den 
Wahlmodu.s gegel.>en wm·den ist. Nach den Durch
führungsverordnun gen ist es möglich, in großen Schu
len aus technischt!tl Gründen in geteilte n Wahlver
sammluogcn zu wählen. Wer ruhig darüber nachdenkt, 
wird feststellen. daß dies dazu führen kann, daß die 
Ergebni sse andf~rR l'l\1sfal1en als bei einer gemeinsamen 
Wahl, weil nämlich Teile lternbcit'iit.P. gewählt werden. 
Wenn man dle Hälfte der Schul e zusammenfaßt, hat 
diese Häifte auch die Hälfte des Elternbeirats zu wäh
len; dies führt logii;tilPrwcise zu anderen F.r!!ebnissen 
als bei einer Gesamtversammlung. Dies ist praktiziert 
woroen, up.d wir halten e ine solche Lö&ung - sie war 
bisher rechtens und denkbar - jedenfalls nicht fiir gut. 

Wir glauben auch, daß die Gründe technischer Art 
nicht. durchschlagend sein k önnen. Wenn eine Schule 
die!ie. \Vahl nicht in ei nem eigenen Raum durchführen 
kann, so muß man einen andet'en Saal in der Stadt 
wählen, um diese Elternversammlungen und die Wahl 
des Elterribelrats durchführen zu können. 

Meine Dar:ru:!n und Herren! Es gibt sicherlich eine Reföe 
a!1-~~:t:t;?r :pinge - es gibt ja auch weitergehende Ge-

' : l!el!!t'e" '.!.;"· ffle"bet diesor Gelegenheit überprüft werden 
soll.ten. Ich will noch eines erwiihnen. Ich glaube, der 
Herr K;ultusminister sollte sich einmal der Sache an
nehmon, daß dj.e In!ormations!reudigkeit von seiten 
der Leiter Lmserer &hulen gegenüber den Elternbei
räten größer wird. Sld1erlich .geschieht das, was uner
läßlich notwendig und vorgeschrieben ist. In vielen 
Fällen wäre es jedoch gut. a1Jch zur V~rbP.sscrung des 
Klltnas zwis<:hefl Schule und Elternbeirat, häufiger und 
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auch über das hlnaus, was unerläßlich notwendig ist, 
zu informieren über das, was an der Schule vorgeht 
und was sich dort vollzieht. Dies würde zu einer Ver
besserung des Verhältnisses zwischen Schule und 
Elternhaus wesentlich beitragen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind selbstverständlich 
offen !ilr jeden Beitrag und für jede über unseren 
An trag hinausgehende Änderung unseres Gesetzes, die 
dem Anliegen gerecht wird und dazu führt, den Eltern 
auch auf d iese Weise einen vertretbaren und sinnvollen 
Einfluß nach Maßgabe der gegebenen Möglichkeiten 
au! die Innere Gestaltung unserer Schulen einzuräu
men. 

(Beifall der SPD.) 

Vlzeprllsfdent Dr. Völker: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Danz (FDP). 

(Abg. Dr. Danz: Verzeihung, der Herr Kultus- . 
ministerhatdas Wort erbeten!) 

- Ich bitte um Entschuldigung. Der Herr Kultusmini
ster hat ums Wort gebeten. Er ist berechtigt, jederzeit 
in die Debatte einzugreifen. · 

(Kultusminister Dr. Vogel: Ich stelle meine 
Ausführungen zurück!) 

Abg. Dr. Danz: 

Hen Präsident! Meine Damen und Herren! Vielen 
Dank, Herr Kultusminister, ich werde nicht lange 
sprechen. 

Ich dar! !ür die FDP-Fraktion sagen, daß auch wir es 
begrüßen, daß der Kulturpolitische Ausschuß, dem 
dieser Urantrag der SPD sicherlich überwiesen werden 
wird, über das gesamte Elternbeirat.sgesetz diskutieren 
wird. Nach dem Ablauf der ersten Legislaturperiode 
ist nach unserer Auffassung der Zeitpunkt gekommen, 
zu dem man, vielleicht gestütz.t auf einen Tätigkeits
bericht, den uns das Kultusministerlum im Ausschµß 
Merüber geben kann, untersuchen ·sollte, welche Be
stimmungen zu verbe.ssem sind. Wi.r sind der Mei
nung, daß solche Verbesserungen möglich sind und 
daß man dies womöglich auch im Zusanunenhang mit 
einer nC'U zu era11beitenden Schulordnung über die 
Mitwirkung der Eltern bei solchen -schulischen Ent
scheidungen sehen. könnte. 

Man muß sicherlich auch überlegen, ob das derz.eitige 
Elternbciratssystem überall praktikabel ist. Meines 
Wissens funktioniert es überhaupt nicht an den Son
derschulen. Vielleicht kann man für diese Schulen eine 
Sonderregelung vornehmen, da sich die Eltern hier 
einer Mitarbeit verschl!eßen. 

Nun z.u dem Antrag selbst. Wir unterstützen sehr, daß 
die Worte ".in einer Wahlversammlung", um das Ge
wollte zu verdeutlichen, in das Gesetz aufgenommen 
werden sollen. Zur vorgesehenen Verteilung der Ver
treter melden wir allerdings Bedenken an. So wie in 
dem SPD-Antrag vorgesehen, entspricht die Auftei
Joung nicht der Zahl der Kinder, die dort zu vertreten 
;sind. Darüber werden wir sicherlich ganz objektiv 
miteinander diskutieren. · 

1 
·! 

1 

1 

Die .FDP-Fraktion wird die Überweisung: des vorlie
genden Urantrages mit unterstützen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Das Wort hat der Herr Kultusminister. 

Kultusminister Dr. \'ogel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! kh hatte 
nicht die Absicht, zu diesem Thema zu sprechen und 
möchte bei dieser ersten Beratung jetz.t auch nicht in 
die Sa.chdiskussion der vorgetragenen Punkte eingrei
fen. Ich möchte nur darum b itten, daß bei den Bera
tungen einer Änderung des Landesgesetz.es über dle 
Elternbeiräte auch die erfreuliche und neu aulgebro
chene Situation im Verhältnis von Schillern und Leh
rern mit in die Diskussion einbt!zogen wlrd und wir 
die Eltern in die Frage einer zeitiemäßen Gestaltung 
des Zusammenwirkens von Schülern, L ehrern und 
Eltern mit einbeziehen. Wir sollten Formen diskutie
ren, um für die Schule ein Gremium zu scha!!en, in 
dem diese drei Gruppen zusammenarbeiten und als 
Schlichtungs- und Revisionsinstaru: anfallende Schwie
rigkeiten übernehmen können. kh i;age dies nicht, um 
den Oberstudiendirektoren die Schwierigkeiten ihrer 
Aufgaben noch z.u vergrößern, sondern um ihnen ihre 
Aufgabe in dj.eser gegenwärtigen Situation ein wenig 
z.u erleichtern. Ich bitte aJ.so, diese Uberlegungen mit 
einzubeziehen Wl:d sich Modelle zu überlegen, wie in 
einem kleinen Kreis, in einem !<leinen Forum Reprä
sentanten der Eltemschait, Repräsentanten der Lehrer
schaft, natürlich auch der Oberstudiendirektor, und 
Sprecher der Schülerschaft zusammenwirken können. 

(Beifall im Hause.) 

Vizepr!tsldcnt Dr. Völk~r: 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Der Ältesten
rat schlägt Ihnen vor, die Drucksache VL'808 an den 
Kulturpolitischen Ausschuß zu überweisen. Er erhebt 
sich kein Widerspruch; dann ist so befunden. 

Ich rufe nochmals Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung eines Dritten J,andl.'sgcsctzcs zur 
Xnderung des Landesgescb:cs über die Erriclttuni 
einer Architektenkammer im Lande Rhcinland-

Plalz 

- Drucksache VI/790 -

Ich habe übersehen, daß der Älteste nrat der Meinung 
ist, daß der Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr bei 
der Beratung dieses Gesetzes mitzuwirken habe. Ich 
glaube, daß das allgemeiner Aul!assung entspricht. 
Abändernd zu dem vorhin gefaßten Beschluß ist dann 
auch so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Urantrages 
der Fraktion der CDU betr. Landesgesetz zur 
Xnderung der Landesbauordnung für Rhcinland-

Pfalz (LBO) 

- 'Drucksache VI/616 -
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(V!Zepräsiaent Dr. Völker) 

Zm· Berichterstattung !ür den Ausscb.uß für Wirtscha1t 
und Verkehr ertelle ich das Wort dem ;Herrn Abge
ordnE>ten .Jacobs. 

:\bg. Jacobs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ur
<1ntrag de1· Fraktion der CDU - Drucksache Vl'616 -, 
bPlrl'ffend T,;mdesgesetz zur Änderung der Lundesbau-
11rdnung für Rheinland-Pfalz, strebt die Einfügunlil 
dnPs ~ 95 a in die Landesbauol'dnung an, der folgen
den Text beinhaltet: 

Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 
br·~timmen, daß Festsetzungen über die äußere Ge
staltung baulicher Anlagen sowie über den Schutz 
und die :Erhaltung von Bau- und Naturdenkmälern 
in den Bebauungplan aufgenommen werden können. 

M~ine Damen und Herreon! Auf die Notwendigkeit dieser 
Vorlage brauche ich wohl nicht näher einzugehen. Sie 
ist hervorgerufen dmch ein Urteil des Obcrvel"\val
t.ungsgerichts. Der Herr Abgeordnete Gaddum hat in 
der Plenarsitz:ung am 11. Juni dieses Jahres den Antrag 
;11.1<:führlich begründet, und ich glaube, mir nähei·e 
Aur-flihrungen darüber ersparen zu können. 

In der Beratung am 11. Jwli ist der Uranlrag an den 
Aussd1ul3 für Wirtschaft. und Verkehr überwiesen wor
den, der sich am 12. September mit der Vorlage be
r<1I~t hat. Er hat am Wortlaut dieses einzufügenden 
Par<'!graphcn nichts geändert. Er soll lediglich nicht 
ali:. !i 95 a, sondern 97 a in die Landesbauordnung ein 
Rdüitt werden. 

Im Auftrage des Ausschusses für Wirtschaft und Ver
kehr schlage ich dem Hohen Hause vor, dem Gesetz 
:sein~ Zu;;timmung zu geben. 

(Beifall im Hause.) 

Vizt"präsident Dr. Völker: 

Eine Re~prcchung wird nicht gewünscht. - Aus geset
Z<·:~tE>Chni:<.l+ien Gründen schlägt Ihnen das Präsidium 
V•>t\ die Oberscll!'iH zu ändern. Die jetzt vorgesehene 
überschritt lautet: "Rechtsverordnungen der L<indes
l';>p;it>.nm~". Das ist ein gesetzestechnis<:h nicl:).t zutre~- . 
r ... nd<>l' Ausdruck. Auf Vorschlag des Ministeriums soll 
die Überschrift lauten: ,,Gest<1 ltungsvorschrif ten in Be
bauungsplänen". Diese Überschrift wird - so meint das 
Pdi:-:idium - der Rechtsnatur des Änderungsgesetz.es 
besser gerecitt. 

Wird zu diesem Vorschlag einer rein technischen An
denin~ der Überschrift das Wort erbeten? - Das ist 
nid1t der Fall! Dann stelle ich zur Abstimmung den 
Urantrair der Fraktion der CDU, Druclcsache VI/616, in 

1" 

1 

- Eine EnthaltWlg! Das Gesetz ist also bei ein€t' Stimm
~!i:t\~A~.\o\~ftu.W„,!:!.l?l.~~~,.~.i3?:~.t~~~rüg, angenomr;ien. 

Ich ru!e auf die dritte Berat.11ng der Drucksache VI/616 
in der Fassung der Drucksache VIi822 mit der soeben 
beschlossenen Änderung der Uberschrift. Wer diesem 
Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, 
möge sich vom Platz erheben. - Ich danke sehr! Ge
genstimmen! - Stimmenthaltungen! - Das Gesetz ist 
bei einer Stimmenthaltung, im übrigen einstimmig, 
angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Anträge des Petitionsaul!>idHiSl'iPi> betreffend 
beratene Eingaben 

- Drucksachen Vl/818i841 -

Die Berichterstattung erfolgt durch den Herrn Abgeord
neten Dr, Rösler. !eh edeile ihm das Wort. 

Abi. Dr. ltöslcr: 

Herr Priisident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die in der Geschäftsordnung vorgesehene 
h.a.lbjäl.u'liche Berichterstattung über die Tätigkeit des 
Petitlonsau~chusses möchte ic:h heute dazu 1:11.mutl.Cn, 
einige Ausführungen zum Petitionswesen im allgemei
nen wie auch 2lur Praxis unseres Petitionsausschusses 
zu machen. Deshalb möchte :Ich bewußt auf die übliche 
Auf7.ählung des Tätigkeitskatalogs für die vergangene 
Berichtszelt verzichten. kh wel'de vielmehr das Büro 
bitten, diesen Katalog den Abgeordneten schriftlich 
voraulegen, und zwar für die Zeit des gesamten Jahres 
1968. 

1. „ .Es „„wµ:.d„ ~xi..„.Il.P,D;1e~ µnd Herren bekannt sein, daß 
'. die Präsldenten der deutschen Länderparlamente seit. 

etwa einem Jahr aiuf vewchtedenen Konferen.zen Fra
gen des Petltionswesens behandeln. Anlaß hierzu war 
die Anregung des nordrhein-westfälischen Innenmini
sters We~-er, in den deuts~'hlm Länder Parlaments
beauftragte z:u institutionalisieren. Als Vorbild für 
diesen Vorschlag hatte Herr Weyer die Einrichtung 
des sogenannten Ombudsmans der skandinavischen 
Staaten gedient. 

Die Landtagspräsidenten hatten zunil<>hst in ihrer 
Konferenz vom 28. September 1967 eine Kommission 

1 
zur Prüfung der Frage nach Einfühnmg von zivilen 

· Pa,J.i!!,m~n~sl;>tJaiµni;-agt~n zur Wahrung der Rechte der 
1„„„„BClrg~r eti:lge!mtzt. Ihr gehörten der jeweilige Präsident 

sovt-1e der jeweilige Landtagsdirektor in den Ländern 
Hamburg, Bayern, Nordrhdn-Westfalen und Schles
wig-Holstein an. 

<l0r Fas81rng des Antr-ctges des Ausschusses .für Wirt
:;ch<i ft und Verkehr, Drucksache VI/822, mit der Ab- _j._ 
i\nd<'rtr rH!„ daß dieser § 97 a die Überschrift "tragen ' 
S•>ll: .,Gl:'st.;.iJtungsvorschriften in Bebauungsplänen". 
Wc•r diesem Anden.mgsgesetz seine Zustimmw1g geben 
will, der möge das Handzeichen geben. - Gegenprobe'. 

Diese Kommission bereiste in den danmf folgenden 
Monaten d.fe Länder Schweden, Dänemark und Finn
land und hat der Konferenz der Landtagspt·äsidenten 
im Mai dieses J;:ihres einen ausfühdichen Bericht 
über ihr Prü!ungsergcbnis erstattet. Das Ergebni13 
kann in einem einzigen Sat7. zusammengefaßt werden: 
Die Landtagspräl>ldenten lehnen die Einführung eines 
s~enannten Ombudsmans ab, weil sie auf Grund 
unseres P..eüt~onsrechbs eine Notwendigkeit für eine 
solch.e Einiilllrung nicht sehen. -

Wir' unterscheiden uns dadurch we:;entlich von den 
skandinavischen Staaten, in denen man ein Petitions
wesen so gut wie n icht kennt und auch nur ein sehr 
e:.chwach au.sgebildetes Verwaltungsgerichtssystem hat. 

- kh stelle die einstimmige Annahme fest. 

(Abg. Ft'au Kölsch: Eine Enthaitung!) 
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Allerdings hat man dort eine andere Möglichkeit der 
Kontrolle innerhalb der Regierung, und zwar besteht eine 
sehr starke strafrechtliche und zivilrechtliche Ha!lung 
der höheren Verwalt ungsbeamten für ihre Entscllei
dungen. Trotz der Ablehnung des Ombuoomans haben 
s!ch aber unsere Landtagspräsidenten dennodl. !ür eine 
wirksamere Durch!ührung des Petitionswesens ent
schieden und folgende Empfehlungen an die Ländcr
pai:-1.amen te iegebc.n: 

1. eine der Wichtigkeit der Aufgaben entsprechende 
Besetzung der Petitionsausschüsse, 

2. Sicherstellung einer erschöpfenden ·Informations
möilichkcl.t durch Aktenvorlage, Auskunitspfiich~ 
von Regierung und Behöroen und überprü!ung an 
Ort und Stelle sowie die Möillchkeit der Anhörung 
der Beteiligten, 

3. Unterstützung der Bearbeitoog der Petitionen durch 
erfahrene und geeignete Krä!te der Parlamentsver
waltung, 

4. 'OberpriHung der Petitionen unter dem Gesichts
punkt l.hres Anlasses und ihrer Häufigkeit, um Ivliß
stände, die auf mangelhaften Rechtsbestimmungen 
oder auf unzureichender Handhabung seitens der 
Verwaltung beruhen, rechtzeitig . ru erkennen ml.t 
dem Z!ele, Anregungen zu geben für die Verbesse
rung von Gesetzen und Verwaltun.gsvorschri!ten. 

Meine Damen und Herren! In dem Punkt 4 ist ein 
T·eil unserer Praxis angesprochen, nämlich die Über
weisung einer Petition als Material an die Regierung. 

Ich glaube, hier dem Wunsch des gesamten Petitions
ausschusses ~A ... usd.ruclc geben zu dürfen, daß wir sehr 
daran interessiert wären, daß dann, wenn es zu Ma
terialüberweisungen an die Regierung kommt, diese 
Petitionen nicht bei den Gesetz.gebungsabteilungen der 
jeweiligep Ressortministerlen ln der Schublade ver
schwinden, sondern daß sl.e dann auch in einer geeig
neten Weise !ür künftige Novellierungen oder auch 
neue Gesetze Verwendung finden. 

(Beifall des Hauses.) 

5. Berichterstattung an das Parlament unter anderem 
durch Herausstellung der Fälle von besonderer 
Bedeutung und Darstellung der Pril!ung~ergebnisse. 

Dies wurde in unseren Berichten bisher so gehandhabt. 
Ich glaube, wir können insofern auf eine gleiche 
Praxis auch im Lande Rheinland-Pfalz verweisen. 

6. Enger Kontakt der Parlamente mit Presse, Rund
funk und Fernsehen, um die Möglichkeit zu schaffen, 
daß Beschwerdefälle von allgemeiner Bedeutung und 
ihre Erledigung durch die Ausschüsse der Ö!fent
li~11ke!t bcka. ..... ~t \Vcrd.en4 

Ich Ntehe gar nicht an, meine Damen und Herren, 
hier zuzugeben, daß dies natürlich insbesondere beim 
Petltlonswesen mitunter einmal sehr problematisch 
sein kann; denn es handelt sich dort vielfach um 
höchst diskrete individuelle Belange, die der Natur 
ihrer Sache nach für die ÖffenUlchke!t nicht ·bestimmt 
sind. ~ könnte dann jemand der Versuchung unter
liegen, um der Attraktivität der Dinge willen vielleicht 
rasch zu. einem Publikationsmlttel :z:u greifen, das dann 
im Endc!rekt nicht nur für den Betreffenden einen 
großen Schaden bedel,lten, sondern auch ganz allgemein 
das Vertrauen in die diskrete Arbeit dieses Ausschus
ses in der Ö!!entlichkeit erschüttem könnte. 

(Beifall des Hauses.) 

7. Die Bitte an die Leiter der Verwaltungsgerichtsbar
keit um Hinweise au! Erschwernisse, die sich aus 
~laren, widersprüchlichen oder lückenhaften 
Rechtsbestimmungen ergeben. 

Meine Damen und Herren! kh erlaube mir, zu dem 
Punkt 3 noch einige spezielle .A,usführungen zu machen. 
Das war jen-er Punkt, der besagt: Eine Unterstützung 
der Bearbeitung der Petitionen durch erfahrene und 
geeignete Kräfte der Parlamentsverwaltung. 

Ich möchte die Bitte aussprechen, daß man bereits für 
das nächste Haushaltsjahr eine halbe Stelle eines 
höheren B~ten mit juristischer Ausbildung dem Pe
Utionsausschuß als ständigen Berater zur Verfügung 
stellt. Ich möchte i n diesem Zusammenhang ausdrück
lich das sehr harmonische Verhältnis und die gute 
Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Vertreter der 
Staatskanzlei im Petitionsausschuß hervorheben. Es ist 
nicht daran zu rütteln und zu deuteln - ich glaube, 
das ist das Gefühl aller MitgUeder des Ausschusses -, 
daß diese Zusammenarbeit bi!ilier stets in einer sehr 
guten Weise vonstatten gegangen ist. Dennoch, meine 
verehrten Damen und Herren, bin ich der ·Auffassung, 
daß es vom Grundsatz der Gewaltenteilung her nicht 
ganz korrekt ist, daß der Petitionsausschuß seine 
Rechtsberatung von der Regierung bekorrunen muß, 
die ja - wenn ich mich einmal so ausdrücken dar! - in 
diesem Falle gewissermaßen der Angeklagte lsl Ich 
meine, hier sollte man um e iner sauberen und besseren 
Gestaltung des methodischen Vorgehens wlllen auch 
die von mir erwähnte Möglichkeit einer juristischen 
Beratung noch einmal ins Auge fassen. 

Ich betone noch einmal, daß wir in der bishedgen 
P.raxis keinerlei Veranlassung zu irgendwelcben Bean
s tandungen hatten. Der Vertreter der Staatskanzlei hat 
mit uns stets kor,rekt und loyal zusammengearbeitet. 
Ich möchte dies ausdrücklich anerkennen; dennoch 
scheint es mir von der Sache her gerechtfertigt ul).d 
auch richtig zu sein, daß der Petit!onsausschuß, in.s
bcsondere auch der Vorsitzende, e inen Redl.tsberater 
zur Seite hat. Das hat bisher der Wi.ssenschaCtliche 
Dienst auch in· einer ausgezeidmeten Weise g.emacht, 
jedoch wird man sagen müssen, daß es im Interesse 
der Gewichtigkeit der Sache notwendig wäre, hier e!ne 
Person einzusetzen, die sicil ständig mit den Petitionen 
beschäftigt. Es würde - wie gesagt - bei dem gegen
wArtigen Anfall von Petitionen eine halbe Kraft ge
nügen. 

Ich möchte es aucil nicht versäumen, dem Wissen
schaftlichen Dienst, auf den wir sehr häufig zurllck
greifen müssen, ein herzliches \V'ort des Dankes zu 
sagen. 

(Beifall des Hauses.) 

Nun wird man das Problem der juristischen Beratung 
auch nicht dadurch !ösen könnep.. daß man Juristen 
als Mitglieder in den Ausschuß schickt. Diese würden · 
selbstverständlich an die Petitionen, die sie selbst zu 
bearbeiten haben, mit dem notwendigen Sachwissen 
herangehen können, aber hier geht es darum, daß dem 
Ausschuß als solchem und jedem einzelnen Mitglied 
eine Rechtsberatung zur Verfügung steht. Im übrigen 
denke ich nicht daran, daß dieser betre!!ende Beamte · - · 
in die Tätigkeit des Büros eingreifen soll. Das wäre 
nicht seine .Sache, <Sondern seine Sa~ wäre es, aus
schließlich Beratungsdienste zu leisten. 

Ich darf den .Ältestenrat herzlicil bitten, diese Fragen 
möglichst noch vor Verabschied'Ullg des Etats 1969 zu 
ventilieren und wohlwollend zu prü!en. 
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Vlt!lle-icht ist in diesem Zusammenhang auch eine ganz 
kurze Bemerkung zu dem sogenannten Strafvoll.t.ugs
ausschuß gestattet, der vor einiger Zeit von unserem 
Herrn Finanzminister an.geregt wurde. kb. wtirde sehr 
darum bitten, weil insbesondere in der letzten Zeit die 
Zahl <lel' Petitionen, die aus den Gefängnissen kom
men, ;;ehr gewachsen ist, daß man. vielleicht parallel 
dazu den Strafvollzugsausschuß nun endlich ko~tituie
ren sollte, damit er in Symbiose mit dem Petitionsaus
.schuß diesen Fragenkomplex angehen und bewältigen 
lwnn. 

Zur Fragf' der Akteneinsicht, die innerhalb der Emp
ft>-hlungen der Landtagspräsidenten eben.falls gefordert 
wurde. möchte ich sagen, daß es auf die Dauer gesehen 
einf.aC'h unerläßlich ist, Akten einzusehen, wenn man . . 
"-U eine1· objektiven Meinungsbildung kommen will .. 

(Beifall des Hauses.) 

Die Stellungnahme der Regierung z.u den Petitionen 
::;ondert natürlich nach ihren Geskhtspunkt.en aus. 
Da;; ist nichts Böses. Das ist ein ganz natürlicher Vor
gang. Die Frage ist nur, ob das Parlament - sprich: der 
Pctitions!lusschuß - einen Tatbestand unter den glei
dwn Gt"?sichtspunkten sieht, wie ihn die Regierung 
sieh!. Das ist wiederum eine Sache der Gewaltentei
lung. Ich glaube, je bess<lr man hier die Trennungs
linien zieht, um so demokratischer ist d:as Gesamtver
fahren. und um so besser wird auch die Tätigkeit die
ses Ausschusses in der ö!!entlichen Meinung notiert 
und gewertet. 

Gestatten Sie mir bitte abschließend noch elnige Sätze 
zu der Praxis des Petitionsausschusses in Rheinland
P!a lz. Wir haben seit etwa einem Jahr die doppelte 
:i:(thi ve)n Sltzung~n eiiigetUhrt> 'V\reil v.d.r der ~,'leinunz 
~ind, daß zunächst einmal - das ist eine rein ptak
t i;:l'he SaC'he - das Büro, das die P etitionen vor- und 
1Htd1 h('l'<>it~t. insofern eine e twas kontinuierlichere und 
gleich.mäUigcre Arbeit hat. Darüber hi.uaus - und das 
ist der eigentliche Gnmd - sollten die häufigere n 
Sitwngen dazu dienen, daß man sich im Ausschuß mit 
den einzelnen Petitionen gründlicher beschäftigen kann; 
dies letzten Endes natürlich zugunsten uo.d im Inter
"""" dC'i> Petenten! 

l<i1 darf Ihnen allen versichern, meine Damen und 
Herren daß sich der Ausschuß sehr viel Arbeit macht, 
daß Pr es sich also wahrhaftig nichi leicht macht. Wir 
sehen alle in der Behandlung von Petitionen einen 
Aki O('r a\lsteilenden Gere<:htigkcit, an die der S taat 
nicht nur gegenüber Gemeinschaften in.nerhalb des 
Staates. sondern auch dem einzelnen Menschen gegen
über in. schwerer Gewissensve1·pflichtung gebunden ist. 

Ich mödlte also nochmals ausdrücklich b etonen, daß in 
tmserem Ausschuß von allen Ausschußmitgliedern die 
der Wichtigkeit entsprechende Sorgfalt beachtet und 
a ngewendet wird. 

MituntP.r ist es notwendig - auch diesen Gesicht.~punkt 
lassen Sie mich hier ansprechen · -, daß ein A bgeordne
t er den betreffenden Petenten persönlich aufsuchen 
muß. Wir haben o!t Petitionen, denen man von vorn
h~·rein Pine gewisse Hilflosigkeit, Rechtsunkundigkcit 
und noch andere Unzulänglichkeiten anmerkt und wo 
eine unmittelbare persönliche Hilfeleistung das Pro
blem bcrt:"!its weitgehend lösen könnte. Zu diesem 
Z\vecke wird es unvermeidlich sein, da ß die einzelnen 
Ausschußmitglieder in dem einen oder anderen Falle 
den Petenten aufsuchen. Nur wäre ich dankbar, wenn 
dann a uch verwaltungsm äßig die Dinge so geregelt 

werden könnten, daß, wenn der Ausschuß d en persön
lichen Besuch bei" einem Petenten für richtig und n ot
wendig hält, dem betreffenden Abgeordneten hierfüt· 
ein Tage- und Reisegeld gewährt wird. 

Im übtigc.n dart ich z.u meiner großen Genugtuung 
lest.stellen, daß das Arbeitsklima im Pctitionsausschuß 

· etn ausgezeichnetes ist, und ich glaube, daß es kaum 
nocll ~int!.I.' Verbesserung fähig ist. In diesem Zusam
menhang möchte ich meinen herzliche n Dank nicht nur 
an die Mlt.glied.er des Ausschusses, sondern insbeson
dere auch an das Büro wm Ausdl'uck bring1m, das 
mit großer Sorgfalt die Bearbeitung d<!r Petitionen 
vorbereitet. 

Abschließend noch e lnmal meine Bitte an den Ältesten
rat: 1. nach Möglichkeit lm kommenden Haushalt eine 
halbe Stelle beim Wissenschaft.liC'hPn Dicm;t einzupla
nen, 2. die Konstituierung des Slrafvollwgsausschusses 
voranzutreiben und 3. die Frage na ch der Aktenein
sicht zu prüfen und möglichst positiv zu enlsd1eiden. 
Unsere Arbeit würde dadurch nicht nur leichter, son
dern. vor allem sachgerechter im Sinne des hilfesuchen-

1

. · d en Bilrgexs; und dies dürf te doch wohl auch d er 
Wunsch des gesamten Landtages sein. Weil ich dies 
annehme, meine Damen und Hen-en, glaube ich auch 

, ho!!e.n zu dürfen, daß \\rir bald zu einer Verbes;;erung 
unserer Arbeitspraxis kommen werden. 

Im übrigen darf ich Sie bitten, den Ihnen heute vot'
liegenden Anträgen des Petitionsausschusses Ihre Zu
stimmung· :z:u erteilen. 

(Bclfa1l des Hauses.) 

~i.Eeprlsfdent Dr, Völker: 

Herr Dr. Rösler, habe ich Sie r~ht verst<tnden, wenn 
Sie die Anträge des Pctitionsausschu:;se~ in der Form, 
wie sie schriftlich vm·Uegcn, zur Abs timmung gest.ellt 

1 ~-m<?.i;l:J.~i;;n.. , 
.i „„ „. :„.:.;,,,,, „.:,:.:.;„!! '·' „ (Abg. Dr. Rösle r: Jawohl!) 

w ährend Ihre Anregungen über personelle Hilfen 11nd 
Verbesserun gen 

'(Abg. Dr. Rösler : Im Ältestenrat!) 

außerha lb des heutigen BcratungRpunkte!I l iegf:'n? 

(Abg. Dr. Rösler: Jawohll) 

Wenn 'rchi 'so' recht verstanden h<:ibf', dann lasse ich, 
nachdem keine Wortmeldungen erfolgen, über die bei
den Anträge des Petitionsausschusses - Drucksachen 
'\l'I/819/!341 - abstimme!". Wer seine Zustimmung geben 

1 möchte, den bitte tch um das Handzeichen! - Die Ge
t·„ ~nprobe1 - Stimmenthaltungenl - kh da rf einstim

mige Annahme festst.ellen. 

Icl/,.,i:ut.e qep. PU$& 8 der T agesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Urantrages der Fraktion 
der SPD betreffend Land('sgesctz über die Ge

währung von Blind('ngt>ld an Zivilblinde 
. . . . .. . ,... Prucksachen VI/4611811 -

Die Berichte1·stattung des Soz.ialpolitlsch~n Au~schusses 
lieif bd der Abl:(t!vrdneten Frau Herm1:1ns. 
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Abg: Fuu llerman:s: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Sozial
politische Ausschuß besch§Ctigte sich in seiner Sitzung 
vom 15. Mai 1968 mit dem Urantrag der SPD betrer
feud Landesgesetz über die Gewährung von Blinden
geld an Zivilblinde. Die Vertreter der SPD-Fraktion 
vertraten die Meinung, daß durch dieses Gesetz allen 
Zivilblinden im Lande Rheinland-Pfalz ohne Rücksicht 
au! Einkommen und Vermögen Blindenpflegegeld in 
Höhe von 240 DM monatlich zu zahlen sei. Sie führten 
aus, daß bisbet· nur ein kleiner Personenkreis von die
sem Pflegegeld ausgeschlossen sei. Deshalb sei der hohe 
Verwaltungsaufwand, der durch die ständige Über
prüfung der Einkommensgrenze notwendig sei, nicht 
mehr gerechtfertigt. Auch waren die Vertreter der SPD
Fraktion der Ansicht, daß die Blinden gegenüber an
deren Gruppen Behinderter einen viel höheren Au!
wand hätten, so daß ein Vergleich mit diesen nicht 
möglich sei. Es wurde auch auf die Regelung lin Berlin 
hingewiesen, die dort seit 1954 besteht und die Ein
kommensgrenze für blinde Menschen in Wegfall ge
bracht hat. Diese Regelung wurde 1961/62 auch auf 
andere Hilflose ausgedehnt. Der Urantrag der SPD 
wolle aber zunächst einmal den überschaubaren Kreis 
der Bllnden durch dieses Gesetz erfassen. Von den 
gleichen Sprechern wurde angeregt, das Sozialministe
rium zu bcatülragen, festzustellen, wie groß der Per
sonenkreis sei, der von einer der Berliner analogen 
Regelung bctro!!en würde. Dieser Antrag verfiel der 
Ablehnung, weil bisher nuch keine Meldepflicht für 
Behinderte besteht und eine derartige Feststellung 
einen ungeheueren Verwaltungsaufwand verursachen 
würde. Auch wurde bezweifelt, ob es möglich sei, ohne 
gesetzliche Regelung die Einkommensgrenzen der übri
gen Behinderten festzustellen. 

Au! Anregung der Vertreter der CDU wurde zunächst 
einmal geklärt, ob das Land überhaupt berechtigt sei, 
eine solche Regelung für die blinden Menschen zu 
trerr~n. Diese Frage wurde durch die Vertreter der 
Ministerien bejaht; indes .qi.üsse dies durch ein eigenes 
Gesetz geschehen und nicht im Rahmen des Bundes
sozialhillegesetzes, wo die Frage der Einkommens
grenze abschließend geregelt sei. 

Die Vertreter der CDU-Fraktion erklärten, daß sie 
einem derartigen Gesetz, das praktisch ein Versor
gungsgesetz sei, ihre Zustimmung nlcht geben könnten. 
Damit würde das Subsidiaritätsprinzip durchbrochen 
und eine Versorgungsregelung ohne Vorleistung ge
scharten. Mit gleichem Recht kämen die übrigen Grup
pen der Bt!hinderten und würden eine ähnliche Rege
lung !ordern, wie das in Berlin ja auch bereits gesche
hen ist. Und viele der übrigen Behinderten fühlten 
sich heute schon benachteiligt, weil das Bundessozial
hilfegesetz. ja ohne Zwei.fel den blinden Menschen eine 
besondere Stellung eingeräumt hat. 

Es wurde jedoch seitens der CDU-Vertreter angeregt, 
zr prüfen, inwieweit bei den Blinden, die im Erwerbs
leben stehen, cin Teil des Einkommens bei der Ein-
kommengre~ze unbt!rücksichtigt bleiben solle. · · 

Der Ausschuß lehnte mit Mehrheit den Urantrag der 
SPD ab und emp!iehlt Ihnen die Annahme der Druck
sache VI/811. 

(Beifall bei den Regierungsparte ien.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Das Wort h<1t die Abgeordnete Frau Wetzel (SPD). 

Abg. Frau Wetzel: 

Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Mit der 
einer langjährigen Opposition eigenen Ausdauer und 
Zähigkeit legt die SPD-Fraktion 

(Abg. Schwarz: Wir haben uns so daran gewöhnt!) 

in jeder Legislaturperiode ihren Antrag vor, allen Zivfl
blinden ohne Rücksicht auI ihr Einkommen und obne 
Rücksicht auf ihr Vermögen das Blindengeld zu ge
währen. Mit derselben Ausdauer hatten wir ja auch 
um die Schulgeldfreiheit in diesem Hause &ekämp!t; 
und letzten Endes obsiegten wir auch in der Sache, 
nach vielen langen und harten Auseinandersetzungen. 
Nun, wir haben die Holinung nicht aufgegeben und 
werden sie nicht aufgeben, daß wir eines Tages in die
sem Hause auch eine Mehrheit da.für finden, allen 
Zivilblinden das Blindengeld zu gewähren . 

Ich möchte einen ganz kleinen Rückblick historischer 
Art geben. Es .gab einmal eine Zeit, da war Rhelnland
Pfalz führend in der Blindenhilfe. Das ist schon lange 
her. Vielleicht lag das ein bißchen daran, daß einmal 
ein Sozialdemokrat der zuständige Minister in diesem 
Lande war. 

Nun. Frau Kollegin Hermans, Sie haben die Einwände 
wiederholt, die Sie auch In der Beratung vorgebracht 
haben. 

(Abg. Frau Hermans: Ich habe nur Bericht erstattet!) 

- Sie ha.ben diese als Bericht mit Recht wieder.holL 

Ich möchte mich mit diesen grundsätzlichen Einwänden 
einmal etwas auseinandersetzen, weil ich .die Hoffnung 
nicht auf.geben will, daß wir nicht doch noch zu einer 
gemeinsamen Lösung kommen kö.nnen. Zunächst einmal 
war die Frage Nr.- 1: Hat das Land überhaupt !ür 
diese Frage eine Gesetzgebungskompetenz; - denn das 
Bundesso.z:.ialhil!egesetz regelt doclt abschließend diese 
Materie? - Das war der Tenor der Ausführungen, die in 
der Plenarsitzung, an der ich leider nicht teilnehmen 
konnte, der Herr Sozialminister in seinen Ausführungen 
brachte. Nun haben wir endlich einmal diesen Antrag 
im Ausschuß beraten können und konnten dort diesen 
Einwand en-dgültig ausräumen, wie Sie es ja auch zum 
Ausdruck gebracht haben; denn die Ausführungen dei:i 
Bundessozfalhillegesetzes übei: Blindenhilfe haben 
keine Sperrwirkung. Sie saien nicht aus, daß die 
Länder mit ihrer Unterstützung nicht weitergehen 
di.irften. Fünf Länder der Bundesrepublik haben ja 
von diesem Recht Gebrauch gemacht und haben ein 
eigenes Gesetz erlassen. Denn darüber gab es nie elnc.n 
Zweifel, wir haben den Urantrag für ein eigenes Ge
setz zur Lösun,4 dieser Frage eingebracht und waren 
nicht der Meinung, daß diese Materie über das Bun--
dessozialhil!egesetz geregelt werden könne. 

Ich wm nur ganz eindeutig feststellen, daß der Landes
gesetzgeber in dieser Aufgabe völlig freie Hand hat, 
und so ,gesehen war es wirklich gut, daß wir im Aus~ 
schuß diese Materie beraten konnten und hier endgül
tig - und ich hoffe wirklich endgülUg - diesen Ein
wand ausgeräumt haben_ 

Nun kommt der andere Einwand, der ja auch jedesmal 
auf den Tisch gelegt wird, nämlich der: Der blinde 
Mensch ist ja den anderen Gruppen der Behinderten 
gegenüber in der Sozial- und Steuergese~ebung heute 
bereits im Vorteil, und wenn man nun das Blinden
geld ohne Begrenzung iewähren würde, v.rürde man 
ja diese Ungerechtigkeit im Bereich der Behinderten 
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nur noch vergrößern. - Dazu meinerseits eine ganz 
khwe FesL<;tellung. Wir sind der Meinung, daß man 
nur Vergleiichbares vergleichen lrnnn. Der Blinde kann 
in einer ganz anderen Weise rehabilitiert werden als 
jede andere Gruppe der Behinderten. Dazu bedarf es 
aber einer Reihe von Hilfen, we teuer sind. Aus dem 
Betrag, der über d ie Grenze des Bundes.sozialhilfe
ge8e lz.e:> hinausgeht, ist er nicht in der Lage, diese 
Hilfen zu finanr.ieren. 
Vil'lleicht mache ich Ihnen dies am besten dadurch 
deutlich. daß ich mit Genehmigung des Herrn Präsi
denten aus dem Brief eines Blinden zitiere, q:er !>l;lgt: 

.,kh bin vollbl1nd im Sinne des § 1 des Schwer
hPschädigtengesetzes. Ich bin verheiratet und habe 
zwei Kinder im Alter von acht und zehn Jahren. 
kh i:;elbst bin 40 Jahre alt. Diese wenigen Daten 
spiegeln bereits die Ausgangssituation für mich im 
ständigen Lebens- und auch Konkurrenzkampf mit 
den sehenden Menschen wider. Sie is.t jedoch nur 
scheinh<1r vei.igleichbar mit derjenigen des Sehen
den. In Wirklichkeit ist sie jedoch, unter dein Ge
sichtspunkt der für einen Blinüen zusätzlich und 
zwang<ll~ufig erwachsenden Kosten in Anbetracht 
seiner besonderen Lage, nicht vergleichbar. 

So el'fordert mein Beruf 

- der H~!rr ist Oberregierungsrat, also Akademiker -, 

um konk:urren7.fähig zu bleiben, eine fortlaufende 
Unterrichtung über den neuesten Stand in Wissen
schart und Praxis durch eingehende Lektüre der 
Fachzeitschriften, Lehrbücher bzw. Kommentare. 
Da mPine Ft'llU infolge iihrer .familiären Obliegen
ht>-11.P.n - zwei kleine Kinder - nicht auch nocil als 
Vorleserin in großem Umfang wirken kann, bin ich 
<rnc·h außPrhalb des Dienstes auf eine qualifizierte 
Vorleiekraft angewiesen, die ich im Gegemsab: zum 
Sehenden von meinem Einkommen bezahlen muß. 
Dasselbe gilt für Spezialgeräte des l3linden, d\e 
zum täglichen Handwerkszeug gehören, wie ZUlll 

Beispiel die Blindenuhr, der Blindenstock, die 
Blindenscilreibma...<:ehine, die Punktschriftmaschine, 
das Tonbandgerät, ferner etwa die Anschaffung und 
Unterhaltung eines Blindenhundes, die Bezahlung 
Piner Familienpflegerin im Falle der Abwesenheit 
<•rl"'r KrankhP.it meiner Frau, die zusätzlichen 
Fahrko~ten als Folge der notwendigerweise zwei
maligen Hin- und Herfahrt von und zur Dienst
stelle durch meine Frau und dergleichen." 

F.r ioagt weiter: 

„Dem Sehenden erwachsen keine derertigen Kosten. 
f~r k>inn daher über diese Einkommensteile in ande
rer Weise disponieren, zum Beispiel: Finanz.ieJ:ung 
einer Erholungsreise. Auch dem Krie,gsblinden, des
~en Schicksal, abgesehen von der Verursachung, sich 
in nicht~ von dem eines später erblindeten Men
schen unterscheidet, wird durch Gewährung einer 
besonderen Pflegezulage in Unabhängigkeit von der 
t<1tsiklllichen E inkommenshöhe geholfen. Den Zivil
blinden überläßt man dagegen seinem sozialen Di
l~mma und verlangt ohne ersichtlichen Grund, daß 
er von einer bestimmten Einkommenshöhe ab sein 
spezielles Schick9al gefälligst eigenhändig f\nanziere. 
Er wird dadurch im Ergebnis gegenüber den Se
henden benachteiligt, er wird sogar für seinen be
s.-..ndt>ren beruflichen Einsatz und sein Streben nach 
Fortkommen, das auch im Intel'esse der Rehabilita
tion wünschenswert ist und sich finanziell in einem 
höheren Einkommen ausdrückt, letztlich bestraft." 

Ich glaube der Betl'offene hat sehr klar zum Ausdruck 
gebracht, daß man einfach den Blinden nicht ohne 

weiteres mit den übrigen Behinderten vergleichen 
kann, sondern daß der Blinde im Rahmen der Behin
derten eine Sonderstellung einnimmt. Meines Erach
tens hat er auch zu Recllt darauf hingewiesen, daß er 
ja im Verhältnis zu den Kriegsblinden benachteiligt 
ist, und ich frage Sie nun: Wäre es nicht ein Akt der 
Geredltigkeit, wenn wir in d ieser Gruppe nach Gerech
tigkeit streben, wenn man den Blinden mit dem Blin
den in der Sache gleichstellen würde? Denn sie 
tragen beide gemeinsam das gleiche schwere .Schicksal, 
das Tag !Ur Tag vlel Tapferkeit von ihnen fordert. 

Icil glaube, hier würden wir dann für Blinde schlecht
hin Gerechtigkeit i-chaffen. 

koch ein anderer. Gedanke zur Frage der Gleichstel
lung der Blinden unt.ereinander : Wenn wir w issen, daß 
in fünf Bundesländern die Blindenhilfe ohne Rücksicht 
auf Einkommen und Vermögen ge\vährt wird, wäre es 
dann nicht auch die vorhin zitierte kontinuierliche 
Weiterentwkklung des kooperativen FöderaHsmu!! -
Herr }<ol~ege Gaddum hat diesen Ausdruck gebracht-, 

(Abg. Gaddum: F,ntschulciigung. er stammt 
nicht von mir!) 

wenn wir hier dafür sorgen würden, daß die Zivilblin
den in allen Bundesländern gleichbchimdelt würden? 
Meine veruhrl~n Kolleginnen und Kolleg<m ! Wir schla
gen uns seit Monaten in diesem Hause und in unsei-em 
Lan4!'! mit den Fragen der Verwaltungsrt>fo1·m herum. 
Und jeder ·von uns bezieht da!Ur seine Prügel. kh 
glaube, ic:h"habe in dieser Beziehung mein Soll mehr 
als erfüllt. 

{HeiterkE:'lit im Hause.) 

Ich glaube aber, wir sollten auch diese Frage ein 
wenig unter dem Aspekt einer Verwaltungsverein
fachung und einer Verwaltungsr(lfnrm betrachten. Nach 
Aus.:ragen des Ministeriums - über d ie Zahlen gib!. es 
keine" Meinungsverschiedenheiten - werden im Lande 
Rheinland-Pfalz 3 600 Blin<le im Rahme n des BSHG 
betreut. Nach Aussagen des Illindenverbandes und des 
Ministeriums beträgt die Zahl derer, die von dem von 
uns eingebracilten Gesetzentwurf betroffen Hind, 30 bis 
60 Personen. Um diese wenigen Menschen um den 
Genuß des Blindengeldes zu 1.>r!ngen, werden laufend 
in diesem Lande Jahr für Jahr 3 600 Fülle von Blinden 
hinsichtlich ihres Einkommens und ihres Vermögens 
überprüft. Dieser Verwaltungsaufwand steht in keinem 
Verhältnis zum Effekt! 

(B~rraü b<-1 der' SPD und Zurufe : 13rnvo! Sehr gut!) 

Andererseits sind aber doch gerade die Blinden die 
Leidtragenden; denn .sie müssen doch unter der Er
scl1wernis ihres körperlichen Leidens ständig den Ein
k;ommens- und, was noch viel schwieriger ist, den 
Belastungsnachweis erbl'ingen. Was dies beispielsweise 
für einen Beamten bedeutet, können wir alle als Ge

.setzgeber etwa daran ermessen, wie oft wir uns mit 
: Bc.spldungsnovellen herumschlagen, die jedesmal wie--
1 der für den Betroffenen die Verpflichtung erbringen, 
~ „ ·fle1ne Verhältnisse anders zu r egeln. 

Die Situation wird noch groteske t·, wenn es die wenigen 
Menscllan betrifft, ·bei denen Grundbesitz das Ver
mögen darstellt. Es gibt Blinde, die aus Famil.ienbesitz 
über Grundbesitz ver!ügl.'n, der nach seinem Verkehrs
wert weit il.bcr der im Gesetz vorgellchri~benen Ver
mögensgrenze liegt, der aber in Wirklichkeit eine 
lächerlich kleine Rendite <ihwirft. Die K onsequenz ist, 
daß diese Leute entweder a u f die Blindenhilfe vel'zich-
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tcn, oder aber sie müssen ihren Grundbesitz verwer
ten, was jedoch oft daran scheitert, daß dann, wenn 
Land verkauft werden soll, in der Familie der große 
Krach ausbri.cllt. Auch· aus diesem Grunde bin ich der 
Meinung, daß wir die Grenze !allenlassen sollten. 

In der Berichterstattung hatten Sie, Frau Hermans, da
von berichtet, daß seitens Ihrer Fraktion die Frage 
angeschnitten worden sei, inwieweit im Rahmen des 
Bundessozialhil!egesetzes sich vielleicht Möglichkeiten 
anbieten. Ich hatte eigentlich die Hof!nung, daß wir 
trotz des Beschlusses des Ausschusses dahin kämen, 
über diese Paragraphen noch zu einer tragbaren Lö
sung, wenigstens für die erwerbstätigen Zivilblinden, 
zu kommen. Es dreht sich um § 24 - Mehrbedarf für 
Blinde - und § 84 - Einsatz des Einkommens über der 
Einkommensgrenze -. Ich will Sie jetzt nicht mit der 
Zitierung der Paragraphen aufhalten. Ich möchte nur 
sagen, daß in diesen Paragraphen ein Ermessensspiel
raum belassen wird. Der Vertreter des Sozialministe
riums hatte im Ausschuß angekündigt, daß er die 
Rechtsfrage, die in diesem Problem enthalten ist, prüfen 
wolle. Bis jetzt hat uns das Ministerium das Ergebnis 
seiner PrU!ung - ich hof!e, daß es die Sache überprüft 
hat - nicht vorgelegt. Vielleicht ist nachher noch Ge
legenheit, daß man uns hierüber Auskunft gibt. Ich bin 
aber der Meinung, solange wir diese Möglichkeit nicht 
ausgelotet haben, sollten wir hier in diesem Hause der 
beantragten Ablehnung durch den Sozialpolitischen 
Ausschuß nichl zustimmen, sondern dieses Problem 
nochmals an den Sozialpolitischen Ausschuß zurück
geben, damit dort die Vertreter des Ministeriums uns 
in dieser Frage untCJ:richlen können und wir vielleicht 
dann doch einen ganz kleinen Schritt in dieser Frage 
vorankommen. 

Im Januar dieses Jahres fand die „Allgemeine Blinden
sammlung Rheinland-Pfalz" statl Hierzu erließ Herr 
Ministerpräsident Dr. Allroeicr an die Bevölkerung des 
Landes einen sehr schönen Aufruf. In diesem Aufruf 
hieß es u. a. - ich darf zitieren- : 

Diese Sammlung gibt uns in besonderem Maße Ge
legenheit, zu zeigen, daß wir über der Last und den 
Geschäften des Alltags den Sinn dafür noch nicht 
ver loren haben, wer unserer Hilfe wahrhaft bedarf. 
Versuchen wir uns einmal bewußt zu machen, was 
es bedeutet, das Licht der Augen und die An
schauung der lebendigen Welt entbehren zu müssen. 
Niemand, der sich ein Gefühl für tiefe menschliche 
Not bewah1·t hat, wird sich dann dem Aufruf zu 
einer Spende für unsere blinden Mitbürger, die ihr 
schweres Schicksal mit so großer Tapferkeit tl"agen, 
verschließen können. 

Das ist ein sehr schöner und zu Herzen gehender Auf
ruf. Ich meine, wir alle hier im Hause sollten ver
suchen, diese schönen Worte auch in Taten -umzusetzen! 

(Beifall der SPD.) 

Geben Sie dem Blinden Chancengleichheit mit dem 
Sehenden! Wenn wir das täte.ti, dann würden wir die 
Worte unseres Ministerpräsidenten erfüllen; denn dann 
würden wir als Landesparlament beweisen, daß wir 
über der Last und den Geschäften des Alltags den Sinn 
da!ür noch nicht verloren haben, wer unserer Hilfe 
wahrhaft bl'<iarf. 

(Beifall der SPD.) 

Vhcpräsldent Dr. Völker: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heydorn (FDP). 

Abg. HeydQrn: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine Frak
tion hat damals dafür gestimmt, daß der Urantra:g der 
SPD-Fraktion über ein Landesgesetz für die Gewäh
rung von Blindengeld an Zivilblinde in der ersten Le
sun.i in die Ausschüsse kam, da uns das Anliegen im 
Grundsatz berechtigt erschien. Nur so konnte die Vor
lage sachlich geprüft und das Für und Wider erwogen 
werden. 

Nach den uns damals gemachten Angaben rechnete 
man in unserem Lande mit etwa 45 Fällen. Frau Kol
legin Wetze! hat vorhin die Zahlen 30 bis 60 genannt. 
Mit 45 Fällen liegen wir in der Mitte dieser Prognose. 

Bisher sind etwa zwei Prozent der blinden Menschen 
von der bisherigen Blindengeldregelung nachteilig bc
trof!en worden. Bei einem Wegfall der Einkommens
grenze und Berücksichtigung aller Zivilblinden rechnete 
man damals mit Mehrkosten direkt und unmittelbar 
für das Land :von etwa 130 000 DM. Andere Berech
nungen beliefen sich auf 180 000 DM. 

Wir waren damals der Meinung, daß man in Rhein
land-Pfalz die Lücke, die das Bundessozlalhil!egesetz 
offengelassen hatte, durch eine Sonderree:elung auch 
hier schließen sollte. Nicht zuletzt war auch der ver
hältnismäßig niedrige Betrag, der \.'Om Land dafür 
aufgewendet werden mußte, eigentlich als eine Geste 
des guten Willens zu betrachten. 

Mitlenvelle sind aber andere Sachverhalte deutlich ge
worden, die die Zweckmäßigkeit des von der SPD
Fraktion angestrebten Gesetzes doch in Frage stellten. 
Nach dem neuen Zahlenmaterial des Sozialministe
riums ergibt sich in der Konsequenz eine Finanz
belastung in einer Größenordnung, die in der Wirkung 
einer Initialzündung in die Millionen geht. Die Ent
wickung nach dem Berliner Modell ergäbe für uns eine 
Vergleichsgröße von 6 Millionen DM für Blinde und 
das Dreifache für die übrigen Schwerbehinderten, zum 
Beispiel die Querschnittgelähmten, die Multiple-Skle
ros~Fälle, Ohnhänder usw„ die ja auch der Rehabili
tation bedür!en, von 18 Millionen DM. Das würde ana
log - die Frau Kollegin Hermans hat es vorhin in der 
Berichterstattung schon angeführt - au! Rheinland
P!alz b ezogen etwa 27 bis 28 Millionen DM ausmachen. 
Bei aller Sonderlage der Blinden müßten auch die an
deren schweren Fälle gerechterweise mit einbezogen 
werden, wenn wir nicht neues Unrecht scharren wollen. 

Nachdem diese Konsequenzen nun so deutlich gewor
·den sind, stehen wir vor einer neuen Lage, und es 
stellt sich für uns die Frage: Warum wird die oUen
bare Lüc.:ke im Bundessozlalhil!egesetz nicht durch eine 
entsprechende Novelle geschlossen, damit zum Beispiel 
die zur Zeit bestehenden vier versc!liedenen Einkom
mensgrenzen vereinheitlicli.t werden? - Wir haben ge
hört von den Sonderregelungen, die be1·eits in !ün! 
Ländern eingeführt worden sind: Saarland, Hessen, 
Bayern, Niedersachsen und Berlin. - Es handelt sich 
aber offenbar auch hier bd diesen Versuchen auf Lan
desebene immer wieder etwas Besonderes zu schaf!cn, 
um eine behelfsmäßige Flickschusterei - veneihen Sie 
den Ausdnick - . Heute morgen im Rahmen der Bespre
chung des Besoldungsgestzes wurde ja auch schon dar-
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a uf hingewiesen, daß man sich hier nicht allzusehr 
Vt'r:t.et.te ln sollte und nicht in kleinen Einzelaktionen 
die grnße und gute Lösung unter Umständen verwäs
sel't oder verhindert. 

Wir frttgen weiter: Warum regelt der Bund das nicht 
einheitlich und überläßt es den Ländern, unter Um
ständt•n auch den Kommunen, voneinander abwei
<'hende Sonderreglungen zu treffen? - Das scheint doch 
(•in fal~ch verstandener Föderalismus zu sein, den man 
in dieser Weise, meine ich, doch nidll :strapazieren 
sollte. kh sage das nicht nach dem Motto „Haltet den 
Dieb". sondern wir wollen aus der gemeinsamen Ver
anlw•wtung heraus den Bund an seine primäre Zustä n
d igkeit erinnern. Das ist doch eine Forderung verfas
sung.smäfüg im Grundgesetz verankerter und aufgaben
gt>rt-chter Logik! 

Nun hAbl•n wir inzwischen gehört, daß man in Bonn 
zur Zeit dabei i.st, das Bundessozialhilfegesetz auch hin
.sichtlich der Einkommensgrenzen erheblkh zu novel
lie1·en. Da:s Ergebnis sollte man - so meinen wir - doch 
<1ltw;,i1·tt•11, Es ist nicht so, meine Damen und Herren, 
dM~ wir in unserer kleinen FDP-Fraktion uns nicht 
,• rnslt' Gedanken gemacht hätten, um diese vorhande
nE.'n Benachwiligungen, insbesondere der Blinden, zu 
hC'l'eitigen. Aber wir dürfen hierbei nicht vergessen, 
daß nach der neuesten Errechnung doch ganz erheb-
1 khe Finanzmittel erforderlich sind, die nun im Rah
men des Sozialbereichs hin- und h1::1·~~~<:hobcn werden 
müssen und auf der anderen Seite wieder womöglich 
neuE>li Unrecht und neue Schwierigkeiten schaffen; denn 
d ie D~ke ist nun einmal zu kun:, wie wir uns auch 
<lrt>hen und wenden wollen. 

Meine Fn1ktion sieht sich deshalb, nicht leichten Her
;i:C>ns. nicht in der Lage, dem Gesetzentwurf zuiustim
ml'n. 

\Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der CDU. -
Präsident Van Volxem übernimmt den Vorsitz.) 

Präsident Yan Volxem: 

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Hermans (CDU). 

Abg. Frau Herrn.ans: 

H l'rr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
:;.icher nicht ganz einfach „nein" zu sagen, wenn Men
schen betroffe n werden, die wir bewunde rn, wen wir 
sehen. wie sie ihr Leben -meistern. Ich kann Ihnen 
ven;ichem, daß meine Fraktion es sich bei der Bera
t•.mg Ihres Urantrags nicht leicht gemacht hat, obwohl 
di<:s der vierte Antrag ist, der diesem Hause vorliegt. 

Frau Kollegin Wetzel! In Ihren Ausführunuten ist so in 
et wa angeklungen „damals sotialdemokra tischer So
zia lmin-ister"', als würden wir nicht sozial denken und 
handf.'ln. Und weiter ist in Ihren Ausführungen ange
klungen, als sei die CDU-Fraktion inkonsequent, auf 
der einen Seite Verv.;altungsreform, und hier trele sie 
dafür ein, daß alles noch viel .wnständlicher und 
schwieriger wiro. 

Zur Frage ein!f! Handeln wir hier, wenn wir Ihren 
Antrag ablehnen, unsozial? Die von der CDU geführte 
Btm<iPsregiet·ung hat das Bundessozialhilfegesetz in 
P.onn t-ingebracht, und es wuroe auch nur mit den 
S! imm~n der CDU verabschiedet, 

(Unruhe bei der SPD.) 

ein Gesetz, das einen wesentHchen Mark&tein in d·er 
Geschichte der deutschen Sozialgesetzgebung darstellt! 

(Beifall d er CDU.) 

Und dieses BWldessozialhilfegesetz. hat der besonderen 
Lage des blinden Menschen dadurch Rechnung getra
gen, daß es für sie Sonderregelungen getroffen hat. 
Ich erinnere an das -doppelte Pffegegeld, ich erinnere 
an . die hohe Einkommensgrenze, die vierfache Ein
kommensgrenze gegenüber Behinderten, an einen eige
nen Atbschnrtt „Blindenpftege". Ich weiß auch, daß das 
Gros äer blinden Menschen in det· Bundesrepublik für 
diese Regelung dankbar lst. 

Sie h.alben eben eile . Zahlen genannt: 3 500 blinde Men-
, · "scneri""in "lt'i:iE!-fii.länd.:Ffalz profitieren von diesem Blin

denpflegegeld; sie bekommen dieses Blindenpfiege
geld von 240 DM, und nur cin ganz kleiner 
TeU :-; 30 bis ~q Personen - deren Einkommen über 
1 500 D'M'. Hegt, kommt nicht in den Genuß dieses 
Pflegegeldes. - Die sozial Schwachen bekommen dieses 
Pfiege~ld - das muß einmal festges tellt wei·den -, sie 
bekommen. es, weil die CDU damals 1961 ein Bundes
sozialhilfegesetz verabschiedet hat! 

(Beifall der CDU.) 

Sie erwährifäil . eben, daß fünf andere Länder ein Dlin-· 
denpff.egegeld zahlen. Sie haben aber n icht erwähnt, 
daß vier von diesen Ländern diese Regelung getroffen 
haben, bevor es ein Bundessozialhilfegesetz gab, also 
vor 1961 ! Sie haben auch nicht erwähnt, daß Hessen 
nicht ein eigenes Versorgungsgesetz geschaffen hat, 
wie Sie es l.>t!antragt haben, sondern daß Hessen eine 
Regel<ung im Rahmen des § 84 des Bundessozialhilfe
gesetzes 'gemacht hat. 

(Abg. Fuchs: Wir haben es doch zu zahlen; es ist 
doch egal, w ie!) 

Nun zur zweiten Frage: Verwaltungsreform! Mir ist 
bekannt, daß das Sozialministerium schon vor langer 
Zeit di!! fü1.Uchen Träger angewiesen ha t, nur in ge
wissen größeren Zeitabständen die Einkommen der 
blinde n Menschen nachzuprüfen. Nun kommen wir 
wi~rum zu einer Grundsatzfrage. Wir wollen es 
nicht als CDU, daß hier außerhaLb des Bundes.sozial- . 
hillegesetzes ein Versorgungsgesetz ohne Vorleistungen 
gieschaffen wird. Das ganz System unserer sozialen 
Sicherung würde damit ins Wanken geraten, und mit 
Recht - es wurde eben darauf hingewiesen - kämen 
übrige Gruppen der Behiooerten - das ist das, was ich 
am BundessozialhilfegeS'elz auszusetzen habe - und 
würden darauf hinweisen: Wir wurden bis jetzt sclwu 
:stiefmütterlich behandelt, warum wird nur für eine 
Gruppe etwas get.an, und weshalb verbessert man uns 
die Einkommensgrenze nicht? - · 

Ich wünschte, daß baldigst die Einkommensgrenzen für 
· die !lbrigcn Behinderten !n der BWldesrepublik ge
hob<-n würden. Aber wenn wir heute dazu übergingen, 
f!lr alle Behlnderten gleiche5 Recht zu scharren, ich 
glaube dann reichLe der Säckel nicht aus. Wenn wir 

·'·das. ,Tiscl1~uch ~uf der einen Seite wegziehen müßten, 
danri bliebe auf' der anderen Seite eine unbedeckte 
Fläche übrig. Man muß auch in der Sozia lpolitik - ich 
sage· nicht gerne „nein" in sozialpolitischen Fragen -
die soziale Gerechtigkeit sehen und müßte auch er
wägen, ob etwas möglich ist oder nicht. 

:Wir haben die Broschüre über den blinden Menschen 
bekonunen. 60 Prozent der blinden Menschen sind AI
tersblinde. Sie stehen nicht im E rwerbsleben. SteHen 
Sie„ .sich .... de.mgegenübe.r die Gruppe der übrigen Be-
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hinderten vor, die sich auch nicht mehr helfen können. 
Ich habe als Beispiel im Ausschuß gebracht - und kann 
es beweisen -, daß au! einem Zimmer zwei alte Müt
terchen liegen, die eine ist gelähmt und bekommt 
25 DM Taschengeld; sie kann sich keinen Bohnenkaffee 
und auch keine Torte erlauben. Die andere, die seh
behindert ist, bekommt 140 DM Taschengeld. Nun, die 
alten Menschen registrieren das doch, und sie wollen 
auch alle Gerechtigkeit. 

Ich möchte au9drilcklich b<'tonen, daß wir, wenn wir 
diesen Antrag ablehnen, weder unsozial noch inkonse
quent sind, was die Verwaltungsvereinfachung belrifft. 
Nun zum Vengleich mit den Kriegsblinden! Wenn wir 
den blinden Mens~~en mit den Kriegsblinden gleich
stellen, dann müssen wir das auch bei übrigen Be
hinderten tun. Daran kommen wir nicht vorbei. 

Ich sagte eben schon, die CDU-Fraktion hat es sich 
bei der Beratung ihres Antrages nicht leicht gemacht. 
Wir haben die Bitte an die Landesre.gierung, daß sie 
doch noch einmal beim örtlichen Träger anregen möge, 
den § 84, der auch ein ganz bedeutender Paragraph 
des Bundcssozialhil!egesetzes ist, großzügig auszulegen. 
Weiterchln möge die Landesregierung auch durch den 
Bundesrat Einfluß nehmen, daß .bei der erneuten No
vellierung des Bundessozialhil!egesetzes, die ja in Vor
bereitung ist, diese eine Frage überprüft wird, die 
Sie eben angeschnitten haben, Frau Kollegin Wetzel, 
und die meine Fraktion im Ausschuß angeregt hat, daß 
den Blinden, die im Arbeitsleben stehen - es belrifft 
den Regierungsrat, den Oberregierungsrat, den Ober
studienrat, wenn er .befördert wird -, ein Teil des 
Einkommens nicht in Anrechnung gebracht wird. 

Auch muß die Frage im Rahmen des Bundessozlal
hiH~JleseLzes überprü!t werden - da stimme ich völlig 
mit Ihnen überein - , ob bezüglich der Anrechnung des 
Grundbesitzes eine andere Regelung getroffen werden 
muß. 

Wir haben es in der Vergangenheit hier in diesem 
Hause und in der Praxis bewiesen - und auch die 
Landesregierung hat es getan -, daß wir alles tun, um 
allen behinderten Menschen in unserem Lande :tu 
ihrem Recht zu verhelfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien .) 

Prlsidcnt Van Volxcm: 

Das Wort hat der Herr Sozialminister. 

Sozialminister Dr. Geißler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Diese Frage 
haben wir bei der Einbrin·gung dieses Antrages schon 
ausführlich behandelt, und ich habe dazu auch Stel
lung geno111men. Ich bin mir völlig darüber im klaren, 
daß es außerordentlich schwierig ist, dieses Thema 
einigermaßen ohne Emotion zu behandeln. Ich glaube 
aber, daß es dringend notwendig ist, doch den Ein
druck noch einmal richtigzustellen, der vielleicht 
durch Ihre Ausführungen, Frau Kollegin Wetzei, ganz 
unbeabsichtigt hier unter Umständen hat entstehen 
können, als ob für die Blinden hier im Lande nur un
zureichend •gesorgt würde. 

Es handelt sich in der Tat, wie Sie auch selber gesagt 
haben, nur um ungefähr 60 Personen, die über der 
Einkommensgrenze des Bundessozialhil.Eegesetzes lie-

gen. Jetzt muß hier zunächst etwas deutlich klarge
stellt werden: Die Zivllblinden haben nach dem Bun
dessozialhilfegesetz ohnehin schon eine wesentlich 
bessere Position ·ais and~re Behinderte. Dafür mag es 
bestimmte Gründe geben; es gibt auch solche Gründe, . 
die ganz anders liegen, als man sie hier normaler-. 
weise diskutiert. Es la.g auch ein bißchen im Gesetz
gebungiwerfahren des Bundessozlalhil!egesetzes selber,. 
daß diese Bestimmung hineingekommen ist, während 
andere Behinderte zum Teil bei der kleinen oder mitt
leren Einkommensgrenze geblieben sind. 

Die jetzige Einkommenggrenze liegt bei 1 000 DM. Das 
saigt aber noch nlcb.ts. Zu dieser E inkommensgrenze 
werd..en die Mietkosten hinz1...tgerechnet. '\"lir können 
ausgehen von 150 DM, dann für jedes unterhaltsbe
rechtigte Glied einer Familie noch 110 DM, so daß wir 
davon ausgehen können, daß die Einkommensgrenze, 
minimal gerechnet, ungefähr - wenn ich jetzt richtig 
rechne - bei 1 260 DM liegt. 

Ich darf hinzufügen, daß sich, wenn Kinder hinzukom
men, d ie Einkommensgrenze entsprechend erhöht. 
Selbstverständlich bleibt immer noch ein Rest übrig, 
nämlich diejenigen, die über dieser Einkommensgrenze 
liegen. Ich bin aber der Meinung, daß diese Frage im 
Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes gelöst werden 
sollte. Deswegen ist ja a uch von der Bundesregierung 
in der Novelle zum BSHG vorgeschlagen worden, diese 
Einkommensgrenze von 1 000 DM auf l 100 DM zu er.;. 
höhe n, so daß auch hier wieder eine erhebliche Er
leichterung für den Personenkr.eis eintritt, um den es 
sich handelt. 

Außerdem, Frau Kollegin Wetzel, ist es ja so, daß für 
die Blinden, die zusätzliche Au!wendungen haben, ins
besondere die Blinden, die ein höheres Einkommen 
haben, weil sie in einem Beruf arbdten, der eben 
höhere Aufwendungen erfordert, anderweitig Sorge 
getragen ist. Ich darf noch einmal auf das verweisen, 
was ich bereits in der letzten Sitzung, als ich dieses 
Thema behandelt habe, ausführte, daß die Blinden einen 
einkommensteuerfreien Betrag von 4 800 DM haben, was 
in der Regel bei dieser Einkommensgruppe zu einer Net
tosteuerersparnis von ungefähr 1 000 DM im J ahre führt. 
Ich darf weiter darauf hinweisen, daß die Bcfreiuni der 
K.!z-Steuer für alle Zivilblinden gegeben ist, daß 
die unentgeltliche Beförderung in den Nahverkehrs
betriebcn für d ie Blinden geregelt ist, ferner die kosten
lose Beförderung eines Begleiters oder eines Führhun
des durch die Bundesbahn, die unentgeltliche Benut
zung der Blindenhörbücherei, die auch mit vom Land 
bezahlt wird, die Befreiung von Rundfunkgebühren, 
ferner Leistungen nach dem Schwerbcschädigtengesetz 
mit Kündigungsschutz, mit bevorzugter Vermittlung 
von Arbeitsplätzen usw. Das ist also eine zusätzliche 
Fülle von Hilfen, die durch die Sozialgesetzgebung den 
Blinden zur Verfügung gesteilt werden. 

Nun ist es so, der Herr Kollege Fuchs hat den Zwi
schenruf gemacht, wenn ich ihn richtig verstanden 
habe: Hauptsache, zahlen Sie es doch, dann ist ja alles 
gut. - Meine Damen und Herren, weil das Sozial
ministerium und auch !eh angesprochen worden sind, 
möchte ich sagen, daß die Aufgabe der Sozialpolitik 
nicht nur darin besteht, Geld zu verteilen, sondern ich 
habe auch dafür zu sorgen, daß soziale Gerechtigkeit 
vorhanden isL 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Na ch der bundesgesetzlichen Regelung ist es nun ein
mal so, daß ein erheblicher Anteil anderer Behindcr-
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ter in einem unverhältnismäßig großen Abstand zu den 
Vergünstigungen liegen, die für die Blinden gegeben 
:<ind. Jel1.t kann man natürlich, Frau Wetzei, sagen, 
daß die Hiinden nicht ohne weiteres mit den anderen 
Behinderten zu vergleichen sind. Ich gebe Ihnen zu, 
daH das vi<>lleicht für bestimmte Behindertengruppen 
zutririt, aber für andere eben nicht. Für den Quer
schn1ttsgelahmten trifft es zum Beispiel nicht zu. Es 
.l{ibt andere Behinderte, wie Multiple-Sklerose-Kranke, 
<ho:' tiilflo~ sind. Es gibt Ohnhänder, es gibt die Taull
:slummen, die meines Erachtens, wenn wir gerecht sein 
wollen. eine wesenilich größere oder mindestens gleich
~roße Behinderung wie die Blinden haben, weil sie 
wm BE:'ispiel von der Kommunikation mit der Umwelt 
\'Öllig abg<?sd1lossen sind. Sie können nicht ei.mnal tele
fo n ie rPn. Sie brauchen, um zu telefonieren, um einen 
Antrag zu stellen. um zum Beispiel mit dem Ministe-
1·ium in VPrbindung zu treten, eine Vermittlungsper:;ion. 
Das sinct alles Probleme, die wir mitsehen müssen. 

Denken Sie doch bitte nicht daran, daß hier nun für 
<~irw · hE'i'timrnte Gruppe von Behinderten irgendwie 
eine unsoziale Einstellung praktiziert werden soll, son
dern es muß, wenn es darum geht, eine vernünftige 
Hc•gelung zu schaffen, eben einfach mit gleichen Maß
~liilwn gerechn<>t werden; das ist der eigentliche Grund, 
und darüber müst1en wir uns Gedanken machen. Man 
kann ein solmes Versorgungsgesetz im Lande Rhein
l;in<l-Pfal7. nun einmal nkht gleichsam ins Blinde hin
<•in VP.rab:<chif'den. Denn - lassen Sie mich das auch in 
<tller Offenhelt aussprechen - wenn die Blinden jetzt 
ein Lancie:"versorgungsgesel:z bekommen, dann ist die 
unau~hleihli~he Folge, daß die Behindertengruppen, die 
8ich in etnem ähnlichen oder gleichen Behinderungs
gn1d befinden, mit Redü Anspruch aui dieselbe Ver
~oni;ung stellen; und ich füge hinzu, als Sozialminister 
ki.'•nntf> kh mich einem solchen Verlangen auch gar 
nid1t widerset?.en; das ist völlig ausgeschlossen. 

<Abg. Dr. Rös ler : Sehr gut!) 

Nur. Herr Kollege Fuchs, müssen wir uns über dte 
finanziellen Konsequenzen, auch Hit' die Kommunen, 
im klaren sein; und die will ich dem Hohen Hause auf
z1.'i g,~11, •:lAmit sich jeder sein Urteil bilden kann. Wenn 
wir dil' RPhindertenversorgung zum Beispiel des Lan
<i f's HPrlin iibcrnehmen würden, die in etwa eine Ver
gleid1s;1,c.ltl abl(ibt. dann böte sich folgende Situation -
tOl<l insoweit darf ich Herrn Kollegen Heydorn bedch
tigon: die Zahlen sind ein klein wenig düferenzierter -: 

Das Land Berlin zahlt auf Grund seines Versorgungs
?;esetzP:; an Sozialhilfe fül' die Blinden ungefähr 6 Mil
lionen DM, für die übrigen Behinderten ungefähr 18 
Millionen DM. Wir 1.ahlen in Rheinland-Pfalz an Blin
d1.•nhilf P 9 Millionen DM, 50 Prozent die Gemeinden, 
50 Pro?.en t rlas Land. Wenn wir dasselbe Verhältnis 
;wi~l'hi>n Hlinden und übrigen Behinder ten annehmen 
- wobPi ich aher davon ausgehen muß, daß die Zahl 
d<?r übrigen Behinderten in Rheinland-Pfalz wahr
~cheinlich etwas größer ist als im Stadtstaat Berlin -, 
dann b~eutet das, wenn ich also die übrige Versor
gung hinzurechne - und sie käme in dem Falle unab
wC'islich -. eine Kostenbelastung von 28 Millionen DM, 
ciiE' wiedf:'1·um 7.Ur Hälfte au( die Gemeinden entfielen. 

(Abg. Fr;iu Hermans: Bei welchem Pflegegeld, 
Herr Minister? Bei 240 DM?) 

- B~·i :?40 DM. ja, unter 18 Jahren 120 und über 18 Jahre 
~-rn DM: 11hPr das i::oll ja im übrigen jetzt nach dem 
BunrlP:;so:;>.i11lhilfegesetz ebenfalls geändert werden. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns übet• diese 
Konsequenzen im klaren sein. Um gar nichts anderes 
geht es. Es ist ja nicht so, daß wir hier jetzt ein Ver
sorgungsgeset~ verabschieden und glauben können, 
P.a.rn~t Rei~l,1.. di~ Ptnge erledigt, sondern dann kommen 
die Probleme erst. Deswegen, meine ich, sollten wir, 
soweit es sich tatsächlich noch um echte Härten han
delt - wie in dem E inzelialle vielleicht, den sie ange
führt haben -, versuchen, übe r diese Härteregelung 
des § 84 zu einer vernünftigen Lösung :tu gelangen. 
Das Sozialministerium hat zu dieser Frage dem Aus
schuß deshalb noch keine Auskunft geben können, weil 
der Deutsche Verein für öffentliche und private Für
sorge derzeit noch Empfehlungen speziell hierfür aus
arbeitet und es natürlich besser ist, wenn wir uns an 
die Empfehlungen dieses Vereins - der ja eine maU
gebliche Rolle auf dem Gebiete der Sozialhilfe spielt -
halten, die dann auch für das gesamte Bundesgebiet 
gelten, als wenn wir hier eine gesonderte Regelung 
treffen. 

Deswe~en, meine Damen und Herren, ist die Haltung 
der Landesregierung sicherlich verständlich, und ich 
möchte Sie doch bitten, die Dinge auch von den Konse
quenz:c.n her zu überdenken. Für die Blinden in diesem 
Lande ist gesorgt, Wld dort. wo es sich um Einze lfälle 
handelt, werden wir das Nötige tun, um auch da dem 
vorgebrachten Anliegen gerecht zu werden. 

(Beüall der Regierungsparteien .) 

Präsident Van Volxcm: 

Das Wort hat Frnu Abgeordnete Wetzei (SPD). 

Abg. Frau Wetzei: 

Herr Präsident! Meine Damen! Meine H.crre nr Ich bin 
an und für sich froh, d aß wir uns nochmals in dleser 
Breite im Plenum über das Problem unterhalten; denn 
ich bin der Meinung, hier ist noch nil:ht alles ausdisku
tiert. Das wurde sehr deutlich, Hel'r Minister, .gerade 
bei Ihren Schlußbemerkungen, als Sie au f den § 84 
zu sprechen kamen, als Sie die Frage aufwarfen, ob 
filr diejenigen, die im Erwerbsleben stehen, über eine 
Härteregelung eine Lösung gefunden werden könne. 
Nun, ich erinnere Sie a n meine Ausführungen im Zu-

. s~enha,n.g mit den §§ 2A und 84, wo ich ja gerade 
~ · ''W'e~'"füeset'Päragraphen und deshalb, weil der Aus
!· schuß über diese Rechtsfrage noch nicht orientiert lst, 

darum gebeten .habe, den Vorgang ·heute nicht mit der 
· vom Sozialpolitisehen Aussdtuß vorgesd1Iagenen Ab

lehnung abzuschlleßen, sondern d ie Sache nochmals in 
den Sozialpolitischen Ausschuß zurückmüberwcisen. 

Ich möchte aber doch einiges klat·stellen. Frau Her
mans, Sie haben die Dinge so geschildert, als ob alle 
Blinden, die Blindengeld erhalten, das der CDU zu 
verdanken hätten, die im Bundestag das Bundessozial
hillegesetz verabschiedet hat. Da möchte ich doch 
darauf hinweisen, daß die Blinden auch vorher schon 
ein Blindengeld erhalten haben, nur daß das vorher 
über die Länder geregelt war und daß nkht die CDU 

... ~er ;lo.ß~ W9l'H~äi~r war. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Ft·au Hermans: Abel' 
es hat doch wesentliche Verbesserungen gebt·ach1, 
das Bundessozialhilfegesetz, was Einkommens-

grenze und Höhe des Pflegegeldes betrifft!) 
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- Ja, glauben Sie denn, daß die Ländergesetze nicht 
auch in dieser Richtung weiter entwickelt worden 
wären? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

So können wir doch nicht die Dinge sehen! Und es 
war ja bekannt, welche Länder hier die großzügigsten 
Regelungen getro!!en hatten. Ich meine, man kann die 
gebührende Berilcksichthrung des Blinden auch nicht 
dadurch dokumentieren, daß man immer wieder, wie 
in der letzten Plenarsitzung, den ganzen Katalog aus 
Sozial- und Steuergesetzgebung aufführt. Es geht uns 
ein!ach darum, daß diese kleine Gruppe Blinder mit 
den übrigen Blinden, den Kriegsblinden und den an
deren Zlvflblindcn, gleichgestellt wird, daß wir uns 
diesen großen Verwaltungsau!wand - es wäre wtin
schenswert, daß auch hierüber seitens des Ministeriums 
einmal eine Zahl auf den Tisch kommt - ersparen und 
damit den Blinden eine spürbare Lebenshilfe leisten . 

Frau Hermans, Sie stellten die Frage: Handeln wir 
unsozial? Das hli.be ich mit meinen Ausführungen nicht 
gesagt. Aber Sie vexv:eigern einer bestimmten Gruppe 
Blinder die Gleichstellung mit ihren Schicksalsgenos
sen i.n anderen Bundesländern; das muß man doch 
einmal sehen und ganz deutlich aussprechen dürfen. 
Und wer da sagt, daß unser ganzes soziales Gefüge ins 
Wanken käme, wenn wir hier nun eine Regelung 
scharren, die fün.f andere Bundesländer auch haben, der 
muß ja verdammt wenig Vertrauen in unsere soziale 
Sicheru!llg haben . 

Ich muß Sie auch !ragen : Ist der Blinde, der bei
spielsweise 1 500 DM brutto im Monat verdient und 
Famil!e hat, etwa nicht schlechter gestellt als der 
Sehende, wenn ei' ali die durch seine Blinooeit be
dingten zusätzlichen Aufwendungen mit aus diesem 
Einkommen bestreiten muß? Und wenn es um den 
Kriegs.blinden in der Relation zum Ziv1lblinden geht: 
1ch vermag nicht einzusehen, warum der Mann, der 
im Arbeitsleben sein Augenlicht verloren hat, schlech
ter gestellt wird als der Mann, der im Kriege sein 
Augenlicht eingebüßt hat. 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr richtig!) 

Präsident Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordne
ten Hermans (CDU)? 

Abg. Frau Wetzei: 

Bitte schön! 

Abg. Frau llcrmans: 

Frau Kollegin Wetzel, wären Sie bereit, dieses Argu
ment auf aHe Behindertengruppen auszudehnen, und 
wären Sie sich auch der Konsequenzen bewußt, was 
das bedeuten würde? 

Abg. Frau Web;el: 

Ich bin bereit, das auf die Gruppen auszudehnen, die 
das Land Berlin beispielsweise in sein die Blinden-

rege!ung en.veiterndes Gesetz einbezogen hat. Daß 
muß nicht ad hoc ge:;chehen, und das kann jetzt nlchl 
gesChehen; Sie wissen ganz genau, welche Schwierig
keiten dieser Sache in unserem Lande entgegenstehen. 
Ich war ja ganz erstaunt, daß der Herr Minister hier 
auf eirunal klare Zahlen auf den Tisch legte, was uns 
die Sache kostet; Sie werden sich erinnern: Im Aus
schuß hatten wir auch diese Frage 1:,estellt, und da 
wurde uns seitens des Ministeriums - der Herr Mi
nister war nicht anwesend - gesagt, daß es vollkommen 
unmöglich sei, -hier auch nur überschlägig eine Zahl 
zu nennen. 

Aber zunächst geht es hier nur darum, daß wir für 
d iesen kleinen P ersonenkreis, den wir angesprochen 
haben, die Gleichstellung mit den übrigen Blinden er
reicli.en. Wenn nun erwartet wird, daß über eine No
velle des BSHG hier diese Dinge aus der Welt ge
räumt werden, dann möchte ich den Herrn Minister 
fragen, ob die Sozialminister der fünf Länder, die eine 
Regelung haben, dann die Absicht haben, ihre Ver
sorgungsgesetze zurückzuziehen? Denn das wäre eine 
Auskunft, die wir für dle weitere Betrachtung brau
chen würden. 

Ich bin einfach der Meinung, das, was fünf Länder aus 
wohlüberlegten Gründen und nlcht ins Blinde hinein 
- Herr Minister, wie Sie sagten -, beschlossen haben 
und durchführen, sollte auch im Lande Rheinland
Pfalz möglich sein. 

(Bei!all bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Be
sprechung ist geschlossen. - Verzeihung! Ich habe über
sehen, daß sieh der Herr Sozialminister zu Wort ge
meldet hat; er hat da:s Wort. 

Soz.ia.IwluLstcr Dr. Geißler: 

Herr Präsidentr Meine Damen und Herren! Frau Kol
legin Wetzel! Ich möchte nur mit Ihnen noch einmal 
eine kurze Diskussion über einige Al'gUmente, die Sie 
vorgetragen haben, führen. 

Zunächst einmal : Eine Gleichstellung mit den Kriegs
blinden bringt Ihre Vorlage mit Sicherheit nicht; denn 
dazu müßte dieses Gesetz ganz anders aussehen. In 
Ihrem Gesetz wird gar nichts anderes vorgeschlagen 
als die Einkommensgrenze nach dem BSHG abzuscha!
!en und eine andere Regelung bei der Vermögensbe-. 
wertung durchzuführen. 

Sie haben die Verwaltungskosten aufgeführ t. 

(Abg. Frau Wetzel: Aber eine Annäherung, Herr 
Minlster!) 

- Gut! Aber es wl.rd ja nur eine ganz kleine Gruppe 
von Personen, die wir auf ungefähr 60 bezillern kön
nen, noch mit in die Blindenhilte einbezoien. 

Was die Verwaltungskosten anbelangt, glaube ich, 
macht man sich ganz falsche Vorstellungen. Zunächst 
einmal ist es ja das allgemeine Problem jeder Ein
kommensgrenze, die wir haben. Hier muß ein gewis
ser Verwaltungsau!wand getrieben werden, um die 
Einkommensgrenze festzustellen. Das Ist der übliche 
Papierkrieg, den wir beklagen oder nicht beklagen 

• 
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wollen. Aber solange wir eben die Subsidiarität ha
ben. als ein vernünftiges P1·inzip in der Sozialhilfo. 
kommen wir eben um die Einkommensgrel112.e nicht 
!Jerum. Da aber die meisten Blinden ohnehin Sozial
hilfeempfän_e;er sind, das heißt andere Leistungen nach 
d<>m BSHG ·bekommen, macht die Feststellung der 
Blindenhilfe bzw. der Einkommensgrenze für die Blin
ct„n - venvaltungsmäßig, was die Kosten anbelangt -
keinen nennenswerten Betrag aus. Wir können das 
gerne noch einmal im einzelnen feststellen. 

Nun zur Zahlenberechnung noch eine Bemerkung. Wenn 
Sie sagen, Frau Abgeordnete Wet.zel, im Ausschuß sei 
darüber nichts Exaktes vom Ministerium gesagt wor
dt>n. dann ist völlig richtigerweise im Ausschuß gesagt 
w<Wden, d<tü wir für das La nd Rheinland-Pfalz keine 
<'X<Jktf"n Zahlen über die übrigen Behinderten vorlegen 
können. Das kann ich auch heute nicht. Meine Zahlen 
basieren nur auf einem Vergleich mit dem Lande Ber
lin. Uas babe ich ja ausdrücklich gesagt. Es ist nul' ein 
Ins-Verhältnis-Setzen zu der Summe, die in Berlin 
ctur'<'h dieses Behindertenversorgungsgesetz an Geld 
«US.l{t>.l!:ebcn werden muß. 

Was die Now~lle zum BSHG anbelangt, so kann ich Sie 
darüber unterrichten, daß in der jetzigen Vorlage der 
BundesrcgierunJ( für die Blinden - das habe ich be
reits ausgeführt - die Einkommensgrenze von 1 000 auf 
1 100 DM angehoben werden soll, daß aber glücklicher
weise - das ist ein Antrag von Rheinland-P!alz zusam
nwn mi1 Hamburg, den diese Länder auch im A- und 
~-Aui;.-i<:huU auch durchgesetzt haben - die anderen 
Schwerlwhincterten, also außerhalb der Blinden, eben
falls in die Einkommensgrenze von 500 DM des BSHG 
mit einbezogen werden müssen. 

Meine Damen und Herren! Das sage ic.'1 Ihnen ganz 
ehrlic.:h - ich mache doch aus meinem Herzen keine 
l\fördergrube - : Mir liegt, wenn ein soz.ialpolitisches 
Problem beim BSHG im Moment vorhanden ist, die 
Gruppe der übrigen Behinderten zunächst einmal etwas 
11<ilwr Huf der Haut als die Blinden selber, weil für die, 
von einf'r ganz ;geringen Zahl c.bgesehcn, nur be
~timmle Härtefälle noch zu regeln wären. 

Da~ eigentliche S07.ialpolitische Anliegen nach dem 
HSH<; h0stehi meines Erachtens darin, die übrigen Be
hino„rtf'n langsam aber sicher an das Niveau hel'anzu
fiihrt"n, daU die Blinden heute haben. 

(Beifiill bei der COU.) 

Präsident Van Volxem: 

Es lieg~m keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Bc
spred1un~ ist. geschlossen. Wenn ich Frau Abgeordnete 
Wr=t7fl! i·ichtig verstanden habe, so hat sie für ihre 
Fraktion he:intragt, die Drucksache VI/461 erneut dem 
So7Jalpolitis<-flcn Ausschuß zur Beratung zu überwei
:i('n. Ich Jasse darüber abstimmen. Zunächst über den 
.'\ntrag der e1·neuten Überweisung der Drucksache 
vr·46!. Wer dafür ist, den bitte ich um das Hand
;i;eidit>n. - Danke! Die Gegenprobe! - Sti.mmenthal
tun~e!I ! - Der Antrag ist abgelehnt. 

.Jt•t1.t lasse ich über den Antrag des Sozialpolitischen 
Au:>;;chusses Drucksache VI!Sll ab$tlmmen. Wer diesem 
Antrag zustimmen will, der möge das Handzeichen 
gellen. - Danke! Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun
gen! - Ich ö:ltelle die Annahme des Antrages fest. 

kh rufe den Punkt 9 der Tagesordnung auf : 

Erste Beratunr eines Landesgesetzes zu dem Ab
. ~Offi.~~9 .. „~~~f..„ ~l~ .. ~i;ri~tung und Finanzierung 

des Instituts für Bautechnik 
· - Drucksache VI/721 -

Wird sie begründet? - Das ist nicht der Fall. Der 
Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Drucksache dem 
Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen. - Sie 
sind damit elnverstanden, wie ich feststelle. 

Ich rufe den Punkt 10 der Tagesordnung auf : 

Erste Beratung eines Urantrares der Fraktionen 
· · 'der Cl>tf und FDP betr. Landesgesetz zur Ände

rung 'ües'tanaesgescizcs zur Ausführung aer YP.r
waltungsgerlchtsordnung 

- Drucksache V1'722 -

Sie wird n!Cht begründet. - Es liegen keine Wortmel
dungen vor. Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, diese 
Drucksache an den Rechtsausschuß zu überweisen. -
Auch hiermit sind Sie einverstanden. 

Ich rufe den Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Mitteilung des Präsidenten lwtr. Durchführung 
des Lastcnausglcichi;gcsefzes; hier: Neuwahl von 
Beisitzern für den Besclm:erdcausschuß Mainz 

des Lastcnausglckhsamtes 
- Drucksache VI/831 -

Liegen hierzu Wahlvorschläge \.'or? - Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Thorwirth (SPD). 

Abg. Thorw1rth: 

Herr Präsident! kh bitt~. diesen Punkt bis an das Ende 
der Tagesordnung zurückzustellen, bis eine Verständi
gung über die Wahlvorschläge erfolgt ist. 

f' ' ,, „ ,, •111 „.~ .. "'"" .„„„ ' .„ „„ .. „„ .. „. "' . 1 ' ' 1 

Präsident Van Volxem: 

Ich stelle !est, daß noch kein Wahlvorschlag vorliegt 
und folge dem Antrag, diesen Punkt ZUl'Ückzustellen. 
Meine Damen und Herren! kh schlage vor', daß wir 
jetzt in die Mittagspause gehen. Wiederbeginn ist um 
14.00 Uhr. 

unter b rech u n g der Sit z ung: 12.38 Uhr. 

W i e d erb e .g in n de r S i t zu n g : 14.09 Uhr. 

t ''••'l.l. lll.l iu, ,1 ,,• 11, , .. 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. B eisitzer sind die Her
ren Abgeordneten. Krempel und Mayer. Herr Abgeord
neter Mayer führt die Rednerliste. 

Ich rufe auf den Punkt 13 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. l\la.ß
nahmen gegen Flut- und Hotbwa.o;1u~rs<iläd1m 

·-Drucksache VI/733 -
" 10 lo, • 1 111 0 "1 ' 

Sie wird begründet vom Herrn Abgeordneten Munzin
ger (SPD). 
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Abg. Munzlngcr: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Die Große Anfrage, die Ihnen vorliegt, befaßt 
sich mit einem Thema, das erhebliche Bedeutung !ür 
unser Land hat, ganz besonders in gewissen Landes
teilen. Die Hochwasserschäden im Raum Zweibrücken 
haben mir persönlich Anlaß gegeben, der Fraktion für die 
Begründung dieser Großen Anfrage zur Verfügung zu 
stehen, da ich glaube, daß dort in Abständen immer 
wieder Schäden deshalb entstehen, weil - was heute 
wassertechnisch durchaus möglich wäre - keine Vor
kehrungen .gctro!!en sind, dle solche Schäden ver
hindern. 

Es ist bei uns so, daß in den Winter.monaten innerhalb 
von Stunden riesige Seen entstehen bis zu einer Aus
dehnung von 5{) km, durch das S.ch.warzbachtal, Horn
bachtal, Bliesbachtal bis zur Saar. Dabei werden die 
Schäden in ihren Folgen nicht erfaßt. Die erste Frage 
zielt deshalb darauf, ob das Land bisher diese Schikien 
ermittelte, jenseits des unmittelbaren eigenen Interes
ses, das heißt dort, wo das Land vielleicht aus der 
Straßenunterhaltspflicht heraus Schäden ermittelte und 
auch konkretisierte für den eigenen Haushalt. Die Stadt 
Zweibrücken ist bisher noch nicht von Landesseite 
angegangen worden, die in einem Abstand von einem 
J1thl' entstehenden Schäden zu ermitteln und der 
Landesregierung mitzutellen, .geschweige denn sind die 
Bürger dazu aufgefordert worden. 

Es wäre sicher sehr interessant für uns und für dk• 
zu treffenden politischen Maßnahmen, die Schadensh-Ohe 
Uber das ganze Land hln zu kennen, weil Ich glaube, 
daß sich daraus die Relation ergibt, die bei der übcr
lcgung, wie .gehol!en werden soll, doch von erheb
licher Bedeutung sein könnte, nämlich die Relation 
der eingetretenen Schäden zu den notwendigen Auf
wendun·gen, um sie zu verhüten. 

Ich weiß sehr wohl, daß .das Land in Einzelfällen hier 
und da bei exlstenzge!ährdeten Betrieben verbilligte 
Darlehen gegeben hat. Aber alles das ist eigentlich 
elne !alsche Methude, ein unrichtiges Prinzip In der 
Bewältigung dieser Dinge. Es erinnert an das Wort 
von dem Kind, das erst in den Brunnen !allen muß, 
um nachher gerettet zu werden. 

Ich habe vor kurzem Gelegenheit gehabt, mit Herrn 
Minister Meyer eine Gärtnerei bei Zweibrücken .z.u be
sichtigen - und ich war sehr dankbar dafür, daß der 
Herr Minister seine erste Fahrt nach Zweibrücken 
auch dazu benutzte -, bei der in einer Nacht im De
zember 1965 ein Schaden von rund 400 000 DM ent
standen war. Dieser Schaden konnte konkret ermittelt 
werden, weil es sich um eine eng begrenzte Anlage 
handelt und bei der eine echte Existenzgefährdung 
entstanden war. 

Wir sollten also von der Landesregierung in der Zu 
kunft erfahl'en, wie solche Schadenshöhen sich stellen 
und sollten die Landesregierung fragen, ob sie bereit 
ist, in Übereinstimmung mit den gleichfalls betroJ:fcnen 
Nachbarregionen, für den Landesbereich eine wasser
tcchnische Gesamtkonzeption vorzulegen und in z.ügige 
Ausführung zu bringen. 

Wir wissen dabei, daß es sich um ein langfristiges 
Projekt handeln müßte. W~r wissen auch, daß schon 
übt!t" die Landesgrenzen hinaus hier und dort an den 
Flußläufen der ersten Kategorie gemeinsam mit den 
Nachbarländern gearbeitet wird. Aber -wir meinen . 
etwas mehr. 

Wir meinen, es wäre auf die 'Dauer 1esehen durchaus 
möglich, Hochwassersicherungen unseres gesamten 
Landesi;tebietes auszubauen, wobei man auch über die 
Landesgrenze hinausgehen mt;ß, weil ja das Wasser 
die Eigenschaft hat, Landesgrenzen nicht zu respektie
ren. Wir sollten politisch in der Lage sein, solche zivi
lisatorische Aufgaben anz.upacken, ohne bürokratische 
Hemmnisse. Wir sollten vielleicht auch rechilich i:anz 
neue Figuren entwickeln, die es dann auch gestatten, 
wirksam zu helfen. Wenn man sich au! das Wasser
haushaltsgesetz beruft und sagt: In den Einzelfällen 
können ja Maßnahmen ergrifJ:en werden -, so sind 
das letztlich aber Ven~reisungen einmal nur au! die 
Unterstützung seitens des Landes und zum anderen 
Verweisungen der Anlieger au! den eigenen Geld
beutel. Wie das gerade bei den Kommunen aussieht, 
das wissen wir. Schließlich sammelt sich das Wasser 
nur in den Tälern. Es kommt aber aus dem gesamten 
Bereich. Ob es sich nun um Regenfälle handelt oder 
um Schmelzwasser. Das Wasser eilt den Tälern zu 
und dort liegen Gemeinden und haben den Schaden 
zu tragen oder auch die erforderliche Vorsor1e zu 
treffen. 

Ich glaube, daß hit:r ei'ne Aufgabe .gestellt ist, die alle 
angeht. Wir sollten mehr als bisher tun, weil ich 
weiß, daß die Regierung gewiß sich darauf beruft, daß 
schon viel getan worden sei. Uns geht es darum, eint> 
langfristige Entwicklung einzuleiten, die dem Bürger 
dfe Uberzeugung gibt, daß in dieser modernen Welt 
es durchaus auch ein Stück Daseinsvorsorge ist, ihn 
vor solchen Schäden, die immer wiederkehren - die 
bisher als Schicksalsschlag hingenommen wurden - zu 
bewahren und ihm .im übrigen Sorgen abnehmen, die 
er sonst täglich oder, wenn die Situation heraufkommt, 
stündlich erwarten muß. Die Kosten muß er dann letzt
lich aus seluer eigenen Tasche finanzieren. 

Darin liegt - es ist ja in diesem Haus oft die Rede 
von Gerechtigkeit - ein ganz großes Stuck Ungerech
tigkeit, die betroJ:fenen Gemeinden und Bürger sich 
dann selbst zu überlassen und von ihnen zu erwarten, 
daß sie mit den Folgen irgendwie fertig werden, die 
nicht zuletzt deshalb eingetreten sind, weil wir die 
moderne Technik .nicht ausreichend l)Ulzen, so wie wir 
es als fortschrittliches Land können und auch tun sol
len. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxcm: 

Zur Beantwortung der Großen Anfrage hat der Herr 
Landwirtschaftsminister Meyer das Wort. 

Landwirtschaft:>minlster Meyer! 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herrenl Die Große Anfrage der Fraktion der SPD 
betr. Maßnahmen gegen Flut- µnd Hochwasserscliäden 
beantworte ich wie folgt. 

Die in unregelmäßigen Zeitabständen immer wieder 
durch Hochwasser und Unwetter eintretenden Schäden 
sind in vielen Fällen nicht vermeidbar. Die Landes
regierung richtet ihr besonderes Augenmerk au.f un
terbrochene oder gefährdete Verkehrsverbindungen. 
Sie erfaßt auch Schäden im kommunalen Bereich ein
schließlich des landwirtschaftlichen Sektors. Sie sorgt 
nicht allein für einen Ausgleich bei Schäden an öf
fentlichen Anlagen und an privaten Grundstücken im 
Falle einer Existenzgefährdung, sondern veranlaßt 
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selbst Maßnahmen zur · Verhütung bzw. Milderung 
derar tiger Schäden und gewährt bei Ausführung sol
cher Maßnahmen durch andere Träger Beihilfen im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmlt.tel. 

In diesem Zusammenhang sei hier einmal erwähnt: 

1. die In den letzten zehn .Jahren erfolgte Erhöhung 
der Rheinhauptdeiche von der südlichen Landesgrenze 
bis in den Raum Ludwigshafen und im rheinhessls<'hen 
Gebiet einschließlich des Ausbaues der Schöpfwerke 
mil einem Kostenaufwand von rund 12 Millionen DM, 

2. d er ßnu von Hochwasserrückhaltebecken in ver
schiedenen Landesteilen, der durch erh~bliche Beihilfen 
gefördert w'->r'dcn ist. So sind beispiels\l.reise Hochwas
si>rri.ickha l tebecken in Otterbadl in der Süd-Pfalz, an 
der K.yll in der Eifel sowie in den Niedersdi.lagsgebie
ten des Schafsbaches und der Nister im Westerwald 
gPba.11t worden. Außerdem konnten zahlreiche kleine 
Rückhalt~beci{cn mit örtlicher Bedeutung im Rahmen 
\ ' On Flurbereinigungsverfahren erstellt w erden, 

:~. die AusbaumRßnahmen an Gewässern, durch die 
c•h»nf::ills eine Verbcssernng der Hochwasserverhält
nisse erreicht wird, 

4. die Geländeerhöhung in Überschwemmungsgebieten 
in besonderen Fällen bis zur Hochwasserfreilegung. 
Hi<'r sei vor allem auf die zahlreichen Maßnahmen im 
Zui.(~ des Moselausbaues verwiesen, von denen die Dorf
:-:1nitnmg von Mehring mit einem Kostenaufwand von 
l'Und 9 Millionen DM die bedeutendste ist. 

Für Gewässerausbau und Hochwasserschutz, sowie für 
M<if~nahmen zur Beseitigung von Hochwasserschäden 
~ind von l!:l!'iH bis 1967 von sonstigen Trägern und vom 
L<1nd rund 51) Millionen DM investiert worden, woran 
clils J ,and und der Bund mit rund 34 Millionen DM l.Je
tl•iligt waren. 

1 kr Ausb1*u aller Gewässer in der Weise, daß ein ab
soluter Schub>. gegen Überschwemmungen besteht, 11\ßt 
si<'h 1nis wirts<:h<1ftlichen Gründen nicht durchführen. 

i'.u den einzelnen Pw1kten der Großen Anfrage nehme 
id1 wit> folgt Stellung; 

Zu 1: Bei außergewöhnlichen Hochwässern und Un
\•;,•t 1<'1'11 wp1·cien die Schäden von den zuständigen Stel
!<>n l"rmitt„lt und notfalls Sofortmaßnahmen eingeleitet. 
Die Best>itigung von Schäden an öffentlichen Anlagen 
t•rfnlgt mit Unterstützung des Landes. Privaten kann 
nur im Früle einer Existe01.ge!ährdung durch nicht ver
"ieh01·ungsfähige Schäden geholfen werden. Eine Erias
~llll~ <1ller Hochwasser- und Unwetterschäden ist prak-
1 i~,·h ni<'ht cimchführbar und auch nicht erforderlich. 

Ikrr Kollege Munzinger, in dem angeführten Falle der 
C:<>meind<> Obcrauerbach bedauern wir es außerordcnt
Jirh. daß die Gemeinde es bisher versäumt hat, einen 
Planungsllnftrag für die Regulierung und den Ausbau 
clE's Altl'rhaches zu geben, obwohl wir dies empfohlen 
ll<itten. 

Flir cten Tkreich der Landwirtschaft sind die Bez.irks
n :JJ;icrungen mit Runderlaß meines Ministeriums vom 
1:~. April 1965 angewiesen und aufgefordert, die not
\'. <'!HiigPn Fc:-tstellungen zur Ermittlung des Schadens
u111fange~ zu treffen. sofern Unwetter Schäden ver
u1·sacht haben, die bei Anlegung eines strengen Maß
::\ :•lw:-: i'lifentliche Hilfsmaßnahmen notwendig erschei
n„!I li!l'R~m. Soweit erforderlkh, wird ZUßl Zweclte der 
Si:fo-td<'nsfestste llung jeweils eine Kommission gebildet, 

d ie sich aus je einem Vertreter des Landratsamtes, 
der Landwirtschaftsschule und B eratungsstelle sowie 
des Berufsstandes zusammensetzt. Ein Vertreter der 
zuständigen Finanzbehörde ist hinzuzuziehen. Die Fe
derführung liegt beim Landratsamt. 

Die Berichte der Kommissionen geben einen allgemei
nen Überblick über den Umfang der Schäden. Sie wer
den durch weitere F eststellungen ergänzt, sobald sich 
ctie tatsächlichen Auswirkungen übersehen lassen. In 
den Schadensfeststellungen werden die betroffenen 
Flächen, die besonders s tark geschädigten Rt>triebe und 
- soweit wie möglich - die sich fü r die Instandsetzung 
der Betriebe und ~'lächen ergebenden FinanziE"rungs
möglic.1-ikeiten cLn_schließlich eventueller örtlicher Hilfen 
und versichel'Ungsmäßiger Beteiligungen erfaßt. 

Da nach den vom Agrarpolitischen Ausschuß des Land
tags aufgestellten Grundsätzen eine Untet'Stützung un
weitergeschädigtei Landwirte nur bei besonderer 

; · Existenzgefährdung erwartet werden kann, ermittf"ln 
die beauftragten Stellen bei den in eine besondere Not
lage geratenen Betrieben, ob der Anschluß an die neue 
Ernte gewährleistet ist. Hierüber ist abschlie ßend 

<.1) füt• Schäden im Acker, Garten- und im Erwerbs
obstba u bis zum 15. Oktober eines jeden Jahres und 

b) für' Schäden im Weinbau bis spätestens 30. Novem
ber 

an das Ministerium zu bericht.e n. 

Zu' 2: Die Landesregierung wird auch in Zukunft, so
weit es das Ausmaß der Hochwasser- und UnwE'ttPr
~~llderi er"f61'dert, Schadensfeststellungen veranlassen. 
Ste erfolgen jeweils über die Bezil'ksregierungen. 

Zu 3; Die Abteilung Wasserwirtschaft meines Ministe
riums befaßt sich seit langem mit der regionalen und 
über regionalen Ordnung wasserwirtschaftlicher Ver
hältnisse im Benehmen mit den Nachbarländern. So 
konnte bet•eits im Jahre 1951 In Zusammenarbeit der 
Länder Hessen und Rhein.land-Pfalz ein Generalplan 
für das Lahngebiet veröffentlicht werden. Die Erhö
hung der Rhe in-Hauptdeiche erfolgt in enger Zusam
menarbeit mit dem Land Baden-Württemberg. D ie 
Maßnahmen zur Sieg-Regulierung sind im Benehmen 
mit Nordl·hein-Westfalen eingeleitet und durchgeführt 

~ ... „.„.~!?.:t~~i„.P.i:!§ ... ~~~~~~„.!4i~~ . für die Regelung der wa!lsel'-

! 
wirtschaftlichen Verhältnisse im Niederschlagsgebiei 
der Kyll. 

1 In den letzten Jahren wurde in meinem Ministerium 
ein wasserwirlschaftücher Generalplan für das Mosel-
Gebiet aufgestellt. Er wird vornussich tlich noch in die
sem Jaht' der Öffentlichkeit übergeben werden. Ein 
wasserwirtschaitiicher Rahmenplan für das Nahe
Gebiet ist in Bearbeitung. In beiden F Hllen werden 
nicht zuletzt die Hochwasserverhältn iss1~ untersucht 
und Maßnahmen für den Hochwasserschutz vorge-

" 1 .sclllagcn. 

Die Ausarbeitung baureifer Entwürfe für diese Maß
nahmen und deren Verwirklichung ist, soweit es sich 
um GewHsser II. und II I. Ordnung handelt, Aufgabe 
der jeweiligen ausbaupflichtigen Landkreise, kreis
freien Städte, Gemeinden oder Verbände. Das Land 

1 unterstützt diese finanziell im Rahmen der verfügbaren 

1

.„ ... ,l;l;atµ;D<!~~~!'J:i~~~U-ie! p~r Ver.wirklichung der Vorhaben. 
Bei Gewässern r. Ordnung führt das Land die erfot'
derlichen Maßnahmen selbst durch. Die bisher seitens 
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meines Ministeriums eingeleiteten Planungsarbeiten 
werden auch kün!tig zügig fortgesetzt, wn einerseits 
eine Gesamtkonzeption hinsichtlich der erforderlichen 
Hochwasserschutzmaßnahmen für das ganze Land zu 
haben und andererseits die technischen Voraussetzun
gen für die Fortsetzung der Baumaßnahmen zu 
scharren. 

Meine Damen und Herren! Das Hohe Haus wird mit 
mir darin einig sein, daß die Verwirklichung derarti
ger Planungen in Anbetracht der hierfür erforder
lichen hohen Investitionen viele Jahre in Anspruch 
nehmen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxcm: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
neten Munzinger (SPD)? 

Landwlrtschaftstnintster l\leyer: 

Ja bitte! 

Abg. l\.lunzln~cr: 

Herr Minister, ist die Landesregierung nicht der Auf
fassung, daß es heute technisch möglich ist, das Land 
hochwasser!rei zu hall~n? 

Landwirtschaftsminister Meyer: 

Herr· Kollege Munzinger, au! Ihre Frage trif!t ins
besondere der letzte Absatz zu, den ich eben hier vor
tragen durfte, nämlich daß dies technisch zwar mög
lich, aber wirtst:haCUich und finanziell kaum tragbar 
sein wird. 

'Abg. Munzlnger: 

Darr ich eine weitere Frage an Sie stellen? 

Landwlrtscl1art.sminlstcr l\1eyer: 

Bitte! 

Abg. Munzlnger: 

Kann man die Frage der Wirtschartlichkeit ex·st beant
worten, wenn man in der Tat alle Schäden auch er
mittelt? 

Landwirtschaftsminister l\lcycr: 

Ich glaube wohl. Ich habe eben hier ausgeführt, daß 
ein Runderlaß meines Ministeriums besteht, in dem die 
Bczirltsrcgicrungen angewiesen sind, die jeweiligen 

Schäden zu ermitteln und uns zu den angegebenen Ter
minen zu bedchten. Ich glaube, daß sich daraus dann 
auch eine Antwort auf die Frage ergibt, ob im Einz.el-
1aU ein Ausbau oder eine Hochwas'serschut:z.maßnahme 
wirklich wirtscha!tlich und !inan:dell tragbar ist. 

Abg. l\lunzlnger: 

Ist das ein - - -

Präsident Van Volxem: 

Darf ich Sie unterbrechen? Wenn das eben zwei Fra
gen waren, haben Sie nicht mehr die Möglichkeit, eine 
weitere Frage zu stellen. 

(Abg. Beckenbach: Lassen Sie ihn doch noch mal 
fragen! - Heiterkeit.) 

Wenn es jedoch nur eine Frage war, dürfen Sie eine 
weitere Frage stellen. 

(Landwirtschafü;minister Meyer: Von mir aus 
gern!) 

Abg. 1'1unzlngcr: 

Herr Minister, ist dieser Runderlaß jüngeren Datums? 
Verfahren die Bezirksregierungen .bereits danach und 
seit wann? Welche Ergebnisse hat dieser Rundcrlriß 
bisher - in Zahlen aus.gedrückt - gehabt? 

Landwirtschaftsminister l\feycr: 

Herr Kollege Munz!nger,. ich darf es noch elnmal wie
derholen: Der Runderlaß stammt vom 13, April 1965 
und wurde damals herausgegeben im Anschluß an eine 
Beschlußfassung des Hohen Hauses. Dieser Erlaß be
sagt, daß Schäden ermittelt werden sollen und hierilbcr 
abschließend, und zwar getrennt nach Schäden im 
Acker, Garten- und Erwerbsobstbau bis zum 15. Okto
ber und im Weinbau bis zum 30. November, zu bel'ich
ten ist. Darüber hinaus ist von den Bezirksregierungen 
bei den Gewässern, bei denen Kommunen Baulastträ
ger sind, jeweils an uns zu berichten, wenn solche 
Schäden eingetreten sind. Ich muß hierbei allerdings 
sagen, daß mir eine Globalzahl über die jährlich auf
tretenden Schäden nicht bekannt ist. Es wird auch sehr 
schwer sein, diese zu ermitteln. Wir werden immer nur 
die größten Schäden ermitteln können, und zwar ein
mal aus dem Gesichtspunkt heraus, Existenzgefähr
dungen abzuwenden, und zum anderen, um Vorkeh
rungen für künftige Schutzmaßnahmen gegen Hoch
wasser- und Flutschäden zu trellen. 

Pr?isldcnt Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Kölsch (SPD)? 

(Zurufe; Keine Zwischenfrage! Wortmeldung!) 
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- ,V,•nn es eill'e Wortmeldung ist, so muß ich Sie dar
uu f aufmerksam machen, daß nach der notierten Rci
hPnfolge zuerst der Herr Abgeordnete Schwarz das 
Worl hat. Sie sind auf der Rednedisfe vorgemerkt. 

fAbg. Schwarz; kh bin gerne bereit, der Ft'au 
i<ollegin Kölsch den Vortritt zu geben! - Bravo

Rufe und Beifall im Hause.) 

- Das Wort hat die Abgeordnete Frau Kölsch (SPD). 

i\bg. Frau Kölsch: 

HPrr Präsident! Meine Damen und Herren! Selten bie-
1()t sich die Gelegenheit, nach der Beantwortung einer 
Kli>in"n Anfrage noch einmal wider den Stachel zu 
liickl'n, wenn sie so ausgefallen ist, daß sie keine bc
f 1 i<.>ctigende Antwort gibt. kh habe kürzlich im Zu
~anmwnhang mit Hochwasserschäden angefragt, wie 
sich die Landesregierung eine Vorwarnung denkt -:- dies 
i.;cschah im Zusammenh<1ng mil den tl'berschwcmmun
gcn im Eisbaclital ~; denn das Wasser hält sich nicht 
11ur nicht an Landesgrenzen, sondct'n auch nicht an 
THlft>S~.P.iten. Wenn die Vorwarnung so erfolgen soll, 
wie mir geantwortet wurde, dann muß jemand, der 
111itll•ll in de1· Nacht hochschreckt, nach der Vorwahl
m1111nwr <ier Nachbiu·gerneinde und der entsprechenden 
Tf"lf'fonnurnmP.r suchen und dann warnen. Wenn die 
U<•meind<>n sehr dicht beieinanderliegen, dann ist das 
Vl;•~~..,1· pl;,~n schneller als das Telefongespräch. Ich llin 
der Meinung, man könnte in solchen Fällen doch vcr
sud1t>n. die Gemeinde. die der Quelle am nächsten liegt, 
:>.lt hP;;iuftn1gen. alle nachfolgenden Gemeinden vorzu
warnen, so daß sich dann auch Schäden a bwenden lie
llc,n, ehe es 1.u spät ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsid~nt Van Volxem: 

Das W•Jl'l hat der Herr Abgeordneter Schwar~ (CDU). 

Abg. Schwarz: 

HPrr Präsid€'ntr Meine sehr geehrten Damen und Hc1·
rt>1lf Wir kenn{'n einen Werbespruch aus der Wirtscha!t: 
„Dei· nächste Winter kommt bestimmt!" Bei uns am 
Hhi-ln gilt das Wort: „Das nächste Hochwasser kommt 
lwsiimmt" Was wir hier an Berichten aus Teilbereichen 
unsl'res I,andes gehört hcibcn, ist zweifellos richtig und 
trifft ein Problem, das wir überall im Lande Rheinland-
1'f<il7. habf!n. 

Es gil>l sicherlich eine Schwierigkeit dabei, wenn das 
dntritt, was ~·rau Kollegin Kölsch gesagt hat, daß ein 
Hochwassc>r oder eine Flut an einem bestimmten Platz 
auftritt. Man bekommt nicht allzuviel Übung in solchen 
Dingen, weil man nie weiß, wo jetzt. dieser Katastro
i.>hcnfall in dem einen oder anderen Raum unseres 
Landes auftritt. 

Ein Problem bleibt! Es heißt in der Großen Anfrage 
der SPD. ob es nicht möglich wäre, durch technische 
Eim·i<'htung{'n Hochwasserschäden zu beseitigen oder 
abzumindern. Umgekehrt müssen wir deutlich s~en, 
di:!ß durch unsere moderne Technik manche Hochwas
:-ci· viel l':C:hneller kommen, als das in der Vergangen-

j-

heit der Fall gewesen ist Wenn wir nämlich die Maß
nahmen, die hier zum Teil gefordert werden, bctrcich
ten, daß wir unsere Ufer ve1·bessern, d<'!ß wir m<:!lio
rieren, daß wir erhebliche Hekt<1rsiit.zc an Verkcht·s
flächen. schaffen. wo eine Vcrsickemng des Wassers 
.W.d:i.t . .xnell.r„JXl.Ögllctl. .ist, bedeutet es, daß wir irgendwo 
beim Vornuten ganz andere Probleme bekommen durch 
diese MaUnab.men der Technik und der Zivilisation, 
als wir sie früher gekannt haben. 

Für die Mosel ist das Problem in einer hervorragenden 
·weise 1.umindest abgeschwächt worden; denn heute 
haben wir durch die Staustufen der Mosel ganz na
turliche Rückhaltebecken, so daß in weiten Teilen der 
Mose l und der naehfulgt.'nd1m Gebiete des Rheines -
auch die Staugrenze im Raume Koblenz wird dadurch 
zu1:ück.S"ihalten - qas große Hochwasser, wie wit· e~ in 
früheren ·Jahrzehnten gehabt haben, soweit die Er
fahrung der jüngsten Zeit beweist, nicht mehr auftritt. 

Das Proulem stellt sich jetzt völlig anders, da wir viel 
öfter mittiei:e Hochwasser bekommen, die erstens ver
hältnismäßig schnell auit!'eten und darübcr hinaus auch 
fä'ng(fr""äriliälten;· alS' das bisher der Fall gewesen ist. 
\Yenn wir das Jahr 1968 als ein Ausnahmejahr in die
ser RiChtung bcit'achten, gut das auch im Schnitt der 
letzten Jahre. Es ist alles richtig und wird von uns 
unicrsWlz.t, was hice in der Großen Anfrage der SPD 
dargestellt worden ist. 

Wk begrüßen a.uch, daß der Herr Landwirtschartsmi
nh;ter Gelegenht:it gl;)nommen hat, hier im großen 
Rahmen dazulegen, was an Plänen existiert, was aus
gebaut worden ist, und daß in der Endstufe ein Ge
neralplan für das ganze Land Rheinland-Pfalz mit 
seinen Tälern und Flüssen vorhanden ist. 

Wir haben e[n Problem, insbel>undere im Rheingebiet, 
das sicherlich weit über das hinausgeht, was hier an
gesprochen worden is t. Die Landesregierung hFtl dem 
Präsidenten des Landtags mit Schreiben vom 20. Sep
tember eine Antwort zukommen lassen auf eine De
batte, die wir im vergangenen Jahr im Haushalts- und 
Finanzausschuß wegen der besonderen Situation auE 
dem Rhein und an der Mosel geführt haben, hie!' 
ins besondere auf dem Rhein. Heute ist das Problem 
der Hochwasserschäden am Rhein nicht so sehr das 
Problem des Wassers selbst, sondern die .steigende 
Ve1·kehrsfrequent. und die Veränderung der Verkchrs
:;ituation und die damit verbundene hohe Verkehrs
belastung führen am Rhein zu erheblich mehr Schä
den. Hinzu kommt, daß durch die Einzelfahrer auf 
dem Rhein und bei dem jetzigen Stand der Hochwas
sermarke II. die fi.it• die Einstellung der Schiffaht·t 
von Bedeutung ist, sich am Rhein Belästigungen und 
Schäden ergeben, die in diesem Ausmaß früher nicht 
bekannt waren und früher nicht aufgetreten sind. 

Mit Genugtuung können wir hier zur Kenntnis neh
men, daß insbesondere im südlichen Teil unseres 
Landes. von der Landesgrenze im Süden bis etwa in 
den Ra.um Ludwigshafen, eine gan?.e Menge geschehen 
ist. um die Rheinufer dort zu befestigen, um die 
Deiche dort zu erstellen. Darüber hinaus haben wir 
in weiten Teilen des Mittelrll~ins durch Bundesbahn 
und Bundesstraße - ich denke hier an Hirzenach -
eine hervorragende Abdämmung der Rheinuferbö
schung, wo das Pi·oblem für Bürger und Gemeinden 
nicht mehr besteht. Es ist festrlustellen, daß bei der 
mehrmaligen Hochwassersituation im Rheingebiet das 
Problem noch nicht ielöst ist. Das l3undeswasser
straßengesetz von diesem Jahr sagt, daß der Bund 
eine Festlegung eingegangen ist, daß Schäden an Ufer-
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grundstückcn, die durch die Schiffahrt entstanden sind 
oder entstehen können, ausdrücklich der Unterhaltung 
des Bundes obliegen. zweifellos ist hier der Ansatz
punkt. Und dennoch, wenn man mit unseren zustän
digen Wasserbehörden, die nicht Landesbehörden sind, 
spricht, dann heißt es: Die Häuser standen früher 
auch schon da; die Leute sind · selber schuld, daß sie 
irgendwann eLnmal dort hingebaut haben. - Daffiit is! 
das Problem nicht gelöst, weil unverkennbar ist, daß 
der volkswirtscluütliche Nutzen der Wasserstraße 
Rhein doch o!fensichtlicb. dazu führt, daß man sich 
nicht in der Lage sieht, die Hochwassermarke herab
zusetzen, weil es einfach wirtschaftlich viel interessan
ter und lukrativer ist, die Schiffe drei, vier, fünf Tage 
liingcr Iahren zu lassen, weil das in keinem Verhältnis 
zu dem Aufwand steht, der gegebenenfalls durch 
Schäden entstehen könnte. Das mag alles in allem 
richtig sein. Es ist auch keine Existenzgefährdung, die 
für die betro!foncn Bürger, · die am Rhein wohnen, 
hier zur Debatte stehL Aber es ist eine ständige Be
lästigung und eine praktisch kaum beweisbare Scha
densentwicklung an diesen Objekten. Hier kann meines 
Erachtens nur eine großzügige Auslegung des Verhal
tens der öI!entlidlen Hand gegenüber dem Bürger und 
auch des Verhaltens des Bundes .gegenüber den anlie
genden Gebietskl:lrpet'Schaften, den Gemeinden, det' 
Maßstab sein. Deshalb, meine ich, kann man diese Ge
legenheit der Großen Anfrage, bei der man sich über 
die Situation der Hochwasserschäden unterhält, nicht 
vorbeigehen lassen, ohne das Sonderproblem wie am 
Rhein - es besteht an der Mosel nicht, weil dort ein 
ordnungsgemäßer Ausbau vor sich gegangen ist - hier 
nochmals zu unterslrelchcn. 

Mnn muß der Landesregierung dankbar sein, daß sie 
sich bbhcr, insbesondere auf Grund der Initiative des 
Haushalts- und Finanzausschusses im vergangenen 
Jahr, bemüht hat. Es muß aber von dieser Stelle aus 
gesagt werden, daß unsere ganzen Vorsorgemaßnahmen 
in Teilbereichen der Flüsse und Bäche nicht losgelöst 
gesellen werden können von· der Lösung auch des 
Vorfluters, zu dem man in der Endphase - das ist bei 
uns weitgehend der Rhein - das Wasser hinhaben will. 
Man muß also, je mehr man im Einzugsbereich des 
Rhelntales, und zwar nicht nur in Rheinland-Pfalz, 
sondern auch In den anderen Ländern - im Landes
entwicklungsprogramm wird es kartenmäßig sehr deut
lich dargestellt - Maßnahmen der Sicherung durch
führt, die Befestigung von Ufern - ich glaube nicht, 
daß überall entsprechende Rückhaltebecken gebaut 
werden -, auch den Vorfluter „Rhein" besonders im 

• Auge haben, um hier nicht noch mehr Wasser noch. 
schneller in diesen Vor.fluter kommen zu lassen und 
dadurch das Problem zu vergrößer-n. 

Wir haben die dringende Bitte aus unserer Fraktion 
an · die Landesregierung, die zwei Gesichtspunkte auf 
dem Rhein zu berücksichtigen, einmal d!e Befestigung 
der Ufer wegen der schnelleren mittleren Hochwasser, 
und insbesondere den Gesichtspunkt der Verkehrs
straße „Rhein" , die, wenn sie volkswirtschaftlich so 
Interessant l.st, daß man nicht die Möglichkeit hat, die 
Hochwassermarke herabzusetzen, unseres Erachtens 
zwei Dinge erforderlich machen: einmal die Rhein
ufer in Tellberclchen rumindest auf die Höhe der 
Hochwassermarke II abzusichern - das ist zum Teil 
gar nicht viel - und zweitens die U!er so zu be!estigen, 
daß durch die ständige Belastung, die verkehrsmäßig 
auf dem Rhein liegt, nicht weiterhin Ufergrund.stücke 
beschädigt werden. 

Wir ho!!en und wünschen, daß es der Landesregierung 
gelingt, hier zusammen mit dem Kostenträger „Bund" 
neben den anderen Maßnahmen, die wir vom Land 

und von den Kommunen zu tragen haben, in diesem 
speziellen Falle des Sorgenkindes Rhein - in diesem 

-Falle wirklich SoI'ien.kind - zu hellen und den Bür
gern und den Gemeinden, die Anlieger des Rheines 
sind, ihre besondere Hilfe zukommen zu lassen. 

{Beifall der Re~ierungsparteien.) 

Prlsldcnt Van Volxcm: 

Erfolgen weitere Wortmeldungen? - Das Wort hat der 
Herr Landwirtschaftsminister! 

Landwirtschaftsmi.Dlstcr Meyer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Darf ich 
ganz kurz hier einige a~eschnittene Fragen beantwor
ten, einmal die Fragen. die Frau Kollegin Kölsch 
eben angesprochen hat: Es handelt ·Sich um den Eis
bach. - Ich _kami zu der angesprochenen Frage saien, 
daß wir einen Hochwasserwarndlenst haben an allen 
hochwasserge!ährdeten Wasserläufen, die in der Bau
lastträgerscbalt des Landes stehen, also Nahe, Sieg 
und Kyll. Darüber hinaus haben wir Pc.ielablc.ser an
gesetzt an den hochwassergefährdeten Bächen. Ich 
glaube, Frau Kollegin Kölsch, es ist doch zumutbar, 
wenn die Gemeinden an Bächen, die hochwasseri:e
fährdet sind, sich untereinander verständigen und daß 
die Oberlieger dann die weiter unten liegenden Ge
meinden verständigen und ihnen eine Warnnachricht 
zukommen lassen. Nach unseren bisherigen Erfahrun- · 
gen und den Auskünften, die ich von der Wasserwirt
scha!tsverwaltung habe, soll der Eis.bacb nicht dazu 
gehören; wir haben natürlich in abnormalen Regen
jahren wie in diesem Jahr auch schon einmal Hoch
wasser an Bächen, an denen wir es normalerweise 
nicht haben. 

Zu der Frage, die der Herr Kollege Sch.wan: hier an- · 
gespx:ochen hat, tind zwar die Frage einer !rUberen 
Einstellung der Schl!fahrt bei Hochwasser, um Schä
den an den Ufern zu verhindern, kann ich sagen, daß 
im Augenblick eine Hochwasserstudlenkornmlsslon bei 
der Arbeit ist, die ein Gutachten erstellt, ·um feststel
len zu können, wo die Verursachung · liegt. 

Wir haben zweifellos e ine Verschlechterung am Rhein 
in der Hochwassersituation. Sie wird zum Teil darin 
begründet sein, daß am Oberrhein der Ausbau jetzt 
schneller vollzogen wurde; aber ich ho!!e, wenn das. 
Gutachten vorliegt, darüber noch etwas Näheres sagen 
zu können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Munzingcr (SPD). 

Abg . .&lunzinger: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Ich möchte noch einen Gedanken beisteuern. In 
der Westpfalz und in der Pfalz überhaupt sowie im 
Saarland ist man am Bau des Saar-P!alz-Kanals inter-
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('::;sir.rt. RE>i Gesprächen hat sich ergeben, daß ein Pro
blem in diesem Zusammenhang angesprocht:n we1·den 
muß, und zwar das der Versorgung mit Wasser. Es ist 
rnr diesen Bereich nicht einfach, falls der Kanal gebaut 
wir<l, das notwendige 'Wasser beisammen zu haben. 
HiPr bi~lct steh eine Möglichkeit, die Ungunst der Na
tur zu wandeln in einen Vorteil für die Entwicklung 
des gan;i;r.n Raumes, in dem man in gesch~ckter und ge
eigneter Weise diese Flutwässer staut und sie dann an 
r!Pn K11n;il abgibt. 

Wr.il het1\I:' in der Diskussion die Dinge doch in eine 
gewisse Grundsätzlichkeit geraten sind, meinte ich, 
soll!e das Pl'Otokoll diesen Hinweis erhalten, weil er 
hit' <liE> Zukunft nützlich sein könnte. 

Präsident Van Volxcm: 

TMs Wort hat. der Herr Abgeordnete Otto (NPD). 

Abg. Otto: 

H<·tT Pri-isident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
1 <'II! kh habe in meiner Kleinen Anfrage übe1· die 
Hochw111;.~ervel'hältnisse im Raum 1"lomersheim, Epp
stein. M11xdorf und Lambsht'im an die Regierung di
versE' Freigen gerh:.hlet, Bei uns ist es so, daß wir nicht 
erst in diesem Jahr die Hochwasserschäden haben, son
cif'rn daB wir seit drei Jahren eine konstante Steige
rung des Grundwasse-rstandes von rund 30 cm feststel
l<'n können. Diese konstante Grundwasserhöhe ist 
<furch die Niederschläge der letzten Monate soweit ge
stiegen, daß wir praktisc.'l seit \'lochen und !'/Ionaten 
nicht ml·h1· auf die Äcker kommen. 

Wir h~hen in Eppstein versucht, mit einer Reismäh
dresd1maschine unseren Weizen herunterzukriegen. 
f)iE>FE'I' M~hrlrescher ist mit Raupen ciuilergewöhnlich 
~\arken Ausmaßes versehen, aber er hat versagt und 
muBte in Reparatur gehen. Wir haben heute noch in 
d iesem R<mm Hunderte von Morgen ~treide stehen. Ich 
1wrsiinlich habe noch l'/2 Morgen Weizen draußen, wo
hin ich einfach nicht komme. Diese vier Gemeinden 
.·:incl im fntensivstanbuu, im Gemüsebau, stärkstens 
\'1,r1 r<'te11. Unsere Flächen, die normalerweise zwei uis 
<irPi grnt<'n im Jahre bringen müssen, haben kawn die 
•·rsten Frühjaht•seinnithrntm, die bei uns das Geld brin
g~n. weil sie aus den vorgezogenen Kulturen, aus den 
t><'wlkh~häusern kommen, herausgebracht. 

Dit> fä·h~stun~en sind :>o stark, daU von Existenzgefähr
dung kaum noch die Rede sein kann. Diese Bc-tr iebc 
:-.ind bel'eits in der Existenz fast hundertprozentig ge
fährd<>1 . Diese G1·enze der Existenzgefährdung liegt un- . 
gefähr bei 60 Prozent. Meine Herren, wenn Sie zwei, 
drei Jahre lang bei 60 Prozent Existenzgefährdung li.c
; ;<'1\. ohne daß die Exi.stenzgefäbrdung anerkannt wird, 
rnüsscn Sie zwangsläufig dabei vor die Hunde gt!hen; 
rl<'nn 8ie kriegen niemals eine Entsciüidigung. Wenn ich 
ricrnn hier vom Herrn Minister höre, daU über die 
Landrat.~iimter diese Entschädigungskommissionen !est-
1'\elegt werden, dann haben wir das seit Jahren hinter 
1.tl'-<. T>iE> Schäden sind festgestellt worden, die Kommis
"lon~n hciben sich verlaufen, und das Hochwasser isl 
geblieben. 

Mt>ine D;.imen und Herren! Vor drei Jahren war es 
H•. daU wir nachgewiesenermaßen auf Helle r und Pfen
nig durch die Sachverständigenkommissionen die Schii-

1 
1 

l 

den haben feststellen lassen. Der Schaden in meinem 
Betrieb - ich spreche hier aus eigener Erfahrung -
betrug 28 000 DM, festgestellt v<m der Kammer Kai
serslautern. Zwis<;hen Weihnachten und Neujahr wur
den wir vom Landratsamt Frankenthal aufgefordert, 
sofort unsere Schäden telefonisch nach Möglichkeit dem 
Landratsamt, Abteilung Landwirtscl1ci!lsa11Lt, am.uge
ben. Wir haben un:> beeilt und diese An.gaben gemacht, 
weil angeblich am 31. Dezembet· die Mittel für diese 
Hochwasserschäden dann nicht mehr zur Verteilung 
kommen könnten. 

Es ist dann auch festgestellt worden, daß ich für mei
nen Schaden von 28 000 DM eine Enlsd1ädigung von 
2 000 DM bekommen werde. Auf d ie Au:>i ahlung dieses 
Gel<tes warte ich heute noch. Die diesjährigen Verhält
nisse sind in der Zwischenzeit so katastrophal gewor
den, daß Aussiedlerbetriebe bei uns, die zum grcil\ten 
Teil mit Gewächshäusern arbeiten, praktisch in ihren 
Hochgewächshäusern kaum noch Kulturen ziehen kön
nen, weil das Wasser so hoch steht, daß sie sogar mit 
Gummistiefeln nicht meht' in ihre Gewächshäuser hin
eingehen können. Diese Auswirkung ist meines Erach
tens - wie Ich in meiner Kleinen Anfrage :angedeutet 
habe - auf die Verlegung der Isenach mit ihn~n Neben
gräben, dem Brandgraben, dem Belchgrabcn, dem 
FU.fü!;'lfacl'1;'zµ1·Uckzuführen. Hier haben wlr !ü1· diesen 
Raum die Ursache des Hochwassers. Auf den schweren 
Böden bei uns, die nach 40, 50 cm Tiefe eine Tonschicht 
von 18 bis 20 m haben, also undurchläss ig sind, kom
men wir mit einem Hochwasser, wenn es erst einmal 
da ist, nkht 7.urerht. 

Wenn ich mir dann den Genercilbcregnungsplan vor
nehme, der gerade für die Vorderpfalz Hervorragendes 
leisten soll, dann stehe ich auf dem Standpunkt, daß 
uns viel mehr mit einer Entwässerung als mit einet· 
Bewässerung gedient ist. Die Bcwä::;.serung bckomm<'n 
wir von oben gratis, abe1· die Entwässerung, die wir 
für unsC're Böden brauchen, müssen wir bezahlen. Die:-e 
Situation ist so, daß bei uns - ich spreche speziell für 
diesen Raum - in diesen Jahren Rohertl'ä~e von 14 000, 
16 000 und 18 000 DM pro Hekl:i.r P.1'7.ielt wurden. Diese 
noherträge .sind aber in diesem Jahr auf 2 000 bis 4 000 
DM zurückgegangen. Wenn Sie sich auf dt>r anderen 
Seite vorstellen, daß ein Hektat· Tomaten ungefähr 
15 000 DM nis 16 000 DM Produktionskost.Pn b~niitigL, 
dann haben Sie ein Bild davon, wenn Ihnen d iese Kul
turen innnerhalb einer Woche im ·wasser verfault sind . 

Hier möchte ich den Herrn Minister bitten, dafür Vor
sorge zu treffen, daß die von den Kommissionen fci;t
gestelTten S(!häden aber auch zur Auszahlung kommen, 
sonst wird die ganze Geschichte unglaubwürdig. 

Präsident Van Volxem: 

Das Wori hat der Herr Landwirtsehafl1m1ini~tc1·! 

1 Landwirtschaftsminister Meyer: 

1 Herr Präsident! Meine Damen und Herren! La.ssen Sie 
~· . n;i.i.cl;i. .• ~im~ . . k.µ,v.; !1Uf einige der hier angeschnittenen 

Fragen eingehen.' 'Die Hochwasserschäden im Raume 
Laml>sheim und Flomersheim beschäCLigen mein Mini
sle l'ium schon seit einiger Zeit 

Wir haben gerade in letzter Zeit noch einmal ein Gut
acllten angefordert, das gegenwärtig vom Landesamt 
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!ür Gewässerkunde erstellt wird und das auch Au!
schluß geben soll über dle Frage, ob die großen übcr
sch wcmmungen in diesem Raume in ursächlichem Zu
sammenhang stehen mit den dortigen Baumaßnahmen 
der Straßenbauverwaltung und einer Flußbaustelle. Ich 
kann Ihnen aber sagen, daß der bis jetzt vorgenom
mene Ausbau des Isenachbaches doch immerhin zu 
einer wesentlichen Absenkung des Grundwasserstan
des ieführt hat, und wir sind der Meinung, daß in die
st•m Gebiet auch die Räumung der Bäche mit dazu 
beitragen wird, !ül' die Zukunrt einen schnelleren Ab
fluß des Wassers zu bewirken. Nach Vorlage des Gut
achtens des Landesamtes für Gewässerkunde werden 
wir hiN"über Näheres sagen können. Ich habe wegen 
dieser Sache noch in der letzten Woche mit der Land
w!rtsdiaflskammer der Pfalz verhandelt. 

kh glaube jedoch, daß in diesem Gebiet auch an eine 
Untergrundlockerung gedacht werden muß, um eine 
bessere Vcrsickerung des Wassers zu erreichen; denn 
hier Ist ein fester Untergrund, ein.e lehmige Tonschlchl 
vorhanden, die das Wasser gar nicht durchläßt. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, aber 
schließlich noch darauf hinweisen, daß wir in den 
letzten Jahren doch extreme Regenjahre hatten. So 
hat das Jahr 1965 140 Prozent der normalen Nieder- -
schlligsmenge gebracht; im Jahre 1966 waren es 131 
Prozent, im Jah1·e 1967 119 Prozent und das Jahr 1968 
wird noch weit darüber liegen; denn bis jetzt haben 
w ir schon 1()5 Prozent der normalen Niederschlags
menge. Wenn der Generalberegnungsplan in diesem 
Zusammenhang angesprochen wird, so möchte ich daxu 
bemerken: W1r können in einer wirklich in die Zu~ 
kunrt gerichteten Planung nicht so verfahren, daß wir 
in extremen Regenjahren sagen: weg mit dem Gene
rnLbcregnungsplan, und in extremen Trockcnjahrer. 
dann !ordern: jetzt wieder schnell her damit. So geht 
es nicht! Dieser Generalberegnungsplan für die Pfalz 
war vor allen Dingen auf die zukünftigen Marktbe
dür!nlsse ausgerichtet worden; ihm lag die Vorstellung 
zugrunde, In diesem Raum eine ,gleichmäßige Ernte 
:.:u erreichen, um den Markt gleichmäßig mit gleicher 
Qualität bedienen 11.u können. Das ist auch heute noch 
der Grundsatz; wobei jetzt nalürl'ich überlegt werden 
muß: wo fängt man an, und wann verwirklicht man 
das? Ich finde jedenfalls, daß man wegen eines extre
men Jahres über eine solche in die Zukunft gerichtete 
Maßnahme nun nicht den Stab brechen sollte. 

Hinsichtlich der Arbeit der Kommissionen kann ich 
nur noch einmal darauf hinweisen, daß mein Mini
sterium und ich gehalten sind, uns an den Richtlinien, 
die das Hohe Haus gegeben hat, zu orientieren, näm
lich daran, daß in den Einzelfällen, wo Existenzge
!ährdun.gen vorliegen, eine genaue Überprüfung durch 
die Kommissionen durchgeführt wird. Wenn hier das 
Ergebnis der Kommissionen angezweifelt werden .sollte, 
bin ich gerne bereit, dem nachzu~ehen. Ich glaube aber 
nicht, daß das draußen in der Praxis tatsächlich so ist; 
ich glaube vielmehr, daß diese Kommissionen, in denen 
ja auch der Berufsstand, die Landwirtschaftskammern 
und die Bauernverbände mit vertreten und beteiligt 
sind, bisher doch .eine gute, neutrale Grundlage für 
uns gelic!ert haben. Au! jeden Fall ist das Parlament 
seither immer davon ausgegangen, daß in Fällen der 
Existenzgefährdung über zinsverbilligte Darlehen ge
ho!Ien werden sollte, in Katastrophenfällen ~inet
wcgen dann durch einen Fonds, über den der Herr 
Ministerpräsident verfügt; und ich meine, wir sollten 
uuch für die Zukunit so verfahren. Für das laufende 
Jahr haben wir bis jetzt noch keinen abschließenden 
Bc11icht über d ie Schäden, die durch Hochwasser und 

Fluten, sowie über die Witterungsschäden, die in der 
Landwirtschaft insgesamt und in den Einzelbetrieben 
entstanden sind. Wenn der abschließende Bericht vor
liegt, werden wir au! der Gnmdlage des bisherigen 
Beschlusses des Parlaments versuchen, den Betrieben 
en tsprechcnd Z'l,l hellen. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxem: 

Keine weiteren Wortmeldungen? - Ich schließe die 
Besprechung. Bevor ich den nächsten Punkt aufrufe, 
teile ich Ihnen mit, daß der Punkt 11 au! Wunsch der 
Fraktionen von der heutigen Tagesordnung abgesetzt 
wird. 

Wenn Sie e~nverstanden sind, rufe ich jetzt au! den 
Punkt 19 der Tagesordnung: 

Große Anfrae-e der Fraktion der SPD betreffend 
Durchführung von Schulversuchen 

- Drucksache VI/812 -

Zur Begründung hat das Wort Herr Abieordnetez 
Hernnann (SPD). 

Abg. Herrmann: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Am 30. April dieses Jahres wurde mit den 
Stimmen der CDU- und der FDP-Fraktion das Gesetz 
über die Grund-, Haupt - und Sondersdlulen verab
schiedet, ein Gesetz, dem die Fraktion der SPD ihre 
Zustimmung nicht geben konnte. Am gleichen Tag lag 
aber auch dein Hohen Hause ein Gemeinsamer Ent
schließungsantrag der Regierungsfraktionen vor, in 
dem der Herr Kultusminister auf.gefordert und zu
gleich ermächtigt wurde, im Rahmen der Versuche mit 
einem frei wilLigen zehn len Schuljahr nach § 5 Abs. 4 
Buchst. a) des Schulgesetzes an mehrzügigen Haupt
schulen vorzusehen, daß besonders be&abten Schi,flern 
bei entsprechendem Leistungsstand die Gelegenheit ge
geben wird, ein Zeugnis zu erwel'ben, das dem Ab
schlußzeugnis der Realschule entspricht; darüber hin
aus sollte Schülern mit dem Abschlußzeugnis der 
Hauptschule die Gelegenheit gegeben werden, ihren 
Leistungsstand zu verbessern, um zu einem qualifizier
ten Abschluß der Hauptschule zu kommen; endlich 
sollte Schillern mit dem Abschlußzeugnis der Haupt
schule die Gelegenheit gegeben werden, ein zehntes 
Schuljahr als Berufsgrundschuljahr zu besuchen. 

Meine Damen und Herren von den Regierungstraktio
nen ! Von dieser Stelle .aus behauptete ich seinerzeit, 
daß Ihr Gemeinsamer Entschließungsantrag uns au! 
dem Wege zu einem zeitgemäßen und attraktiven 
Schulwesen auch nicht viel weiter bringen werde. Als 
Sie damals nicht bereit war en, unseren Änderungs
anträgen zum Gesetze zuzustimmen - daran hätten Sie -
sicherlich gutgetan -. stimmte dann die' SPD-Fraktion 
Ihrem Entschließungsai;itrag zu, um auch nicht die ge
ringste Chance ungenutzt. zu lassen, dem Gesetz doch 
noch ein klein wenig zukunftsweisendes Gepräge ge
ben zu können. 

Das Gesetz üher Grund-, Haupt- und Sonderschulen 
ist in K.ra!t getreten. Das neue Schuljahr hat inzwi
schen begonnen. Dei: Herr Minister ist sicherlich n och 
nach wie vor der Au.f.fassung, daß wir eine bildungs-
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politische Gesamtkonzeption zu entwickeln hätten und 
daf.i ein wesentlicher Teil dieser Gesamtkonzeption die 
Überführung der alten Volksschule in. ein zeitgemäßes 
Schulsystem ist. Jetzt ist aber auch der Zeltpunkt ge
kommen, daß \Vir uns über das Schicksal jenes Ent
·"c·h!iE'flttnJ?;:<anlrages hier einmal unterhalten müssen, 
in d~m ja eine Aufforderung an den Herrn Minister 
l'rg.ing und ihm zugleich eine Ermächtigung zuteil 
wurde. Es ist auch an der Zeit, daß \Vir uns über die 
Ab~ioit7.ü 3 und 4 des§ 5' des Gesetzes unterhalten, wo
nach gemeinsame Eingangsstufen für die KlaSi>en. 5 und 
n mit anderen allgemeinbildenden Schulen und 
Sd1ulversuche pädagogischer oder organisatorischer Art 
crm<iglicht werden. 

Man sollte docl:l alle vom ~setze her angebotenen 
CharwE>n ;r.um frühesten Zeit.punkt wahrnehmen, um 
rlie~es attraktive Schulwesen scha:f!en zu können; un:I 
dazu gehören nun einmal Versuche, und zwar sinnvolle 
Vt•i·suC'he. Mir scheint es etwas eLgenartig, wenn die 
Opposition gezwungen ist, den Herrn Kultusminister 
C!l'll\Untern zu müssen, die ihm vom Gesetzgeber an die 
Hand gegebenen Möglichkeiten nicht nur .zu sehen, 
sondPrn auch edll zu nutzen. Sicherlich wird man uns 
nid1t antworten können, das Gesetz sei erst am 10. Ma.i 
in Kraft. ~etreten und deshalb nicht die notwendige 
Voi'l>~1·~it.ungszeit gewesen, um Schulversuche der ver
.;;d1iedenen Art mit Scbuljah~bt!~nn schon anlaufen 
lus;:N1 w können. Hier dreht es sieb doch um kein 
(';1·~•·ti„ dlls durchgepeitscht wurde oder irgendwie bei 
N»cht unrl Nebel entstanden wäre. Das Gesetz wurde 
vom Herrn Minister schon bei seiner AmtsübcrnahmP 
angekündigt; demnach hatte er - so nehmen wir wenig
i-f•'ll" an - damals bereits Vorstellungen vom ~seties
inh;.itt, und demnach hätten von diesem Zeitpunkt an 
~dwn dle Weichen gestellt werden können, um ohne 
jede Vet·Lögerung alle notwendigen Maßnahmen star-
1<•n zu können. 

Wie- ::;ieht es aber jetzt. in WirkHchkeit aus? Zu s.,,
ginn des Schuljahres 1968169 wurden an der Haupt
sd1ule keine Versuche mit dem freiwilligen ~ehnten 
SdHil.i<thr eingerichtet. Was soll's auch! Wir haben j<i 
Jwutr noch keine Ridltllnien für das neunte Schuljahr 
an der Hauptschule. Nachdem man bekanntJ.ich den 
zw('iten Schritt nicht ·gut vor ,dem ersten tun kann, 
iibcrlasse ich es Ihnen, meine Damen und Herren, sich 
~elbst auszurechnen, bis wann es hierzulande mit dem 
fJ'+"i~'ittigen zehnten Schuljahr einmal soweit sein wb:d. 

Wir wollten es nicht wahrhaben, daß es diesen Schul
versuch nod1 gar nicht gibt. Jetzt aber kÖnnen wir uns 
die Fra,11;e selber beantworten, in wievielen Fällen 
besonders begabten Schülern bei entsprechendem Lei
>-lu n~;,stand nach Besuch eines freiwilligen zehnten 
Schuljahres die Möglichkeit gegeben ist, ein Zeugnis 
zu erwerben, das dem Ab„chlußzeugnis der Realschule 
cmlspricht. 

In unserer Anfrage wird auch nach der Zahl der Fälle 
gefragt, in denen Schülern mit dem Abgangszeugnis 
der Hauptschule ~I.egenheit gegeben ist, ihren Lei
stungsstand zu verbessern und dann zu einem qualifi
z.ierten Abschluß der Hauptschule zu kommen. 

schaft genügenden Bildung und Ausbildung zu h eben, 
µ,;W.c;!;!.ti;!;l,, •. Y.(.im,„.f:w.~~~chts ~ieser bestehenden Tatsachen 
dodi sehr 'in "Z\veifei s\ellen. Vermutlich w ird man 
einwenden, daß es doch Vet·suche mit dem zehnten Schul
jahr, wenn auch nicht an der Hauptschule, so doch an 
der berufsblldenden Schule gibt, und zwar Versuche· 
mit dem Berufsgrundschuljahr. Sehen Sie, meine Da
men und Herren, ich sprach vorhin nicht ohne Ab
sicli t vou · ~iiW,.vp!ten Schulversuchen. Dazu möchte ich 
einige Sät~e sagen. 

Ich selbst arbeitete lang genug an der berufbildenden 
Schule, um Z'U wissen, daß es allerhöchsle Zeit ist, um 
auch dort ertdllch zu der dringend notwendigen und 
zeitgerechten Gesetzgebung zu kommen. 

1

1 A~s ·dieseffi"'arunde sehe ich es als dUL·chaus richtig 
und notwendig an, daß die bcrufsbildE'nd~ SChule nach 

i neuen und modernen Lösungen !;Ucht. Nur aur das 
[ .„Wie" s<;t.et(l.i es uns anzukommen. K önnen die Ver-

suche mit dem BernCsgrunds<'h11ljahr, so wie sie jetzt ! anlaufen, zu dem beabsichtigten F.rfotg, und wenn übcr-
1 haupt, zu einem eC'hten Ergebnis führen, wenn man be-

1
.„„ reit ist, unser Sci??!Wefien in der Gesamt.schau - und 

das sollte man ja wohl - zu sehen? Aber Sie können 
sich Ihr Urteil gleich selbst bilden. Wie sieht. es aus 
mit dem Bcru!sgrundschuljahr'! 

. \ .;1„,, ·'• 1•, . '• , • . 

Da kamen zum Schuljahrbeginn die Schüler von allen 
möglichen Scl:lulen m diesem Versuch 7.usammcn. Sie 
brauchen Wochen, vielleicht sogar Monate des Einge
wöhnens und des Zusammen!indens. Sie sind bei ver
~edenster Begabung in Klassen und nicht in Niveau
kursen oder in Niveaugruppen zusammf'ngefaßt. Diffe
renzierung ist dort bekannllkh nicht möglich. Diese 
Schüler sind dann einige Monate zusammen, und er
!ahrungsgcmliß - · so ist das nun einmal bei uns in 
Deutschland - beginnen dann mehrE>re Wochen lange 
Prüfungsvorbereitungen. Dann folgen die Prüfungen 
und die Schüler gehen wieder auseinander. Was ge-

.. ~.~~LmÄt„g.~~.„1?.~~och~~e~s ~egahten? Die BerursolJN·-
' schule fehlt auch no weitgehend. Es Ist eine Frage, 
i • auf die es, glaube lch, keine Antwort gibt. 

1 

1 

Wem~t: es ·r1chtig Ist, ctaß dieses Jahr nur bel'ufsweltbc
zoi:~m sein soll, dann kann es nicht richtig sein, daß 
hier in diesem Bcrufsgrnndschuljahr nur der Lehrer 
der berufsbildenden Schule unterrtcl1tei; denn dann 
brauchen wir doch sicher auch den Lehrer der Haupt-
schule, . . wfr. );ir~\ich~n den Realschullehrer und wir 
b1·auchen unter Umständen den Gymnasiallehrer. 
Solche Versuche, wenn sie sinnvoll sein sollen, sollen 

. „.el.oe .. l.nt~i~rung und keine Zersplitterung zum Ziele 
haben. Jede VerL.ettelung erhöht lediglich den Aurwand 

1 und bringt wenlg ein. Es wäre richtig, wenn man das 
1 Ziel der Versuche der }fauptsc..:llulc, die ja nun leider 

!
, "::.noch nicht..IUlg~l?Ufen ~ind, und an der Berufss<'hule 

gemeinsam gesehen hätte und auch in Zukunft gemei~
, . sam sehen würde. Wenn aber nun - wenn auch mll 
' Verspätung - Schulversuche mit dem freiwilligen zehn-

. ten Schuljahr angestellt werden, dann muß man doch 
dl:lvon ausgehen, daß bei diesen Versuchen mit dem 
zehnten Schuljahr - ob an de r Hauptschule oder an der 

Die Antwort auf diese beiden letzten Fragen kann berufsbildenden Sd1ule - Lehrer aller Schularten ein-
doch nu!' 80 laulen: Mange1' Gelegenheit in keinem gesetzt werden müssen. Nebenbei gesagt, gilt dies ja 

· · ·i auch für das neunte Sdmljcilw. 
!"all. - .. _ ---„·-- -·+--„-·- ----·-- - - - „.-. „ -. ... _ 

Ob das der richtige und schnellste Weg ist, wie es in 1 Das heil3t, daß auch rechtzeitig - und da möge man 
<ler Begründung zum Gesetz heißt, die innere und jetzt daran denken - die beamtenrechtliche n Voral1s-
~11t$ere Struktur der Schule zu verbessern und somit l setzungen für einen solchen Einsatz der Lehrer zu klä-
die Leistungsfähigkeit dieser Schule im lntereßse einer ren sind, daß weiterhin den Schülern, die in den Besitz 
vci·!.iefenden, den Anforderungen der modernen Gesell- des Abschlu.ßzeugn!ssPS gelange n - welches dem der 
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Realschule entspricht -, die reelle Chance des Zuganges 
zu weiteren Bildungswegen auch echt geboten wird. 

Der Absatz 3 des § 5 schallt die Voraussetzung zur Er
l'ichlung gemeinsamer Eingangsstufen für die Klassen
stufen Cünr und sechs zusammen mit anderen allge
meinbildenden Schulen. Die Bundesrepublik ist neben 
Österreich und einigen Schweizer Kanton·en das ein
zige Land der Welt, wo schon Begabungen nach dem 
vierten Schuljahr aussortiert und aus den Grundschul
leistungen in Deutsch und in Rechntm au! das spätere 
Leistung1wermögen zum Beispiel in den Fremdspra
chen und in Mathematik geschlossen wird. 

~J!an sieht in anderen Ilundesländern immer mehr die 
Nachteile einer solchen Auslese; denn das gymnasiale 
Niveau besteht bei uns zur Zeit - das kann doch nie
mand abstreiten - darin, daß in völlig überfüllten Klas
sen Schüler mil sehr unterschiedlichen Leistungen sit
zen und viele nach wenigen Jahren au! der Strecke 
bleiben, weil sie das Op!er dieser falschen Aussortie-
1·ung wurden und dann mit dem Schock des Schulver
sagens ganz allein fertigwerden müssen. Es ist weder 
pädagogisch noch psychologisch vertretbar, daß die 
Gymnasien illl'e Tore weit ö!fnli!n und nachh!!r gezwun
gen sind, viele Schüler als unbrauchbar wieder zu ver
weisen. 

Daß heute beinahe jeder zweite Oberschüler während 
seiner Schulzeit einmal oder mehr!ach Schiffbruch el.'
leidet und kaum die Hälfte der nach dem vierten Schuljahr 
ausgelesenen Kinder in der vorgesehenen Zeit das Abi
tul' erreichen, ist vom bildungspolitischen und volks
wirt~chartlichen Standpunkt her einfach nicht zu ver
antworten. 

Was sollen die separaten Eingangsstufen an Gymna
sien, Realschulen und Hauptschulen? Eingangsstufen 
dieser Art laufen an Gymnasien doch auf das Hinaus
pnlfl•n der für diese Schulfot·m ungeeigneten Schüler 
hinaus. Eingangsstufen der. Haupt~chule ändern am 
bishcl'igen Zustand überhaupt n ichts. Daß bei dieser 
Art der Eingangsstufe auf eine Versetzung vom fünf
ten in das sechste Schuljahr verzichtet wird, ist zwar 
begrüßenswert. Aber das lst doch lange nicht das, was 
Sinn und Inhalt einer Eingangsstufe ausmachen kön
nen. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, 
darf ich auf eine ganz neue Erfindung hinweisen, von 
der wir Kenntnis erhielten und die doch sicherlich -
ich nehme an, daß es so ist - im Ministerium für 
Unterricht und Kultus gemacht wurde. 

Da wurden doch jetzt an einigen Hauptschulen anstatt 
die äußere DiIIt!rcnzierung auf Niveaukurse zu be
schränken - wie es bei den Beratungen zum Gesetz zum 
Ausdruck gekommen ist und wie es den Vorstellungen 
des Gesetzgebers entspricht - gleich ganze Niveauklas
sen gebildet, und dies hat man nicht nur im Bereich 
del' Eingangsstufe getan, sondern das ist auch in den 
Klassenstufen sieben, acht und neun geschehen. Somit 
hat man ganz global gute, mittlere und schlechte Klas
sen gescha!!en. Aber das entspricht doch nicht moder
nen pädagogischen Erkenntnissen. 

J edem Laien Ist genau bekannt, daß es nur wenige 
Schüler gibt, die in allen Fächern gut oder in allen 
Fächern Durchschnitt oder in allen Fächern schwach 
sind. Fast jeder unserer Scllüler hat be:sondere Fähig
keiten und natürlidl auch besonde:re Schwächen. Hier 
müßte eine sinnvolle Förderung einsetzen, und dan 
dies nur in Niveaukut·sen und Niveaugruppen und nie-

mals in Niveau-Klassen, die sich übrigens von der Sache 
her unmöglich echt bilden lassen, geschehen kann, 
sollte auch dem Ministerium bekannt sein. Solche Dinge 
führen doch von allem Anfang an zu Fehlentwicklun-
gen an unserer neuen Hauptschule. ' 

Die gemeinsame Eingangsstufe hat ihre Bewährungs
probe andernorts als die Einrichtung, die der Gesamt
heit der Schüler des fünften und sechsten Schuljahres 
Rech.Q.ung trägt, längst bestanden. Wir sollten jetzl 
nicht mehr zu neuen partiellen Eingangsstu!en mit all 
ihren Nachteilen kommen, sondern vermehrt gemein
same Eingangsstufen schaffen und somit durch diC!c
renzierte Anforderungen und Angebote alle Begabun
gen wecken und fördern und damit auch unnötige 
Fehlleitungen bei den Schülern weitestgehend aus
schalten. 

An gemeinsamen Eingangsstufen sollten generell die 
jeweils vorhandenen weiterführenden Schulen betei
ligt sein. Bei allen Schulen, die an gemeinsamen Ein
gang$stufen beteiligt sfo.d, müssen demnach auch die 
Klassenstufen 5 und 6 entfallen. 

Nun zum Elternrecht: weil gerade hier das Elternrecht 
so oft strapaziert wird. Durch diese gemeinsamen Ein
gangsstuCen. wird das Elternrecht in keiner Weise ge
schmälert, sondern wesentlich elfektiver, weil die Ent
scheidung der Eltern über den künftigen Bildungsweg 
ihres E:indes nicht mehr von Vermutungen , sondern von 
durchaus greifbaren Faktoren abhängt. Diese Art der 
Eingangsstufe gibt allen Kindern die Chance der Be
~ähruog i.µid die entsprechende Entfaltungszeit ; sie 
erspart ihnen das Risiko des Schulversagens und Schul
verweises. 

Meine Damen und Herren! Die Fraktion der SPD gab 
anläßlich der Debatten zu dem Gesetz übc1· die Grund-, 
Haupt- und Stmderschulen sehr deutlich zu verstehen, 
daß sie als Schule der Zukun!t die Gesamtscl1ulc an
sieht. Wir möchten, daß endlich auch in diesem Lande 
GeSamts.chulversuche anlau.fen. Bekanntlich ist Rhein
land-Pfalz neben dem Saarland das einzige Land der 
Bundesrepublik, in dem es immer noch keine Versuche 
mit der Gesamlscliule gibt. Warum brauchen wir aber 
so dringend die Gesamtschule? Sie ist doch die Schule, 
die am ehesten das Bürgerrecht. auf Bildung verwfrk
llcht. Sie verstärkt wie .keine andere Schulform die 
individuelle Förderung, indem sie die Jahrgangsklassen 
durch ein sehr differenziertes Lehrgangssystem ersetzt. 
Lehrer und Schüler werden hier an dieser Schulform 
sicherlich mehr a ls an irgendeiner anderen Schulform 
zu demokratischen Verhaltensweisen verpflichtet. Diese 
Schule führt zu individueller Funktionstüchtigkeit, er
möglichst den optimalen Einsatz der Lehrer im Bereich 
ihrer Fachkompetenz, und in ihr allein haben wir eine 
wirkliei.'l ökonomische Nutzung - was man gerade hier 
nicht unberücksichtigt lassen sollte - von Räumen und 
Lehrmitteln. 

Uns erscheint aber besonders wichtig, daß die Gesamt
schule es vermag, unseren Modernitätsrückstand gegen
über dem Ausland zu überwinden und mit ihrer Kon
zeption die Tendenzen und Einrichtungen der inter
nationalen Schulentwicklung zu verwirklichen. 

Aus den angeführten Grilnden halten wir es für so 
außerord.entlich wicht ig, diese Versuche mit der Ge
samtschule anlaufen zu lassen. 

Meine Damen und Renen! Uns klingt noch der Bei!all der 
Regierungsfraktionen ·in den Ohren, den sie in diesem Ge-
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l'<.'17. bei :;:einer Verabschiedung zollten. Dann müßten 
a~r auch ohne Verzug die Möglichkeiten genutzt wer
den. <lie das Geselz bietet. Lassen wir doch jetzt nicht 
11hne Grund wertvolle Zeit ungenutzt verstl'eichen, die 
,„·ir 7.Ul' Ez·probung und Scha!fung moderner Bildungs
möglichkeiten benötigen! 

(Beifall der SPD. - Vizepräsident Rolhley 
übernimmt den Vorsitz.} 

\'izcpräsident Rothley: 

ld1 <-röffne die Besprechung und erteiJP. zur Beantwor
tung der Großen Anfrage das Wort dem Herrn Kultus
mini~ler. 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordne
tvn ! l >iP ~eben vom Herrn A bReordneten Herrmann be
Kründete Große Anfrage wird von der SPD-Fraktion 
w einem Zeitpunkt gestellt, an dem die Hauptschule 
aus ihrem ersten langen Versuchsstadium heraustritt 
und 7.\Jr allgemeinen f'raxis werden soll. Das eben ver
H hschiedete neue Gesetz über die öffentlichen Grund-, 
Haupt- und Sonderschulen hat diese Zäsur gesetzt und 
<li<., fünfjähl'ige Hauptschule in der Regelform als min
cksti>ns 7.Weizügiges System gesetzlich etabliert. Es wird 
- darüber ·sollten wir uns alle im klaren sein; aber nach 
<ier Begründung durch den Herrn Abgeordneten Herr
ma1U1 S<:·heint eine erneute Unterstreichung dieser Klar
heit notwendig zu sein - noch erheblicher Anstrengun
"en bedürfen, um die nicht nw· in Jahrgangsklassen 
gelo(Jiedt>rt.e, sondern auch in Leistungsgruppen und Ar
beitsgemeinschaften differenzierte Hauptschule überall 
im Lande aucb tatsächlich Wirklichkeit werden zu las
si>n. Es besteht in diesem Zusammenhang Veranlas
,;un~. vol'dlige Kritik, die neue Hauptschule sei nicht 
hinrei<:hend, sondern nul' mangelhaft vorbereitet wor
den, ent8chieden zurückzuweisen. Das Kultusaµniste
num h::it während der Beratungen des neuen Gesetzes 
\Viederholt und mit Nachdruck betont, daß die Aus
filhl'ung des Gesetzes einiger Zeit bedarf und daß viel
laltiize organisatol'ische und pädagogische Schwierig
~ •>ltE>n erst gemeistert werden können, wenn die ge
:wtzliC'hen Bestimmungen vorliegen. Wir haben nur 
\\'<.•_gen des gemeinsamen und dringenden Wunsches al
ler Frt1ktionen, bereits im Schuljahr 1968169 mit eini
J4l:l1 Hauptschulen zu beginnen, zugestimmt, obwohl wir 
die Schwierigkeiten klar erkannt und im Ausschuß -
das ist. im Protokoll eindeutig nachzulesen - offen dar
gelegt haben. 

Es iFt <i<inn erfreulicherweise durch den aktiven Ein
~at.7. vieler Mitarbeite r und der bclt·o(!ene n Kommunen 
aud1 tatsächlirh gelungen, bereits in 68 Fällen im 
Auii;ust dieses Jahres mit neuen Hauptschulen zu be
ginnen. Der weitere Ausbau schreitet rasch voran; die 
IA'hi·planrichtlinien sind rertig, und eine Aufklärungs
hroschüre für die Eltern wird in Kürze erscheinen. 

\'ier in diesem Zusammenhang schon heute - und jetzt 
7.itiere k.h - „von schweren Versäumnissen" spricht, 
wird der Wirklichkeit nicht gerecht, sondern hat offen
kundig Absicht und Intere~se, heute.schon Sand in das 
t;d1'iPh<' der eben neu etablierten Schule zu schütten. 

(Beifall bei der CDU.) 

Was nun die Diskussion um eine Verlängerung - denn 
darauf läuft es, Hen Abgeordneter Herrmann, ja hin
aus - der Vollzeitschulpflicht von neun auf :.:ehn Jahre 
betrifft, so möchte ich vor diesl:'m Hohen Hause keinen Zweiiel an der Einstellung der Landesregierung 
aufkommen lassen. Wir geben im Augenblick qer opti
malen Nutzung der zur Verfügung stehenden Schul
zeit die klare Pl'iol'ilät. 

Erst. möchten wir die Klassenmeß7.ahleon SPnk('n, den 
Lehrermangel beseitigen, die Pflichtstundenzahl der 
Lehrer übcrpriifon und die notwendigen Bauten er
stellen, und erst dann kann nacll unserer Überzeugung 
über eine allgemeine weitere Verlängerung der Schul
zeit izesnrochen werden. Das darf und braurht uns nicht 
dara; z~ hindern, zu einem früheren Zeitpunkt, w dem 
sich institutloMll noch nichts verfestigt hat, die Dis
kussion um geeignete Formen zu führen, neue Schul
versuche zu konzipieren und auch durchzuführen . 

· Hierfür scheinen uns zwei Schritte notwendig und sinn
voll. Erstens : Versuche mm 7.i>hnti>n 1:;cliuljahr als einem 
Berufsgrundschuljahr. Mit diesen Versuch(m haben wit· 
bereits mit Beginn dieses Schuljahres 1968/69 begonnen. 
k:h komme darauf zurück. zweitens: Versuche zum 
zehnten Schuljahr im Rahmen der Hauptschule, deren 
pädagogische und organisatorisclle Zielsetzung bereits 
entworfen und die mit dem kommenden Schuljahr 1969/ 
70 eingerichtet werden sollen. 

Diese Reihenfolge, Herr Abgeordneter Herrmann, liegt. 
sicherlich darin begründet, daß für die zweite Ver
suchsreihe gan:>. bestimmte Voraussetzungen erfüll1. sein 
mfisscn, die eben in der gf'genwärtigen Entwicklungs
situation der Hauptschule noch nicht gegeben sind und 
auch nicht ~egC'b("n sein können. Es hat keinen Sinn, 
etwas zum Versuch zu machen, wofür die Grundlage 
fehlt . Das gilt vor allem - und damit komme ich zum 
Detail der Großen Anfra ge - für den ersten Haupt
schulversuch, den die An!ral'(e anspricht, nämlich den 
Versuch, besonders begabten H;:n1ptschü lern Gelegen
heit zu geut'tt, ein Zeugnis zu erwerben, das dem Ab-

' „ schlußzeugnis der Realschule entsprich\. Um das zu 
ermöglirhen, brauche ich aber zunäcllst Hauptschüler, 
und diese Hauptschüler gibt es erst seit dE>m 1. August 
1968. 

•· 

Wir könn~n doch einen solchen Versuch erst dann 
glaubha!t anset7.en, wenn er auf einer mindestens drei 
Jahre vorher durchlaufenen, voll funktionsfähigen 
Haupt.schule aufbauen kann. Ohne diese Voraussetzung 
milßtcn wir die Schüler überfordern, oder wir würden 
den Realsctmlabschluß zu allzustark herabgesetzten 
Preisen entwerten. 

Glücklicherweise können wir in diesem Lande für diese 
Versuche unsere Beispielschulen heranziehen, die seit 
1955 als Niodell der Hauptsd!ule ja überall im Lande 
in - 80 Ffillen - bereits at·beiten, so daß wir den frühe
aten Zeitpunkt für den Versuchsbeginn, von dem Sie 
l?Pr~c.twn.. qicht auf das Schuljahr 1971·72 vetschieben 
müssen, sondern bereits mit dem Schuljahr 1969i'70 ein
setzen ldlnnen. Ein Planungsteam d11für ist beauftragt, 
ein Lehrplan für das zehnte Versuc.tisi;chuljahr is t formu
liert. DRbP.i ist daran gedacht, den Unterricht auf fach
liche Schwerpunkte, vor allem auf Deutsch, Englisch, 
Mathematik und die Naturwissenschaften, zu konzen
trieren. Der weitere Versuch, Schülern mit dem Ab
gangszeugnis del' HauptschulP. die Gelegenheit zu ge
ben, in einem zehnten Schuljahr einen qualifizierten Ab
schluß zu errei<!he n, wird e!Jcnfalls vorbereitet. Die Be
zirksregierungen prüfen rnr Zeit die örtlichen Voraus-
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t:etzungen für einen solchen Versuch, die sicher nur in 
größeren Gemeinden gegeben sind. Nur hier wird man 
besondere Klassen für angesprochene Schüler auf der 
Basis der Frei willlgkeit zusammenstellen können. 

Selbstverständlich ist es - nebenbei gesagt; aber das ist 
nur eine Fußnote - jetzt .schon einem Schüler möglich, 
ein frei williges ·zehntes Schuljahr im Rahmen eines 
wiederholten neunten Schuljahres zu durchlaufen. Ich 
m.-iche diese Fußnote, weil wir nicht nur an die über
durchschnittlich Begabten, sondern sehr dringend auch 
an die unte1·durchschnittlicil Begabten zu denken haben 1 
in einer Zeit in der die Beschäftigungsmöglichkeit ge- • 
rade für diese Gruppe immer schwieriger wird. 

(Abg. Gaddum; Sehr richtig!) 

Die Versuche zum Beru!sgrundschuljahr haben - wie 
ich schon erwähnt habe - bereits eingesetzt, obwohl 
auch hier die voll ausgebaute und voll funktionsfähige 
Hauptschule ungleich günstigere Ausgangspunkteschaf
fen wird. Ziel der Versuche zum Beru!sgrundschuljahr 
ist es, das erste Jahr der Berufsschule im Vollzeit
unterricht als einen ersten Abschnitt beruflicher Stu
fenausbildung zu erproben. Ich kann aber, Herr Abge
ordneter Herrmann, eine einjährige Schulzeit nicht an
ders als zunächst in Jahrgangsklassen gliedern, weil es 
sich insgesamt eben nur um einen Jahrgang handelt. 

Da dieser Abschnitt in ein bestimmtes Berufsfeld ein
führen soll, hat der Schüler eine Vorentscheidung für 
eine Berufsrichtung, also zum Beispiel die kaufmän
nische oder die gewerbliche Richtung, zu fällen, ohne 
daß er sich allerdings schon für einen speziellen Beruf 
festlegen müßte. Erst mit dem zweiten Abschnitt soll 
die spezialisierte Fachausbildung !ür efüen bestimm
ten Ausbildungsberuf einsetzen. 

Wir hab1.1n solche Versuche in insgesamt vier Fällen 
begonnen, an der Kaufmännischen Beru1ss<.:hule in 
Mainz fUr das kaufmännisch-verwaltende Berufsfeld, 
an der Berufsschule in Kuse l für das hauswirtschaft
Hch-sozlalpf!eger!sche Berufsfeld, an der Berufsschule 
in Gerolstein für das metall- und elektrotechniscile Bc
rufsC~ld und an der Berufsschule I in Ludwigshafen 
!iir Hauptschulabgänger, die keinen Hauptschulabschluß 
besitzen oder die noch berufsunentschlossen sind. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Rothley: 

Herr Minister! Gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Fn1u Abgeordneten Wetzei (SPD)? 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Ja! 

Abg. Frau Wetzei: 

Herr Minister! Wer leitet diese Versuche wissenscha!t
lich, und wer wertet diese Versuche aus? 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Ich komme sofort au! diese Frage ausführlich zu spre
chen, Frau Abgeordnete! 

1 

Der Unterricht in den Versuchsklassen, der einschließ
lich intensiver praktischer Unterweisung etwa 35 bis 
40 Stunden in der Wocile umfaßt, erstreckt sich auf all
gemeinbildende Fächer, wie Deutsch, Geschichte, Erd- · 
kunde und eine Fremdsprache sowie auf berufsfeld
typische Fächer, je nach dem entsprechenden Fach
und Berufsbereich. Eine interne Abschlußprüfung am 
Ende des Jahres Wird ein Bild über die Leistungsfähig
keit der Schule und über den Erfolg des Versuches er
geben. Überwacilung und Kontrolle dieser bereits lau
fenden Versuche sind sichergestellt ; sle sollen aber w ie 
die Uberwachung, Frau Abgeordnete Wetzel, aller Ver" 
suche, in ein gemeinsames Team eingeführt werden, das 
nicht nur für einen speziellen, sondern für alle im 
Lande durchzuführenden Versuche verantwortlich ist. 
Ich werde das gleich noch näher ausführen. 

Eine dritte Versuchsgruppe für ein zehntes Schuljahr wird 
im Augenblick von mir gemeinsam mit dem Herrn So
zialminister vorbereitet, und zwar bezieht sich diese 
Gruppe auf Versuche mit noch nicht schulpflichtigen, 
aber bereits schulreif~n Kindern. Es berechtigt nämlich 
nach unserer Uberzeugung nichts dazu, eine mögliche 
Verlängerung der allgemeinbildenden Schulzeit nur im 
Hinblick auf ein Schuljahr für die Sechzehnjähr!gen zu 
erproben und nlcht auch mit einem Schuljahr für die 
Fünfjährigen im Versuch Erfahrungen zu sammeln. 

(Abg. Frau Hermans: Sehr richtig!) 

Es ist nirgends geschrieben und erwiesen, daß dieses 
zehnte Jahr hinten angesetzt werden kann und nicht 
auch durch Versuche erprobt werden kann, ob es nicht 
v ielmehr vorn hingehört. 

(Beifall bei der CDU.) 

Die Frage - und damit komme ich zum Punkt 2 der 
Großen Anfrage - nach der gemeinsamen Eingangsstufe 
für die Klassen ll und 6 der allgemeinbildenden Schu
len, also für die El!- und Zwöl!jährigen, geht in der 
Großen Anfrage und in der Begründung von der Si
tuation an der Hauptschule aus. Es ist mir zwar nicht 
ganz klar, wo diese Eingangsstufe anderenorts, wenn 
Deutschland gemeint gewesen sein soll, bereits ihre 
Bewährung bestanden habe. 

(Zuruf von der SPD: Hessen!) 

Die ungeheuere Erregung, die wir aui der anderen 
Seite des Rheins unter den Elfern gegenwärtig auf 
Grund des vorgelegten Ent wurfs einer Zwangsförder
stufe erleben, spricht nicht für diese Bewährung. Und 
die einmütige Ablehnung einer zwangsweisen Förder
stufe durch den Landeselternbeirat in Hessen spricilt 
ebenso nicht für eine bereits erfolgte Bewährung. 

(Beifall bei der CDU.) 

Weil also nicht nur von der Eingangsstufe an der 
Hauptschule zu sprechen ist, ist zunächst darauf hinzu
weisen, daß wir in unserem Land die ersten E rfahrun
gen mit gemeinsamen Eingangsstufen im Bereicil des 
Gymnasiums und der Realschule gesammelt haben. Was 
sich als pädagogische Zielsetzung der Eingangsst ufe 
herauskristallisiert, ist bekannt. Die Klassenstufen 5 
und 6 werden als Einheit betrachtet., die s:!em Schüler 
längere Zeit läßt, sich einzugewöhnen und au! die An
forderungen einer neuen Schule einzustellen. Wenn wir 
diese Eingewöhnung nicht in den Klassen 5 und 6 vor
nähmen, müßten wir sie in den Klassen 7 und 8 vor
n ehmen. Wir würden a lso das Problem nur versdiie-r 
ben. · 
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Di<'i<f' l•:i11gPwöhnung soll erfolgen, ohne daß Vcrset
;rnngsschwiel'igkeiten und Sorgen die Kinder belasten. 
lJRbf'i wird der normale Unterrichtsgang, wenn es not
\\'~·ndig ist, durch einen zusätzlichen Unterricht in den 
Flidwrn Deutsdl, Englisch und Mathematik ergänzt. Zu 
di~::;.-r imlivir\uellen Förderung gehört ebenso, daß der 
Sd1ü!Pr sorgfältig beobachtet und seine Eltern ausführ
lich darüber beraten werden, vtelcher Bildungsweg nach 
der Eingangsstufe, also nach der Klasse 6, der Bega
b1 mg uud Leistungsfähigkeit des Schülers am besten 
l'JHS]ll'it'ht, 

Mit un~erl:'m Erlaß vom Juli dieses Jahres haben wir 
dif' Voraussetzungen für die Entwicklung und Durch
fiihrun~ von gemeinsamen Eingangsst.ufen für die K!as
~··11 5 un<l 6 in den allgemeinbildenden Schulen geschaf
ft>n: Pin Erl Aß, der es erlaubt. daß in den gemeinsamen 
l•:ingangsstufen nach einheitlichen Lehrplänen zunächst 
in Ikut::di, Englisch und Mathematik unterrichtet wird. 
Die l'~inhPitli<:hkeit der Lehrpläne ist entscheidend, nicht 
<ib o:is unter einem Dach oder unter v~nschiedenen Dä
t:hern geschieht. Dieser Erlaß stellt sicher, daß der soge
n;.1mr t.• r~in.e:?.ngsstufenerlaCi vom 1. März 1967 auch auf 
HauptsdH1len entsprechende Anwendung findet und 
d1-11~ ?.U<'h r\ori i;o ver.fahren wird. Das bedeutet in der 
K<m~queHz. daß jede Hauptschule. jede Realschule und 
jedl•s Gymnasium in Rheinland-Pfalz den Bildungs
J.!Hnli. mit <;!iner solch verzahnten Eingangsstufe beginnt. 
CTt•nw1Hs<tme Eingangsslufen, die also die Klassen 5 
und t> nll<!r Schulgattungen ineinander in einem Ge
bFi11de zusammenfassen, so daß daneben keine eigene 
5. und 6. Klasse des Gymnasiums, der Realschule oder 
der Hauptschule mehr bestehen, werden wir nur dort 
ausbauen, wo die enge räumliche Nachbar,schaft diel)er 
dri>i Sd1t11P.n den notwendigen Lehreraustausch auch 
l n!l"Ä<:hlid1 f'rmö11:licht; denn gemeinsame Eingangsstu
fen erf•>l'<iPrn zwiniz;ender als ein gemeinsames Ge
bäude die Mitwirkung von Lehrern aller bctroffonen 
!::khtilj(attungen. Gemeinsame Eingangsstufen von Real
l'l'hUIPn und Gymnasien sind bisher eingerichtet in Al
l~nkirchen. in Bitburg, in Cochem, in Kaiserslautern, 
in KusPI und in Landr1u. Dabei ist es trotz der Lekann
lt.'lt pH's<mellen Schwierigkeiten gerade im Bereich des 
Gy111m1:-;iums zum Teil möglich gewesen, neben dem 
Ergänzunj1!sunterricht auch bereits in Leistungsgruppen 
:w diff<'n•11:~ieren. 

Eine gP.meinsame Eingangsstufe, die eine Hauptschule 
un<l eine Realschule umfaßt. ist als Versuch ~it Be
ginn des Schuljahres 1967!68 in Herxheim in der Pfalz 
l·in,gr:rid1tP.t, die nach Schulgattungen getl'ennten Klas
H·n~1uf<.>n 5 und 6 sind auch hier, ähnlich wie bel den 
andP.ren Beispielen, in der gemeinsamen Eingangsstufe 
aufge~fü11o(en. Das Kurzsystem der Hauptschule, d~ts in 
1 lt>U1:'l'h F~n_glisch und Mathematik nach Leistungen 
diff.,.rem.if><1·t. ist auch und gerade in dieser Eingangs
stufe eingcCührt. Gemeinsame Eingangsstufen aller drei 
Sl·hul~attungen sind schließlich dort. vorgesehen, wo d ie 
L'äumlichen Voraussetzungen für eine enge :lusammen
HJ'lwit gegeben sind, zum Beispiel ·in Altenkirch<:>n, ln 
Kai!;el'l'lt111tPrn und in Trie1· oder, ganz allgemein ge
sagt, übC'ntl l dort, wo wir Schulzentren habe n und aus
hauen. 

ln Altt>nkirchen zum .Beispiel ist ein Schulzentrum ent
sta nden, das in seinem Endausbau insgesamt 62 Klas
!<t•11 hah('n wird. Davon werden 20 Klassen in einem 
b~sond('rcn Klassentrakt als Eingangsstufe für Gym
nasi<.>n. Realschule und Hauptschule untergebracht sein. 
Diese t~ingangsk!assen wer-den nicht mehr nach Jahr
gangsklassen, sondern in Leistungsgl'Uppen gegliedert 
sein. Die Lehrer aller Schulgattungen werden dort 

unterrichten, und am Ende der Kt?.s:o;e 6 wird eine Ver
setzung in die Klasse 7 der Hauptschule oder der Real
schule oder des Gymnasiums el'fulgen. 

In diesen Zusammenhang neuer Schulformen, die die 
Anfangsstufe verschiedener Schulgattungen übergrei
fen, gehört auch unser Schulversuch Lu~wigshafen, der 
im Sinne der Förder- und Bcobad 11.u11gs....;tufe einen 
sulchen Versuch unternimmt. In Lurlwigshafen wirken 
Lehrer aller allgemeinbildenden Schulgattungen zu-· 
saromc.U'. ·:o~r 'Vcrsuct) wurde l!Juti begonnen und ist 

1 a uf eine Lauf;r.Pit von zuniichst fünf Jahren abJ!estellt. 
1 . Nach Ablauf der ersten zwei Jahre sind die Schüler 

in die jeweiligen Schulen übergeleitet worden, wobei 
·wir bisher feststell<.>n kiinncn, dal.l ein besonders gro
ßer A.p.teil A;Ur Realschule übergewechselt ist. 

Nun zur dl'it.ten Frage und damit zum 81 ichwol'l Ge
samtschulversuche! Solche Gesamtsch.u!versuche wer
den ;mr Zelt in fast allen Ländern geplant.. Vor allem 
in drei L~ndern, in Hambul'g, in Be rlin und in Hessen 
befindet sie sich als integrierle Gesamt::;chule in einem 
allerdings noch sehr frühen und am Anfang stehenden 
Versuchsstadium. In Berlin ha ben zwei von insgesamt 
vier gep~anten G~samtsd1ulversuchen - ein r~lativ klei
ner Prozentsatz für 2'/~ Millionen M('nschen auf dem 
Wohngebiet einer St.a<:it .:. ihren Unterricht in diesem 
Schuljahr begonnen. Es ist völlig unmöglich, aus sol
chen Versuchen bereits heute irgendwelche verallge
meinernden Konsequenzel'I. zu ziehen. 

Was wir aus der Bundesrepublik an Planungen kennen, 
setzt vor allem in städtischen Ballungs:r.entn.•n an, w t:!il 
di!! Gesai;nUichµle, wenn :o;ie sinnvoll diflemnziert sein 
soll, einen dicht besiedelten Einwgsbereieh braucht. 
Deshalb haben sich. aucl1 erste Pläne in unserem Land 
auf Städte wie Kaiscr~lautern, Trier, Ludwigshafen, 
Koblen;r. usw. konzentriert. Weiter setzt die i.;rrichtung 
eines Gesamtschulversucil.P.s einen groi~ztigigen Ge
bäudelcomplex voraus, wie CT heutzutage vor allem in 
städtischen Neusiedlungsgebieten zu erschlieBen ist. Das 
wird bei allen angelaufenen Gesamlsd1u!versuchen, 
zum Beispiel in der sogenannten Grupius-Stadt in Ber
lin oder in der eben neu gebauten Frnnkfurter Nord
West-stact1,sc.-hule deutlich. 

l n Rheinl?.nd-Pfatz s ind am WL•itesten d ie Überlegun
gen .&edie~en, d~n neuen l:;chulkomplex in Kaisers
lautern, der miL insgesamt 87 Klassen in unserem Bau
programm für das nächste Jahr steht, zum Ansal:t.
und Ausgangspunkt eines Gesam lsdiulversuches z.u 
machen. Die ersten Gespräche - an denen, nebenbei 
bemerkt, auch die Pfaffstiftung beteiligt war, die sich 
in einer grundsätzlichen, aber erfreulicherweise auch 
finan.Ziellen Förderung betätigen wird - sind geführt 
worden. Auch hier wird ein Planungsteam den päd-

. j „ „„1:1go,ii;~s.9;J..;.9,.~;ll;lHl-Jg~qrts~hen AnsR tz und die einzelnen 
1 Stufen des Versud1es prüien und ausarbeiten. 

! \Vas aber wesentlich dringlicher notwend tg ist, meine 
Damen. und Herren, ist die Diskussion und Prüfung 
eint!:; Ge~a,int::ichulversuches in dünn besiedelten Räu
men, wie wir sie gerade in unserem Land besonders 
signifik?.nt kennen. Wir können nämlich S<'hulreformen 
nicht immer nur von städtischen Vel'hältniRf:f'n her se
hen, ihrer Bevölkcnmgsdichte und ihrer günstigen Ver
kehrswege. 

Diese Entwicklung hat, gel'ade wenn wir die Reihe 
jüngster Gesamtscbul-Versuche in Deutsch1and betrach
ten, sowieso schon eine bedcnklirhe Schlagseite bekom
men, und es wetden hier all7.u häufig Versuche a nge-
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kündigt, die für Flächenstaaten kaum einen Aussage
wert erbringen können. 

Selbstverständlich sind städtische Neusiedlungsprojekte, 
die au! verhältnismäßig kleinem Raum eine starke Ein
wohnerzahl konzentrieren, ideale Voraussetzungen, so
zusagen vom ersten Strich au! dem Reißbrett an ein 
großes zentrales differenziertes Schulsystem zu planen 
und auszubauen. Was aber geschieht, meine Damen und 
Herren, in den Räumen wie zum Beispiel im Landkreis 
Simmern, der genausoviel Einwohner hat wie die 
Stadt Kaiserslautern? Wenn wir nicht ein neues Bil
dungsgefälle zwischen Stadt und Land schaffen wollen, 
müssen wir den Weg fortsetzen, den wir mit dem Aus
bau der Mittelpunktschulen und von hier zum Schul
zentrum hin begonnen haben. Unsere Baurichtlinien 
weisen folgerichtig mit schärfstem Nachdruck darauf 
hin, daß alle kün1tigen Baumaßnahmen auf ihre mög
liche Einbeziehung in ein Schulzentrum zu prüfen sind; 
denn mit dieser Organisationsform gewinnen wir nicht 
nur finanzielle und unterrichtstechnische Vorteile, also 
eine gemeinsame und das heißt rationellere Ausnützung 
von Fachräumen und Sportanlagen; wir können auch 
etapp<mwcise bauen, wenn das Gelände von vornherein 
großzügig genug angelegt ist. 

(Beifall bei der CDU.) 

Damit ist jede Form einer stärkeren Zu.ordnung und 
Verbindung verschiedener Schulgattungen, die sich 
durch redliche Schulversuche tatsächlich bewährt ha
ben, für die Zukun!t offengehalten, auch die Einbezie
hung des bcru.fsbildendcn Schulwesens in das allge
meinbildende Schulwesen, weil ohne Frage diese beiden 
Begriffe nlchL mehr in ihrer alten Form fortbestehen 
können, sondern sie beide in den sekundären Bil
dungsbereich integriert werden müssen. 

Aber lassen Sie mich bitte noch eine allgemeine Bemer
kun~ zu der Frage der Schulversuche überhaupt ma
chen. Schulversuche, meine Damen und Herren, er
scheinen mir dann außerordentlich nützlich, wenn sie 
uniet· den realen Bedingungen und nicht unter einer 
Käseglocke durchgerührt werden. 

(Bei.Call bei den Regierungsparteien.) 

Es ist selbstverständlich, daß das Versuchsergebnis ver
zerrt wird, wenn man dem Versuch günstigere Bedin
gungen hinsichtlich der Ausstattung mit Lehrern, der 
Klassenfrequenz und der technischen Ausstattung zu
grunde legt. Und Schulversuche, so meine ich, können 
und dürfen nicht an ihrer Zahl - man spricht dann 
gerne von „breit angelegt" -, sondern müssen an ihrer 
wissenschaftlichen Bett'euung gemessen werden. 

(Be ifall bei den Regierungsparteien.) 

Hierzu gehört die Uberwachung durch ein wissenschaft
lich dazu befähigtes Team, in dem nicht nur Befür
worter des zum Versuch anstehenden Projektes sitzen, 
sondern in dem auch Skeptiker sich über den sachlichen 
Fortgang des Versuches informieren können. 

Wir haben aus diesem Grunde die Absicht, solclle Un
lersuchungsiruppcn aus Repräsentanten der Univer
sität, der Pädagogischen Hochschulen, aus Leh1·ern al
ler Schulgattungen, aber auch aus Angehörigen der be
teiligten Verbände und insbesondere unter Mitwirkung 
von Eltern zu bilden. Ich selbst habe die Absicht., in 
Kürze einen Beirat für Bildungsplanung beim Mini
slel'ium Iür Unterricht und Kullus zu berufen. Er wird 

sich mit allen Fragen unserer Bildungsplanung zu be
fassen haben. Ihm kann aber über die allgemeine Zu
ständigkeit dann auch die eben erwähnte wissenscha!t
llche Uberwac}).ung unserer Schulversuche zugeordnet 
werden. Und ihm kann zugeordnet werden; daß die 
Versuche in Teilbereichen unseres Schulwesens au!elo
ander bezogen werden; denn wir können nicht nur be
urteilen, was der einzelne Schulversuch aussagt, son
dern wir müssen auch mit einbeziehen. was das Ergeb
nis und wie sich das Ergebnis in den Gesamtbereich 
unserer \vciter!ührenden Schulen einpaßt. 

Das, meine Damen und Herren, ist die Grundlage un
serer Oberlegungen zu laufenden und neu geplanten 
Schulversuchen. 

(Beifall der Regierungsparteien.) . 

,.izcpräsldent Rothley: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Martin (CDU). 

Abg. Martin: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Als wir im Frühjahr dieses Jahres das Gesetz 
über die Neuordnung des Grund-, Haupt- und Sonder
schulwesens hier verabschiedeten, da waren wir uns 
alle völlig darüber 'im klaren, daß insbesondere die 
Errichtung der Hauptschule einen tiefen Einschnitt .für 
unser gesamtes weiterführendes Schulwesen bedeuten 
würde. Wir haben seinerzeit, soweit wir zu den Frak
tionen. der Regierungskoalition gehören, vornehmlich 
pädagogische Gesichtspunkte angeführt, um die Bedeu
tung dieses Gesetzes klar herauszustellen. Von seiten 
des Sprechers der Opposition wurde damals schon der 
Vorwurf erhoben, daß dieses Gesetz politisch - er er
gänzte späte1·: · kulturpolitisch - kein gutes Gesetz sei. 

Meine Damen und Herren! Daß die SPD auch heute 
noch dieses Gesetz nicht unter dem Gesichtspunkt sei
ner pädagogischen Bedeutung, sondern ausschließlich, 
wie ich meine, unter sehr vordergründli politischen Ge
sichtspunkten betrachtet, hat die Anfrage und ihre Er
läuterung, die der Sprecher der SPD dieser Anfrage 
vorausgeschickt hat., deutlich gezeigt. 

Es ist damals sehr klar hier zum Ausdruck gekommen, 
daß wir in. diesem Gesetz eine Chance sehen, die ein
mal dazu hel!en wird, jedem die Möglichkeit zu geben, 
die in Ihm angelegte Begabung 'zur möglichst weiten 
Entfaltung zu führen, und die außerdem es in der Zu
kunft verhindern würde, daß irgendeiner vor einer 
Mauer stünde für den Fall, daß er an entscheidender 
Stelle den !alschen Weg eingeschlagen hätte. Wir waren 
uns damals darüber einig, daß die Versuche mit dem 
zehnten Schuljahr eindeutig diesen Zweck haben soll
ten, begablen Schülern der Hauptschule die Mögfchkcit 
zu geben, durch den Besuch eines zehnten Schuljahres 
zum Abschluß der Realschule zu gelangen. Wir waren 
uns darüber einig, meine Damen und Herren, daß die 
Hauptschule gegenüber der bisherigen Oberstufe der 
Volksschule eine wesentlich dü!erenziertere, in ihrer 
wissenschaftlichen· Intensität wesentlich 1;erstärkte Ar
beitsweise bringen würde, die dann die Möglichkeit er
öffnen würde, in einem zehnten Schuljahr zum Ab
schluß der Realschule zu führen. 

Es heißt das Wesen jeder weiterführenden Schule im 
Grundansatz verkennen, wenn man meint, daß durch 
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die Änderung eines Firmenschildes die Arbeitsweise, 
der Geh<tlt und das Ergebnis schulischen Bemühens 
geändert werden könnten. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

In einem zehnten Schuljahr kann ich nur dann den 
RealschulahschluO erreichen, wenn in den Jahren vor
her au! dieses zehnte Schuljahr hingearbeitet worden 
bt. 

(Zuru! von der CDU: Unbedingt!) 

Ich kann nicht einfach an irgendeiner Stelle des 
Sc•ht•.ll'y~ti>ms ein Jahr einfügen und sagen, das hat 
dann als ~rgt>hni~ den Abschluß der Realschule. Oder 
ml:ln muCl sich dazu entsdlließen, in den Zeugnissen des 
Abschlusses keinerlei Aussage mehr über den erreich
ten Stand der Kenntnisse erblicken zu wollen. Ich 
glaube, daß wir damit der Hauptschule in ihrer künf
ti~<m Entwicklung den allerschlechtesten Dienst täten, 
W\.'tln wir nicht alle Energie darauf verwenden wür
dc>n, das Niveau der Hauptschule, den Ernst ihrer wis
senschaftlichen Arbeitsweise mit allem Nachdruck zu 
stützen. Und das geschieht dadurch und nur dadurch, 
daB ich dieses freiwillige zehnte Schuljahr auch in sei
ner ganzen Bedeutung als das nehme, was es sein soll, 
nämlich ::tls ein Jahr, das dem Abschlußjahr der Real
sc1rn !e in Leistung, Arbeitsweise und .I<'äcllerkombina
tion entspricht; nur dann hal der Abschluß eine wirk
li<'ht> Aussagekraft. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Herrmann hat nach einigen redlt bitteren ile
m('rkungen über das Zustandekommen, die Verabschie
dung des Gesetzes und übet· die Arbeitsweise und den 
Fleiß dei; Ministers einen gewissen Bogen geschlagen 
und ist dann zu seinem Lieblingsthema „Gesamtschule" 
gekommen. 

Ich kann ihm den Vorwurf nicht e1·sparen , daß er bei 
dem \Veg zu diesem Thema einige Aussagen gemacht 
nat. die - ich will mich vorsichtig ausdrücken - auf et
was einiieitigcr Auswahl der Argumente beruhten. 

Meine Damen und Herren! Es ist doch einfach nicht 
wahr, wenn hier wieder gesagt worden ist, daß bei uns 
die Begabungen nach den vier Grundschuljahren sor
tiert würden. DiE:.Se Aussage, meine ich, ist nur dann 
müglich, wenn man die Absicht, die wir mit dem 
Hauptschulgesetz verbunden haben, nicht verstehen 
will; denn, ich wiederhole noch einmal, es war unsere 
Absicht, durch die Hauptschule gerade dieses Kanali
sil'rt'n der einzelnen Schüler, dieses Vor-eine-Mauer
Führen zu verhindern. Es heißt doch einfach die Ver
hältnisse auf den Kopf stellen, wenn man nicht wahr
haben will, daß wir außer dem Übergang nach den 
\'icr Grundschuljahren weitere Übergangsmöglichkei
ten nach dem sech11ten Jahr haben, weitere Übergangs
möglichkeiten nach dem freiwillig erfolgreich c.IJsulvier
ll'n zPhnten Schuljahr an einer Hauptschule haben, daß 
wir diP Möglidlkeit des Übergangs von der Realschule 
w1· gymnasialen Oberstufe haben, daß wir die Mög
lichkeit haben, auch auf dem Weg über das berufsbil
dende Sd1ulwesen eben zu diesen Abschlüssen zu kom
men. 

Wenn Herr Kollege Herrmann gesait hat, daß nur die 
Hälfte von denen das Abitur erreiche, die in der Sexla 
eintreten, ttnd daß das nidlt zu veranlworten sei, dann 
miichte ich nur eine Tatsadle erwähnen, die einfadl in 
ihrer 1-'achlichen Berechtigung bestehen bleibt, auch wenn, 
sie nodl so schmerzlich für den einzelnen und so kost-

1 
J 

spielig im Blick auf unser gesamtes Bildungssystem 
ist. Solange es Menschen gibt, solange entzieht sich der 
.Me.1:1.S,Cb.. de,\' restlos schlüssigen Beurteilung auf die Zu
kunft hin. 

(Beifall bei der CDU.) 

Es gibt keine Möglichkeit, weder beim Zehnjährigen, 
noch beim Zwölfjährigen, noch beim Vierzehnjährigen, 
auch nur mit einem annähernd hohen Wahrscheinlich
keitsgrad etwas auszusagen über seine künrtige Ent
wicklungsmöglichkeit, sondern es gibt nur immel· 
das Feststellen eines bestimmten jetzt ablesbaren 
Begabungsgrades. Es gibt die Möglichkeit, durch 
entsprechende erzieherische Bemühungen vieles zu 
w~en, vieles in c;l.ie rechle Bahn zu lenken. Aber vor 
der Möglichkeit, daß die Entwicklung völlig ancl~ri;; ver
läuft •. wiJ'd jeder Vater, jede Mutter und jeder Lehrer 
im Laufe seines Daseins immer erneut stehen. 

Meine Damen uqd Herrenl Das macht ja alles Experi
mentieren auf dem Sektor des Erziehel'ischen zu einem 
so gefährlichen Unternehmen. Ich möchte einmal ganz 
deutlich hier doch gesagt haben, wie dies ist. Wenn 
wir auf dem Gebiete des Schulwesens nicht mehr bc
reiL;;i.p,d, .!lu~ q~~ F!iktor Zeit entsprechend einzuset
zen, wenn wir au! dem Gebiete des Schulwesens nicht 
roehr bereit sind, Versuche mit langen 7.~iträ11mcn und 
großer Vorsicht durchzuführen, dann werden wir vi~l
l eicht ein.en perfekten Versuch oder - wie es heute 
heißt - ein perfektes Experiment m::tchen, abe1· ob wir 
uns dann an denjenigen, an denen wir experimentieren, 
nicht in einer nicht wjedergutzumachenden Weise ver
gangen haben, das darf ja auch einmal gefragt we1·den. 
Im Bereich der Technik kann ich nach Versagen eines 
Experiments neue Reagensgläschen kaufen und einen 
neuen Versi.tch a nsetzen. Mißlingt e[n Schulversuch, den 
ich mit lebendigen Menschen unternehme, dann ist in 
einem sehr hohen Grad der Fälle das, was an ihnen 
versäumt worden ist, nichl meh1· gutzumachen. Das ist 
auch eine Verantwortung, die wir auch hier zu tragen 
haben. Deshalb - entschuldigen Sie, daß ich das so hart 
sage - scheint es mir im weiterPn Sinne, im politischen 
Sinne unverantwortlich, wenn man auf dem Sektor der 
Schule von Experiment zu Exp<'riment voranpeit~1.:.h.,,u 

möchte. So geht das einfach nicht. 

:(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Rothley: 

Herr Abgeordneter Martin! Gestatten Sie eine Zwi
schenfrage des Herrn Abgeordneten Diel (SPD)? 

Abg. Martin: 

Bitte schön! 

Abg. Diel: 

Herr Abgeordneter Martin! Wie beurteilen Sie denn 
den pennanenten 20jährigen Versuch der einklassigen 
Dorfschule, an dem Sie ja auch festgehalten haben? 

(Abg. Sdlwarz: Das war kein Vcrsudl! - Starke 
Unruhe im Hause. -) 
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Es ist doch in den 20 Jahren manches an unseren jun
gen Menschen falsch gemacht worden, was Sie heute 
vorwerfen als Einzelversuche. 

(Abg. Schwarz: Jetzt kommt er mit alten · 
Kamellen!) 

Abg. Martin: 

Herr Kollege! Zunächst einmal, glaube ich, dürfen wir 
hier, um Einigkeit zu erzielen, einmal genauer definie
ren. Im Falle der einklassigen Dorfschule, die Sie hier 
ansprechen, und bei ihrer Umwandlung zur stärker 
gegliederten Schule handelt es sich fraglos in erster 
Linie nicht um pädagogisch bedeutsame Umwandlun
gen, sondern es handelt sich in erster Linie ganz frag
los um eine primär organisatorische Frage. 

In der Frage, glaube ich, um die es sich hier handelt, 
geht es abc1· um tiefgreifende Veränderungen des Bil
dungsweges, den ein Schüler durchläuft. Das heißt 
doch, daß hier etwas in dem Grundsatz, von dem aus 
Lehrer und Schüler miteinander arbeiten, entscheidend 
verändert wird. Das ist etwas völlig anderes. Deshalb 
ist das gar nicht vergleichbar, wenn Sie hier in dem Zu
sammenhang die einklassige Dor!sclJ.ule nennen. 

Ich möchte außerdem, Herr Kollege, auf eines hinwei
wcisen. Entweder sind wir uns darüber einig, daß ge
änderte Zeiten gewisse Modifizierungen des Schulwe
sens erfordern, dann sind wir zusammen bereit, mit 
aller Vorsicht entsprechende Veränderungen vorzuneh
men. Wenn wir bereit sind, diese Veränderungen als 
einlach in der Entwicklung konsequent zu betrachten, 
dann mUssen Sie mir zugeben, daß es eine Zeit gege
ben hat, ln der die mehrzüglge Hauptschule nicht den 
Erfordernissen entsprochen hat, dann kann man dar
über diskutieren, ob man den richtigen Zeitpunkt des 
Überganges gefunden hat. Aber wenn Sie den Moment 
der Veränderung im Sektor des Schulwesens überhaupt 
akzeptieren, dann können Sie den Vorwurf, den Sie 
erhoben haben, hier nicht wieder erheben; denn wir 
sind ja lür die planmäßige, sinnvolle, die gesamte Breite 
des Bildungswesens berücksichtigende Veränderung, 
während, meine Damen und Herren - nun muß ich das 
wieder sagen -, eine Äußerung des Kollegen Herrmann 
mir gezeigt hat, wie berechtigt uru;er Mißtrauen gegen 
Ihre Bildungskonzeption ist. 

Er hat nämlich deutlich folgendes gesagt: In allen Län
dern, außer im Saarland und in Rheinland-Pfalz, wird 
die Gesamtschule erprobt; 

(Abg. Herrmann: 'Das entspricht docll der Wahr-
heit, Herr Kollege!) 

M Entschuldigen Sie bitte, ich war ja noch gar nicht fer
tig. Sie sprachen di!riziler, als daß icll das mit einem 
Satz wiederholen könnte. 

(V creinzelte Heiter kcit.) 

Sie haben gesagt: Nur Rheinland-Pfalz und das Saar
land haben noch keinen Gesamtsdl.ulversuch. -· Damit 
haben Sie doch wohl deutlich gemacht, daß Sie es für 
notwendig erachten, daß man die Sache prüft und un
tersucht. Im nächsten Satz haben Sie gesagt: Wir brau
chen die Gesamtschule! - Meine Damen und Herren, 
das sind zwei Sätze, die sich gegenseitig ausschließen! 
Wenn !eh sage: Icl1 brauche die Gesamtschule, dann 
darf ich sie nicht mehr erproben, sondern dann ist ih1-e 

eindeutige Überlegenheit erwiesen; dann muß ich sie, 
wenn ich nicht versagen will, morgen einführen. Oder 
ich sage: Wir müssen sie in Rheinland-Pfä.lz erproben, 
aber dann muß ich das Erproben ganz ernst nehmen, 
die notwendige Zeit einräumen und die erforderlichen 
Vorausset:mngen dazu scha!fen. Dann muß ich vor 
allen Dingen, meine Damen und Herren, bereit sein, 
mich auch den negativen Gesichtspunkten zu stellen. 

Ich darf nur auf eines hi..ti.wcisen. Meine Damen und 
Herren, in der Zeitung „Die Welt" ist Ende vorigen 
Monats - wenn ich mich recht erinnere - eine interM 
essante Auseinandersetzung über das neue hessische 
Schulgesetz erschienen. Da wurde au! etwas hingewie
sen, was, wie ich meine, sehr geeignet ist, die bisheri
gen bildungspolitischen Vorstellungen, vornehmlich der 
SPD, einer erheblichen Prüfung zu unterziehen. Es wird 
uns immer gesagt, daß Förderstufen und Gesamtscl}ule 
am besten geeignet seien, alle Milieuunterschiede zu 
beseitigen und die Gewähr dafür zu geben, daß mög
lichst ohne irgenwelche Brüche jeder zu seinem Ziel 
kommt. In der „Welt" wird dargestellt, daß nach den 
neueren Erkenntnissen der Psychologie jeder Mensch 
in seinem Intelligenzgrad wesentlich bestimmt wird in 
den ersten vier Lebensjahren. Das heißt beispielsweise, 
daß bei einem siebzehnjährigen Menschen 50 Prozent 
seines Intelligenzstandes grundgelegt worden sind in 
den ersten vier Lebensjahren. Und nun kommt meine 
Frage, meine Damen und Herren: Wenn ich genau 
diese Sdl.wierigkeit der Beseitigung der Milieuunter
schiede ausschalten will, dann meine ich, hätte die 
Große Anfrage der SPD sich viel weniger an dem zehn
ten Schuljahr und an der gemeinsamen Eingangsstur~ 
orientieren sollen; sie hätte vielleicht sinnvollFr !ien 
Punkt, der auch in dem Gesetz vorgesehen und in § 5 
Abs. 4. Buchstabe c) angedeutet ist, nämlich die Frage, 
wie man nun dem gesamten Bereich der vorschulischen 
Erziehung sinngemäß in das schulische Bemühen hätte 
einbeziehen können - -

Vlzepr!lsldent Rothley: 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine ZwiScb.enfrage 
der Abgeordneten Frau Kölsch (SPD)? 

Abg. Martin: 

Biite schön! 

Abg. Frau Kölsch: 

Herr Kollege Martin, wenn Sie diese These vertreten, 
sind Sie dann nicht mit mir der Auffassung, daß die 
Erklärung Ihres Herrn Sozialministers gestern abcnd 
vor dem Fernsehen dahingehend abgeändert werden 
müßte, daß nicht für fünfjährige Kinder Kindergarten
plätze geschaffen werden müßten, sondern daß wir fÜr 
die zwei- bis vierjährigen Kinder die jetzt noch nicht 
ausreichenden Kindergartenplätze wesentlich vermeh
ren müßten und daß die 5 Millionen DM in einem Jahr 
nicht reichen und daß wir uns auch nicht 13 Jahre Zeit 
lassen können, sondern sofort ans Werk gehen müßten? 

Abg. Martin: 

Frau Kollegin Kölsch, ich hätte jet~t beinahe gesagt: 
Dies ist ein klassisches Beispiel dafür, wie Sozialdemo
kraten und christliche Demokraten vom selben Tat-
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hestand aus verschiedene Konsequenzen ziehen. kh 
höht:> me>in Beispiel von der Bedeutung der ersten vier 
Leht>nsjahre für den Intelligenzgrad eines Menschen 
an~dLihrt. um zu zeigen, wie wenig der Mensch im all
gemeinen oranisatorisch zu erfassen, planerisch zu len
k<.>n und zu entsprechenden Zielen hinzuführen ist, 
w;ihrf'nd Sie - entschuldigen Sie, so muß ich das ver
stt>h('n - daraus die Konsequenz ziehen: Also iange ich 
11m'l1 früht>I' an, also muß ich es noch intensiver machen, 
<1lso mul:I ich noch mehr Sicherungen einbauen, um zu 
dem Ziel zu kommen! 

(Beifall der CDU.) 

S<'lwn .Sie. das ist ein Beispiel dafür, wo wir uns nun 
\\"lrklh'h nnterschcidcn. Damit ict1 nicht mißverstanden 
wi:·rde. Fr<>u Kollegin Kölsch: Ich bin selbstverständ
lich m it Jhnen der Meinung, daß wir auf dem Gebiet -
kh will es mit dem bisher üblichen Wort nennen, weil 
1t'h die g~trige 1''ernsehanspraclle des Herrn Sozial
minist.ers nid1t gesehen und gehört ha be - des Kinde.r
g<it'lens, um es mit diesem Wort zu bezeichnen, in der 
F.ukunft f>l'hf'bli<'h mehr tun müssen, wobei ich, und 
jet,:t will ich. auch dies ganz klar sagen, keine entspre
•:twnd(' [ ,ösung d{'-'> Problems darin sehe, da!S ich nun 
:r„:,...1- u<ln <lr1>ijiihri.11;en Kindern, wie das - wie ich. ge
hi>rt hHl>e - in Wiesbaden gesdüd1t, schon das Lesen 
lwibringen möchte. Diese Zeit benötigt vielmehr eine 
\·i>llili( andere Art und Weise der schulischen Bett·euung. 

kh will damit nur gesagt haben, meine Damen wid 
lfrr1·„n. daU mir in der Grnßen Anfrage der SPD eines 
<'r!WIH dPutlich geworden ist, daß offenbar in der ße-
1i1·1Rilung dessen, was die Schule in ihrer Gesamtheit 
~.u lE>iRt<>n hat. zwischen ihnen und uns eben docll ge
\\'iss0 M1>irnmgsverschiedenheiten zutage t reten und daß 
w1!' uns sicher auch unterscheiden im Blick a uf die 
Müglichkeiten , die das in diesem Frühjahr verabschie
<lt.·te H;rnpischulgesetz beinhaltet. 

kh <farf noch einmal daran erinnern, daß der Herr 
!<cllege Fuchs damals sagte, daß er das Gesetz aus 
7\Wi Gründen ablehne: .Ers tens wegen der Saclw mit 
(;„„ R<>rufsreife und zweitens wegen der möglichen Tei
l11n~ vierklasi;;igcr Grundschulen. Die Interpretation, die 
d p ;· Herr Kolle~e Herrmann der Großen Anfrage der 
SPD gegeben hat, zeigte meiner Meinung nach, daß für .

1 
SiP das Feld wirklicher Versuche, das heißt von Ver- / 
suchPn, die für jedes Erge bnis offen sind, schon gar 
ni<'ht mehr cias Entsclleidende ist, sondern daß Sie zu 
wis;oen glauben, daß es nur eine Art del' Schule gibt, die 
mcdPrnPn Anforderungen entspricht. Man sollte dann 
l'llr nicht mehr von Versuchen sprechen. Ich me ine, daß 
diC' Gror~„ Anfrage der SPD wis allen Gelegenheit gege
hen höt, uns noch einmal darilbcr klar zu werden, daß wir 
mit cif>m Gesetz über das Grund-, Haupt- und Sonder
sdiuJw(>sf'n trotz aller kritischen Fragen einen wirklich 
~.ukunft«trti<'ht.igen Weg eingeschlagen haben. 

kh hin dPr Aufla~::;ung, d.ati wir l.n der Antv•urt, die 
d<>r Herr Kultusminister auf die Gro.Lle Anfrage gege
ben hat, deutlich sehen können, daß unsere Landes
regierung durchaus gewillt ist - und darin wird sie un
sNP Untf'rstützung immer finden -, unser Schulwesen 
in <lf'r dnrch dieses Gesetz angedeuteten und eröffneten 
Wci~e weiterzuentwickeln, unter Berücksichtigung aller 
Gt'stcblspunkte fü r vernntwortungsbewullt angesetzte 
Vt·1 ,;ut·hP lmd ihr Ergebnis offen zu sein und daß wir 
dir• Si<"herheit IH1.bcn, daß bei allen Versucllen nicht 
lkstimmte 'Ziele im Mittelpunkt stehen, sondern die 
!'>11<'he nach dem Weg, auf dem möglichst alle Kinder 
7.11 dner möglichst weitgehenden Entfaltung aller in 
ihnen an~ele~ten Begabungen kommen können. 

(Beifall der CDU.) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schüf.fü•r (FDP). 

Abg. Schüßler: 

Herr Präsident! Meine sehr verehr ten Damen u nd 
Herren! Icll möchte zu den hier angesprochenen Fragen 
St.cllung nehmen. Ich will das tun, Hen Kollege Martin, 
flhf'r' lch darf im \'or;ius ~eigen. d<1ß ich in der Gesamt
konzeption '?On dem. was Sie im pädagogischen ße reich 
hier vorgetragen haben. mich doch soltdarisch erklären 
möchte mit meinen beiden Kollegen aus der SPD. 

„ . · (BP.iMl bei der SPD.) 

lch will versuchen, das in Kürze na<'hzuweisen. 

Nun etwas Allgemeines! Mit den angei-proc.:henen Pro
blemen der Schulversuche. die wir hier diskutieren, ist 
ohne Zwe!.fel ein Aufgabenbereich angesprochen, der 
für die Weiterentwick lung unseres Schulwesens von 
entscheidender Bedeutung ist. Die Gesamtentwicklung 
unseres Schulwesens hat ·sicherlich - da dürfte in die
gem Hohen Hause Einstimmigkeit in dE'r Meinung herr
schen - nicht die Entwi.cklung genommen in den letzten 
zwam:ig Jahren. von der wit· alle bekennen könnten, 
daß wir deswegen zufrieden sind. Aber ich möchte - es 
hat auch in diesem Hohen Hause deshalb sch on einige 
Diskussionen gegeben - das nicht so ohne w eiteres, so 
leichtfertig dem Versagen einer R egierungspolitik zu
schreiben, sondern ich sehe das vielmeht• im Wesen -
möd1te ich sagen - der Umstände begründet. 

Meine Damen und H e1Ten ! Wer Schulprobleme und Bil
dungsprobleme dii;kutiert, hat es ja letzten Endes mit 
Grundlagen einer· i;teistigen Entwicklung 7.u tun. Es ist 
einfach eine Unmöglichkeit, daH wir von Humboldt, der 
doch ein einheitlich anerkanntes Bildungsziel formu
lieren konnte. den Sprung machen könnten über Pesta
loz1.i in;; Indusll"iezeita lter. 

Was will ich da~it sagen'! kh will damit. sagen, dar~ 
wir heute im pädagogischen Berei<'.h in unsel't::l" diffe
renzierten Gesellschaft nkht mehr in der Lage sind, ein 
.fili: die gesamte Gesellschaft einheitliches Bildungsziel 
übedrnupt zu formulieren. Und deswegen - so meint:: 
i.d). - gibt e::; nur fc'ine einzige Möglicllkeit, nämlich eine 
kontinuierliche Entwicklung unseres Schulwesens an
zustreben und zu vollziehen. 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
net~·n Mart"in CCOU)? 

Abg. Schilßlcr: 

Bitte schön! 

Ab~ Ma.rtln; 

HP.rr Kollege Schüßler! Wären Sie so· freundlich, mir 
den Widerspruch zu erklären zwischen Ihrer Feststel
lung, daß wir kein einheitliches Rildungsziel mehr· hät
ten. und Ih1·er Aussage, daß wir unser Bildungswesen 
weiterentwickeln? 
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Abg. Schüßlcr: 

Dazu, Herr Kollege Martin, möchte ich Ihnen folgendes 
sagen. Ich bin von Humboldt ausgegangen, und ich 
glaube sagen zu können, daß in der damaligen Kon
zeption, einer Bildungskonzeption, doch etwas gesagt 
worden ist, was die damalige Gesellschai1 aufnehmen 
konnte und in ihrem Bildungswesen zu verwirklichen 
versucht hat. Heute, in der vielschichtigen Gesellschaft 
- meine ich wenigstens -, Herr Martin, haben wir es 
schwel'er, zu einer solchen einheitlichen Aussage über
h1:1upt zu kommen. 

Aber Sie haben die einklassige Dorfschule angespro
chen! 

(Abg. Langes: Nein, der Herr Diel!) 

- Ich dar! mich berichtigen! Vielen Dank, Herr Kollege 
Langes! Ich nehme den Irrtum zur Kenntnis! 

Es wurde also hier die einklassige Dorfschule ange
sprochen. Und da bin ich nicht der Meinung wie der 
Herr Kollege Martin, daß sie eigentlich nur der Aus- · 
druck einer besonderen Organisationsform gewesen ist. 
kh haue selbst viele Jahre in der einklassigen Schule 
gestanden. Herr Martin, ich wehre mich dagegen, nur 
gewissermaßen ein Statist gewesen zu sein in einer 
Dorfschule, die nun einmal die Form einer einklassigen 
Schule hatte. Da hat unendlich viel mehr auch im päd
agogischen Bereich dahintergestanden, und es hat eine 
Zeit gegeben, in den zwanziger'Jahren, in der wir doch 
geglaubt haben, in dieser dörflichen Gemeinschaft über 
diese Schule den Werten dieser Gesellschaft be.sonders 
zu dienen. 

(Abg. Langes: Das wollte der Herr Martin auch 
sagen!) 

- Dann hätte ich meinen Atem sparen können! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Nun noch etwas zu den an
stehenden Problemen, was unser Gesetz betrifft. Ich 
möchte hier sagen, es ist ein besonderes Anliegen der 
FDP-Fraktion gewesen, die Schulversuche in dieses 
Gesetz aufzunehmen aus den Gründen, die ich vorhin 
angesprochen habe. 

Hinsichtlich der gemeinsamen Eingangsstufe möchte ich 
Ihnen bekennen, daß ich es bedauere, daß diese nicht 
obligatorisch festgelegt und Im Gesetz verankert ist. 
Auch das möchte ich meinem Herrn Kollegen Martin 
sagen. Wer einmal in der Praxis gestanden hat, weiß, 
daß jedes Jahr nach Ende des vierten Schuljahres auf 
jeden Lehrer die Frage zukommt, ein Urteil abgeben 
zu müssen über die Leistungsfähigkeit des Schülers, 
also mit einer großen Wahrscheinlichkeit beurteilen zu 
sollen, wie sich der Schüler weiterhin entwickeln wird. 
Ich gestehe Ihnen, daß mir das immer schwergefallen 
ist, weil ich der Meinung bin - die Erfahrung hat das 
dodl bestätigt' -, daß man in diesem Zeitabschnitt des 
Lebens eine solche entscheidende Feststellung und Wer
tung gar nicht treffen kann. Die iemeinsame Eingangs
stufe Ist ein \"'esentlicher Bestandteil der Hauptsc:hule, 
wenn wir eine eigenständige Hauptschule überhaupt 
konzipieren wollen. Es sind ja schon Versuche an den 
Gymnasien und an den Realschulen gelaufen, ich glaube 
auch in Ludwigsha!en an einer Volksschule, ohne die 
Schüler der weiterführenden Schulen. Ich finde, das war 

nicht konsequenL Im Lande draußen kommt es trotz 
aller Anstrengungen auch einmal vor - das ist auch mir 
passiert -, daß einem Schüler das Zeugnis der Befähi
gung fur eine weiterführensfe Schule gegeben wird, der 
aber dann nach einem Jahr wieder zurUckkommt. Das 
ist nicht nur für den Lehrer sehr deprimierend, son
dern auch für die betJ:oI!e.ne Familie, und für den 
Sch\iler ist das natürlich ein Schock. 

Wenn wir das in Zukunft verhindern können durch die 
gemeinsame Eingangsstufe, dann haben wir, so meine 
ich, eine sehr gute pädagogische Tat vollbracht Daß 
wir in unserem Gesetz für den pädagogischen Bereich . 
diese Möglich.keif nicht gescha!!en haben, bedauere ich. 
Die Entwicklung der Eingangsstufen am Gymnasium 
und an der Realschule beobachte ich mit Sorge, denn 
der Schi.iler wird nicht versetzt, die Entscheidung fällt 
erst nach Beendigung des ·6. Schuljahres, so daß der 
Schüler wieder nach zwei Jahren in die Hauptschule 
zurückkommt. 

Der Herr Kollege Herrmann hat ein bißchen vorwurfs
voll gesagt, nur 50 Prozent der Schüler erreichten das 
Abitur. Das ist ein Tatbestand. Das mag man bedau
ern. Ich finde aber, hier liegt nicht in erster Linie schu
lisches oder pädagogisches Versagen vor, sondern - ich 
will es einmal volkstümlich sagen - hier setzt der liebe 
Gott die Grenze. Darüber können wir nicht hinwegsprin
gen. Was will ich damit sagen? Ich will damit ausdrücken, 
daß trotz unserer größten Anstrengungen, die wir ma
chen müssen, nicht alle das Ziel erreichen. 

Bei den Versuchen mit dem zehnten Schuljahr sind wir 
nach meiner Meinung auf dem richtigen Wege. Sie haben 
dafür plädiert - das ist auch meine Meinung -, daß die 
Hauptsd1ule eine durchaus eigenständige Sdluie ist., 
daß wir aber jetzt erst am Anfang dieser Entwicklung 
stehen. Wenn ich ge!ragt würde, was am notwendigsten 
sei, dann gäbe ich zur Antwort: Wir sollten nicht zu
erst Schulversuche unternehmen, sondern zunächst dle 
Lehrer heranbilden, die wir benötigen. Ich will damit 
sagen, man soll einen Schritt nach dem anderen tun. 
Ich stimme mit Ihnen überein, Herr Kollege Martin, 
wenn Sie sagen, man kann nicht einfach ein zehntes 
Schuljahr oben draufsetzen, sondern der gesamte Bil
dungsgang muß eigenständig dorthin gehen. 

Wir sollten anstreben, daß es uns draußen im Lande 
gelingen möge, drel:zügige, ja vierzüg!ge Schulen zu 
schaffen, mit einem Begabtenzug der Realschule, der 
mit der mittleren Reife abschließt. 

Lassen Sie mich noch etwas zur Gesamt.schule sagen. 
Ich bin mit dem Kollegen Herrmann der Meinung, daß 
die Gesamtschule anzustreben ist. 

(Abg. Martin: Aha!) 

Ich habe auch den· Mut, das draußen zu sagen, auch 
wenn mir neulich ein Kollege der SPD aus Kirn öffent
lich in der Zeitung bescheinigt hal, ich wäre ein rück
ständiger Mann, ich wüßte nicht genug - -

(Zuruf: Verwaltungsreform ! - Heiterkeit! - Abg. 
Füllenbach: Das war für die Verwaltungsreform! 

- Unruhe.) 

- So ungefähr, Herr Kollege Füllenbach! 

(Anhaltende Unruhe. - Abg. Langes: Herr Schüß
ler, das ehrt den Weisen, wenn er so gescholten 

wird! - Heiterkeit.) 
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(Schußler) 

- Wunderbar, Herr Kollege Langes, danke schön! kh 
dai·f noch einmal darauf hinweisen, daß ich nicht hun
dertpro7.E>ntig davon überzeugt bin, daß die Schule, die 
wir heute konzipiert h aben, für die Zukunft die End
form SP.in wird. Wir können nur das tun, was uuch der 
Her!' MinistPr angei;prochen hat, daß wir von der Mit
telpunktschule über die Hauptschule zum Schulzentrum 
hin uni; eine weitere Entwicklung offenhalten. Das 
scheint mir das beste zu sein, was wir zur Zeit 
tun können. Im Bereich der Bildung kann es einfach 
keine Perfektion geben. Es kann nur eine kontinuier
liche Entwicklung geben. An dieser Entwicklung sollten 
wir mit dem Blick auf die pädagogischen Möglichkei
ten weiterarbeiten. 

Gleichwol1l möchte ich, was die Gesamtsd1ule betrifft, 
durchaus für Schulversuche plädieren, und solche sind 
ja bereits angelaufen. Wir von der FDP-Fraktion weil
ten im Mai dieses Jahres in Berlin zu einem Studien
«ufenthalt. und unsere Studien galten in erster Linie 
dl'r int~grierten Gesamtschule, deren es dort nach der 
Auskunft. des Herrn Ministers zwei gibt. Wir haben uns 
das genau angesehen - Sie dürfen von mir erwarten, 
ciaß ich das auch mit den Augen des Lehrers getan ha 
be - und haben sehr eingehend mit unseren Berliner 
Kollegen darüber diskutiert. Aber ich bin am Ende 
nkht P.twa in der Stimmung nach Hause gefahren, 
plöt7.lich begeistert die Gesamtschule zu fordern; das 
war einfach nicht drin. Auf Grund„ der realen Gegebcn
hPiten ist einerseits zwar spürbar geworden, daß da 
etwa::; anläuft, was für die zukünftige Entwicklung 
~.weifelsohne einmal eine große Bedeutung e rlangen 
kann und wird, andererseits aber auch, so darf ich sa
gen, daß wir dieses „pädagogische :Kind" ganz beson
ders ptieglich behandeln sollten. Das war in etwa d<1s 
Fni:it, das sieh dort ...., auc.11 bei den Kollegen des Sy
st ... m;; - ergeben hat. 

M<.>ine s~hr verehrten Damen und Herren, nun ist es 
dodi Jiinger geworden, als lch es eigentlich wollte. Ich 
miichte sagen, daß wir in unserem pädagogischen Be
mühen doch nid1t so ganz auf dem falschen Gleise sind, 
H~rr Kollege Herrmann - und da darf ich Ihnen doch 
;rnch wid!"'rsprechen -, wie es in Ihren Ausführungen 
zuweilen durchgeklungen ist. kh muß Ihnen ehrlich 
bekennen: Ich habe es sehr bedauert, als wir - - Herr 
Kollege ' König, Sie schauen auf die Uhr; gestatten Sie 
mir noch drei Sätze, ich bin gleich fertig! 

<Abg. K<jnig: Nein, nein, so habe ich es nicht ge
meint, das ist ein Irrtum! - Aug. Fuchs: Er hat 
nur gesagt, es ist zu heiß hier drin! - Abg. Lan
ges: Er hat zur Geschäftsordnung erklärt, daß die 
Luft sehr trocken, sehr wann und sehr kratzig 

geworden ist!) 

- .Ta. und darf ich sagen, das macht Durst. 

{Heiter kci t.) 

Meine Datnen und Herren, ich komme zum Schluß. Als 
wir <ifls Hauptschulgesetz hier verabschiedeten, habe 
ich eigentlich ein wenig mit Bedauern Ihrem Plädoyer, 
Hf>n· Kollege Herrmann, zugehört und auch die an
schließende Diskussion bedauert, weil ich den Eindruck 
h<1t1e. daß wir au! dem Wege der schulischen Entwick
lung eine gute Konzeption gefunden haben, daß aber 
da:> Hohe Haus dieser pädagogisch so bedeutsamen 
Smnde nicht ganz gerecht geworden ist. Dem Herrn 
Minis1er möchten wir Dank sagen für seine Bemühun-

gen. Wir haben die Hoffnung, daß der Weg, den wir in 
unserem Lande L~:;chrilten haben, der richtige ist. 

(Beifall bei den Regierungsparlo:>ien.) 

„ „ .•. \,1 .„ ••• „1.i11·1 • . ••• 1. „ • • „ • 

Vizepr!sldcnt Rothley: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Herrmann (SPD). 

Abg. Herrmann: 

Hen· Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf zu 
unserer großen Freude konstatieren, daß das Hohe Haus 
in seiner Gesamtheit Schulversuche wünscht; darüber 
sind wir froh. Nur ist die große Frage - und da unter
sdleiden wir uns noch etwas, Herr Kollege Martin -, 
wie soll man sie machen und wann soll man sie durch
führen. Ich meine, wer das ungeheuel'e Bildungsgefälle 
kennt Z\"'.(Schen . Stadt und Land und von Land zu 
Land ·und nach anderen europäis~en und a ußereuro
päischen Llindern, dem muß man nachsehen, wenn er 
schnellstens diese Versud1e haben möchte. Versuche, 

"Herr Kollege Martin, sind immer Experimente; darum 
macht man ja Versuche, sonst würde man das ja ganz 
anders anlegen, da gibt es keine Frage, Allerdings habe 
ich geglaubt, aus Ihren Worten herausspüren zu kön
nen; a1~ wonfen Sie so etV.•as wie Versuche in Scheib
chen. Das geht freilich nicht; dann isl das kein Ver
such mehr. Ich hatte Überdles den Eindruck, daß Sie 
sich in Ihrer ganzen Einstellung zu den Versuchen, 
gleichviel, welche es seien, aucl! etwas im Widerspruch 
zum Herrn Minister befanden; denn der Herr Minister 
hat, wie er uns ankiindlgte, ja seinerseits ein Experi
ment vor, zusammen mit dem Herrn Sozialminister. 
nach meinem Dafürhalten ein recht gewagtes Experi
mennt; ich halte es trotzdem für gut und für richtig, 
und ich d enke, Herr Kollege Mariin, nad1dem die SPD
Fraktion jetzt Schulversuche anderer Art begehrt, ist 
es der CDU unbenommen, diesen Versuch, dieses Ex
periment im vorschulpfl.ichtigen Alter anzustreben; ich 
dar! Ihnen versichern, die SPD-Fraktion wird in jeder 
Weise daran mitarbC'iten, darauf können Sie sich ver
lassen. die Zusicherung können wir Ihnen heute schon 
geben und geben sie Ihnen auch sicherlich gerne. 

Nur meioe ich, Herr Mintster, kann man es so nicht 
sagen. Wenn man das, was nach dem Gesetz und nach 
dem Entschließungsantrag, dem audi wir zugestimmt 
habeU. möglich ist, heute von di<>Ser Stelle aus f01·dert 
und argumentiert, man wolle nichts unversäuml lassen 
in diesem Zusammenhang, Herr Minister, dann kann 
man uns wohl nicht den Vorwurf machen, wir wollten 
Sand ins Getriebe bringen. Herr Minister, wir wollen 
alles, nur das nicht; wir wollen vielmehr dasselbe wie 
Sie: Wir wollen haben, daß es auf dem bildung~politi
schen Sektor in diesem Lande aufwärtsgeht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Da unterscheiden wir uns, glaube ich, gar nicht in un
serer Auffassung. 

„ ·Aber,' Hen· Minister, tn dem Zusammenhang vielleicht 
doch noch ein Wort zu meiner Fragiw die Sie uns 
eigentlich etwas ausführlicher beantworten sollten. Ich 
habe bewußt die F!'age gestellt: Wie sieht das aus mit 
den Niveau-Klassen, die da draußen im Lande herum
geistern? Darauf hätten wir natüdich gerne eine Ant
wort gehabt. Der Hen· Minister hat auch gesa gt, er 
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(Herrmann) 

habe so herausgehört, daß alles, was hier gesagt werde 
über Schulversuche und was damit erreicht werden 
solle, auf die Einführung des zehnten Schuljahres hin
ziele. Herr Minister, Sie können uns nicht verübeln, daß 
wir für richtig halten, daß es in diesem Lande und in 
del' Bundesrepublik einmal ein zehntes Pflichtschuljahr 
gibt; und wenn der Weg dorthin der über die Schul
versuche ist, ~er sich uns da anbietet, weil es in diesem 
Lande leider Gottes nicht anders möglich ist, dann müs
sen Sie uns nachsehen, daß wir diesen Weg versuchen. 
Genau dasselbe gilt für die Gesamtschule! Wenn wir es 
für richtig halten, daß die Gesamtschule die Schulform 
der Zukunft fst, und man kann jetzt Weichen stellen, 
dann ist es ein ganz legitimes Recht der Opposition, daß 
sie die Möglichkeiten, die ihr gegeben sind - in dem 
Falle sind es leider nur die Möglichkeiten vielleicht 
eines Schulversuches in einer Stadt oder auch eines 
solchen auf dem Lande -, ausnutzt. Nutzen wir doch 
diese Möglicpkeiten aus, es wird sich ja herausstellen, 
welche zum Tragen kommen kann. Dabei ist es ganz 
egal, ob Berlin vier Versuche - -

Vizepräsident Rothley: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
neten Martin (CDU)? 

Abg. Derrmann: 

Bitte! 
' 

.1 

A bg. Martin: ! 
Herr Kollege Herrmann, würden Sie mir recht geben, 
wenn ich Sie jetzt so verstehe, daß Ihr Wunsch und 
Ihre Forderung nach dem Versuch der Gesamtschule 
kein Versuch der Erprobung ist, sondern der erste 
Schritt w einem Ziele, dessen Richtigkeit für Sie schon 
unbestritten ist? 

Abg. Herrmann: 

Herr Kollege Martin, ich habe, wenn Sie genau zuge
hört haben, noch nichts von der Form der Gesamt
schule gesagt, in keiner Weise! Darin sehen wir eben 
den Versuch, der sich sicher bewähren muß. Immerhin 
sind ja nun Versuche verschiedenster Art auf dem Sek
tor der Gesamtschule im Gange, und ich habe eine be
sondere Vorstellung - aber das ist meine Privatsache -, 
welche!' der Versuche zum Tragen kommen wird. Aber 
unbeschadet dessen scheint uns diese' Sclmlform deshalb 
die richtige zu sein, weil wir unserer Auffassung nach 
eben von der vertikalen Gliederung - nun, die Zeit 
reicht jetzt nicht mehr, die Dii;kussion darüber zu füh
ren - abkommen müssen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist die ganze Frage ln diesem Zusammenhang. Und 
so wollen wir den Versuch sehen. Es gibt doch Formen 
vcrschieclenste1· Art, Herr Martin. Das ist, wie gesagt, 
einmal unser legitimes Recht. Ich stimme weitgehend 
mit dem i.ibcrein, was der Herr Kollege Schüßler .zur
Eingangsstufe gesagt hat. Aus ihm sprach die jahr
z~hntelangc Erfahrung eines Pädagogen. 

Nur eines möchte ich sag~n, Herr Minister. Wer die 
Eingangsstufe als Eingewöhnungsstufe ansieht, der sieht 
nur einen winzig kleinen Teil vom Sinn der Eingangs
stufe. Das kann es nicht sein. Das habe ich ja vorhin 
schon erwähnt, als ich über den Wegfall der Versetzung 

· von Klasse 5 nach 6 sprach. Aber sonst ist nichts 
passiert. Wenn Sie eine partielle Eingangsstufe bei der 
Hauptschule belassen, dann ist alles bcim alten. Ich 
meine, daß niemand von uns wünscht, wie hier gesagt 
wilrde, Schulversuche unter der Käseglocke zu machen. 
Wir wollen diese Versuche draußen in der Praxis ma
chen. Darüber, daß diese Versuche wissenschartlich zu 
überwachen sind, streiten wir uns heute nicht mehr. 
Wenn. dem nicht so wäre, dann wären es keL11e Ver
suche. 

Aber das sollte hier auch einmal gesagt werden, wenn 
es bei den Versuchen mit dem Berufsgrundschuljahr -
die schon angelaufen sind - möglich war, diese einzu
richten, dann wäre es auch durchaus möglich gewesen, 
solche Versuche - man müßte dann ganz bestimmte 
Koppelungen vornehmen -· als freiwilliges zehntes 
Schuljahr an der Hauptschule durchzuführen. 

Herr Minister, unterschätzen Sie nicht Ihl'e Lehrer in 
diesem .Lande, die in unsäglicher Mühe und freiwillig 
sich in Arbeitsgemeinschaften zusammensetzen und dort 
ganz hart arbeiten. Ich glaube, Sie hätten in diesem 
Lande das Team ge!unden, das Sie gebraucht hätten, 
um diesen Versuch zu starten. Nur muß man auch sa
gen: Die Lehrer müssen sehen„ daß aus dem 'Ministe
rium etwas herauskommt. Sie wollen zum Beispiel 
sehen, daß aus dem Ministerium einmal Richtlinien !ür 
das neunte Schuljahr an der Hauptschule herauskom
men. Das ist doch das, was fehlt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn aber die Lehrer nicht sehen, daß beim zehnten 
Schuljahr nachgeholfen wird, und wenn die Bereitschaft 
und Aufgeschlossenheit nicht da ist, dann können Sie 
auch keine Gefolgschaft erwarten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepr!lsldent Rotbley: 

Das Wort hat der Herr Kultusminister. 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Ich wollte gar nicht mehr, aber Sie haben mich kon
kret gefragt und Sie werden mir sonst den Vorwurf 
machen, ich würde einer Antwort ausweichen. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Abgeordneter Martin sprach von der einklassigen 
Volksschule und er nahm damit ein Wort in den Mund, 
das immer sehr rasch zu Emotionen reizt. Mir war es 
lieb,_ daß er es getan hat, weil er ein Beispiel dafür ge
funden hal, daß ein Schulsystem und eine Schulform 
nicht einmal gut und dann immer gut ist und einmal 
schlecht und dann immer schlecht, sondern eben eine 
bestimmte Schulform in einer bestimmten Zeit gut und 
in einer noch späteren Zeit schlecht sein kann. Wir 
sollten doch möglichst viel über die heule geeignetsten 
Formen sprechen und nicht die Zeit darauf verwenden, 
über gestern geeignet.e zu sprechen. Heute jedenfalls, 
da stimme ich Herrn Abgeordneten Martin zu, dar! und 
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kann eine einklassige Schule nur noch eine organisato
rische Notwendigkeit sein und keine pädagogische. 

Zum zweiten ist von verschiedenen Sprechern, von 
Herrn S<'hüßler, von Herrn Martin und von anderen, 
nod1 Pinmal die Frage aufgegriffen worden, daß nur 
jeder zweite Gymnasiast Abitur macht. Erstens einmal ., 
muß man sagen, das bedeutet in den letzten fünf Jah
r<·n eine Verdoppelung der Erfolgschancen des Sexta
ners.. die früher viel geringer lag, und zweitens muß 
m;;n fragen. ist die Antwort: Hier müssen wir von 50 
auf 100 Prozent kommen - oder ist die Antwort: Ein 
Teil dt>r Sextaner ist in der Tat im Gymnasium 
in der falRrhen Schule und müßte in einer anderen 
Schule seinen Ausbildungsweg beginnen'? Ich glaube, 
Herr Ah~eordneter Schüßler, daß es nicht dabei bleiben 
darf. daß es zum Schock oder zur Deprimierung führt, 
wenn ein Kind von der Eingangsstufe des Gymnasiums 
vou der Sexta oder Quinta in die Realschule oder in 
die Haupisdm!e überwechseln muß. Das ist es ja ge• 
rade. daß hier nicht b egabungsgerichteles Denken, son
dl'rn daß hi~r ein falsches· gesellschaftspolitisches Pre
:::t igedenkcn zugrunde liegt und daß den Eltern, nicht 
d<'n Kindern, gesagt wird, daß der Mut, das Kind vom 
Gvmnai<i um herunterzuholen und in die Iür es geeig
n~t"' R•~a1schule oder Hauptschule zu schicken, weit 
mehr Courage verrät als der Zwang, weil die Nach
b<1rin e~ tut, das Kind ins Gymnasium zu schicken, wo 
PS be.l{<<lrnngsmäI3ig eben nicht hingehört. 

sprechen, wenn wir den ersten Schl'itt noch gar nicht t.u 
Ende getan haben. Hier werden wir doch unredlich und 
nach außen hin unglaubhaft auch in unserem demo
kratischen Verhalten und Gebaren. 

• . : • . „'111 • „ .1„, ,.,„. 1 .1: .11111' 

Ich glaube, daß wir zum Bereich der Gesamtschule in 
der Tat n.och viele Diskussionen werden führen müssen. 
Ich möchte noch einmal mit eindringlichei;. Deutlichkeit 
sagen: Hüten wir uns vor einet vorschnellen Ideolo-

„ . gisierung des Bcgrüts, von dem die einen sagen : Vom 
Teufel, und die anderen sagen: Schule der Zukunft, 
sondern nehmen wir dieses Problem in die DiskuRslon 
mit hinein. B.eachten wir, was die Versuche und die 
EhtV:;Idüurig der' nächsten Jahre uns an Vorteilen zei
gen. Beachten wir auch, daß man nicht mit einem Fe
derstrich über ein seit Generationen bewährtes Schul
system, das auch im Ausland zusehends Zm:timmung 
und Anerkennung findet, so einfach hinweggehen kann. 
Also Vorsicht vor .::lner Ideologisierung und Bereit
schaft zu einer Auswertung angestellter und bereits 
laufender oder in Vorbereitung beftndlid1e1· Versuche. 

.sl.e. lölnr:l„~.t„.Abg.::qrdneter ~errmann, zwar noch ein
mal auf die möglichen Schulversuche an der Haupt
schu.l.e zu sprechen gekommen, leider jedodi nicht au! 
mein Argument, daß solche Schulversu<·he mit einem 
zehnten Schuljahr an der Hauptschule die Existenz ei
ner Hauptschule voraussetzen, eingegangen. kh kann 
Wer zu dies.er Bemerkung nur wieder· holen: Ich kann 
nicht an dem Tag, an dem kh das erste.Jahr e:ner neunten 
Klasse einer Hauptschule in wenigen Fällen - in 68 
Fällen im Lande - b eginne, schon Versuche mit diesen 
Kindern machen, sondern ich kann das doch frühei.;t.ens 
- und schon das ist gewagt - ein Jahr später, wenn ich 

Dann bin ich zweimal vom Herrn Abgeor~neten Herr
mann auf die Niveau-Klassen angesprochen worden. 
Herr A hgeordneter Herrmann, Sie spracht!n in ande
rem Zwiammenhang davon: Wir wollten doch im Grun
d<> das!:(>föe. - Dann sehen Sie doch bitte, daß wenn 
1<1tsilC'.hlich - ich bin durch einen Brief des Abgeord
neten Storch darauf aufmerksam gemacht worden - in 
einem v-0n 68 Fällen durch die Ungeschicklichkeit der Or
ganJsalion - ich habe es noch nicht geprüft, der B~ief ist 
c1·s1. einge~angen - eine solche Niveau-Klassen-Bildung 
\' tJl'~t'no;nmen worden sein sollte, daß da nicht etwa 
t!in neuer, geheimer Plan, ein bildungsfeindlicher Plan 
- den man jelt.t aufgedeckt hat - des Ministeriums da
hinterst.e<!kt. sondern allenfalls · die Ungeschicklichkeit 
dner Organisationsbehörde, die eben korrigiert werden 
m11l.l. wenn sie sich tatsä chlidt als sokhe erweisen sollte. 

i.' · ein Jahr lang den Unterricht ar1 einet· Hauptschule 
durchgeführt habe. 

D;inn ist davon gesprochen worden - das gehört hier 
<l;izu - : Realschulzweige von unten. - Meine Damen 
und Herren! Vorsicht, und erst beide Seiten überden
k<>n. Wenn ich mich aus den Gründen, die Herr Herr
mann genannt hat, gegen die Niveau-Klassen ausspre
dw. dann wird es aus demselben Grund gefährlich, 
('1 wa in der Hauptschule eine endgültige Differenzie
rung der Realschulbegabten von der erslen Klasse an 
vorzunehmen; denn dann mache ich ja schon wieder 
die verbleibenden zur Restschule und zu Restschülern, 
die es nld1t weiter geschafft haben, was wir bekannt
liC'h nkht wollen. 

Meine DAmen und Herren! Mit dem zehnten Schuljahr, 
von dem Sie noch einmal gesprochen haben, Herr Ab
gt-'(>rdnetet· Herrmann, darüber sprechen, ja! Aber der 
Gefahr entR:ehen. p ropagandistisch etwas zu verspre
ch<:>n, was gegenwärtig und in der nahe~ Zt,i~u.nft nicht 
möglich ist, das scheint mir auch unsere Verpffichtung 
zu iiein. Es gibt sehr viele und sehr gute Argumep.te 
;!.e~en dn zehntes Schuljahr. Es gibt aber auch Arg~-
1m„11le daCür. Wir müssen über beides sprechen. Wir 
k•innen aber nicht. wenn wir das neunte Schuljahr noc,:h 
ni<'ht. verwil'klicht haben, sondern durch die Kurzschul
jahre doch erst in kleinen Jahrgangssdl.ritten verwirk
lichen werden, schon von etwas im breiten Rahm~n 

In diesem Zusammenhang noch folgendes: Es fehU nicht 
an den Lehrplänen für die neunte Klasse, sondern es 
fehlte an den neuen Lehrplänen und Lehrplanricht
Iinien für die Hauptschule. 

Aber, meine Damen und Herren. was wollen wir? Wol
len wir uns an Gesetz und Ve!'pftichtung halten? Wol
len wir also nach der Verabschiedung des Gesetzes die 
Gremien. die ein Recht darauf haben, fragen und um 
Prüfung . bitten, oder soll ich mich über all diese Be
stimmungen hin\'legsetzt>n und die Beteiligten nicht fra
gen? Ich habe mich an das Gesetz gehalten, und darum 
brauchte es drei Monate Zeit. Jetzt sind diese Richt
linien wen1gstens als vorläufige Richtlinien zur Erpro
bung aä."'J"el7.'f wH<ren sie gedruckt und verö!Cenlllcht, 
und dann kann damit gearbeitet werden. Wir müssen 
auch hier einsehen: Das Beteiligen und das Fragen von 
Gruppen und Vet·bänden , von Organisationen und In
stitutionen kostet Zeit. Wer das will und wer uns diese 
B estimmungen und Auflagen macht - wir halten sie für 
sinnvoll -, der muß uns in der Tat auch die Möglichkeit 
geben, das dann in der vorgeschriebcn~n Zeit w tun, 
und in Kuuf zu nehmen, daß dann mandies erst ein 
oder 7:wel Monate später als wir ~s wünschten gesche
hen kann. 

Herr Abgeordp.eter Her rmann, Sie haben in einem Satz 
gesagt, wlr' seien uns im Grunde darin einig, daß wir 
alle,, ob öpp9::;ition oder Regierung, ln diesen Frag~m 
nichts versäumen wollen. Ja, genau das möchten wir, 
und hier sind wir um Ihre Au.Cmerk!':amkeit, auch um 
Ihi~e Kritik. sehr dankbar. Aber könnten wir nicht diese 
gemeinsamen Aufgaben dann besser lösen, wenn wir 
davon abgingen, uns immer zu Anfang erst Vorwürfe 
zu machen, wir hätten versäumt und verschla1cn? 
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Meine Damen und Herren, jede Ermunterung ist ins
besondere mir für mein Ministerium nur lieb und will
kommen. Aber es ist doch nicht davon auszugehen, daß 
wir bösen Willen haben, fortschrittliche Entwicklungen 
n!chl durchzuführen. Ganz im Gegenteil! Aber wir 
müssen sie tun, soweit sie tatsächlich mit den heutigen 
Leh1·ern, mit den heutigen Schülern und mit den heu
tigen Eltern verantwortungsvoll durchzuführen sind. 
Und dafür, meine Damen und Herren, bitte ich eben 
um Ihre Unters.Lützung 1 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

\'lzeprllsldl'ot Rothley: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor; ich schließe 
die Besprechung. 

Ich ru!e auf Punkt 15 der Tagesordnung : 

Antrag der Fraktion der SPD betr. Lehrermangel 
an höheren Schulen 

- Drucksache VIl215 -

Die Berichlerstattwig für den Kulturpolitischen Aus
schuß er!olgt durch den Abgeordneten I;>r. Danz; Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Danz: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Der Kulturpol!tlsche Ausschuß hat den Antrag der 
SPD, betre ffend den Lehrermangel an höheren Schu
len, enthalten In der Drucksache VI/215, gemeinsam 
mit der Großen Antrage der CDU betr. Lehrermangel 
- Drucksache VI/ 161 - in seiner Sitzwig vom l. Februar 
1968 beraten; dies ist jetzt über acht Monate her. 

Unter Bezugnahme au! seine Ausführungen im Plenum 
am 24. Oktober 1967 - das war vor Jahresfrist - er
stalletedcr HcrrKultusminlsterdem Ausschuß einen Zwi
schenbericht über die bis zur Ausschußsitzung einge
leiteten Maßnahmen zur Behebung des Leht-ermangels. 
Wie erinnerlich, war hierbei zu unterscheiden zwischen 
Maßnahmen kurzfristiger Art, die zur Linderung des 
Leht·ci·mangels beitragen sollten, jedoch nicht den ge
samten Übelstand beheben konnten, und langfristigen 
strukturellen Maßnahmen, die das Problem auf Dauer 
lösen sollten. Ich kann darauf verzichten, au! Einzel
heiten dieses Zwischenberichts einzugehen; denn es ist 
schon zu lange her, und vieles ist überholt. Außerdem 
ist die Zeil bereits zu ·..veit iortgeschritten. Ich n1öchte 
mich vielmehr auf die Feststellung beschränken, daß 
durch die vom Kultusministerium eingeleiteten Son
dermaßnahmen zum Schuljahrbeginn 1968/69 zusätz
lich 276 Lehl'er gewonnen werden konnten. Bei diesen 
Sondermaßnahmen handelte es sich Im wesentlichen 
um 

1. die Verkürzung der Re!erendar:z.elt, 

2. die Entlastung der Lehrer von Verwaltungsarbeit 
durch die Einrichtung von 95 zusätzlichen Stellen 
der Vergütungsgruppe VI b BAT im Haushalt 1968, 

3. die Übernahme einer begl'enzten Zahl von Real
schullehrern, insgesamt 40 an der Zahl, 

4. die Übernahme dfplomierter Kräfte in den höhe
ren Schuldienst und 

5. die Beschäftigung ausländischer Lehrer, wobei es 
sich in erster Linie um englisch sprechende und Eng
lisch lehrende Lehrer aus dem· Ausland handelte. 

Zu den einzelnen in dem Antrag der SPD genannten 
Maßnahmen nahm der Ausschuß wie !olgt S tellung: 

1. Nach der Mitteilung des Herm Ministers, daß für eine 
Übergangszeit von drei Jahren, also befristet bis 
zum 31. Dezember 1970, die Re!erendarzeit au! ein 
Jahr verkürzt werde, erklärte sich der Ausschuß 
damit einverstanden, diesen Punkt als erledigt 2'n
zusehen. 

2. Zur Einführung einer besonderen Studienförd~rung 
' für das Lehramt an höheren Schulen berichtete das 

. Kultusministerium, daß die Stiftung Volkswagen
werk erwogen habe, denjenigen Studierenden, die 
sich für Mathematik und Naturwissenschaften im
matrikulieren ließen, eine zusätzliche Förderung 
aus den Mitteln der Stiftung zu gewähren, und zwar 
unabhängig von den 'Leistungen des Honne!er Mo
dells. Der Kulturpolitische Ausschuß bat daraufhin 
einstimmig, die Bemühungen zur Einführung einer 
besonderen Studienförderung .für das Lehramt an 
höheren Schulen zu unterstützen. Außerhalb dieses 
Beschlusses wurde angeregt, die Sti,ftung Volks
wagenwerk au! eine Hil!e zur Beseitigung des 
Nachwuchsmangels aufmerksam zu machen. 

3. Zur Schaffung eines Förderungsprogramms zum 
Erwerb der Lehrberechtigung an höheren Schulen 
für Lehrer aller Schulgattungen und für qualifi
zierte Kräfte aus anderen Berufen !aßte der Aus
schuß den Beschluß, die Landesregierung zu beauf
tragen, weitere Förderungsmöi:lichkelten zu schaf
fen und dem Kulturpolitischen Ausschuß zu gege
bener Zeit über bereits vorhandene Förderungs
möglichkeiten zu berichten'.. Gedacht ist dabei in 
erster Linie an die Scha!!ung von Förderungsmöi;:
llchkeiten für bel'eits seit längerer Zeit an elner 
Volksschule bzw. Hauptschule tätige Leht·krä!tc, 
die nachträglich zur Realschule oder z:um Gymna
sium überwechseln wollen. Zum anderen sollte Iür 
die kün!tig Studierenden ein Ausbildungsweg ge
funden werden, der diese nicht von vornherein auf 
einen bestimmten Schulzweig festlegt. 

4. Zur Straffung des Studiums für Studenten des 
höheren Lehramtes an der Johannes Gutenberg
Unhrersität entsprechend den Empfehlungen dl'S 
Wissenschaftsrates war sich der Ausschuß darin 
einig, daß es sich hier um einen der entscheiden
den Punkte der Studienreform handelt. Aus die
sem Grunde beauftragte der Ausschuß das Kultus
ministerium einstimmig, dem Kullurpoliti sche11 
Ausschuß zu gegebener Zeit über den Stand .der 
Studienreform entsprechend den Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates zu berichten. 

5. Auf die Behandlung des Punktes zur Verbesst·rung 
des Unterhaltszuschusses während der Referendar
zeit wurde mit Rücksicht auf die inzwischen ange
ordnete Verkürzung der Re!erendarzeit verzichtet. 

6. Der Punkt „Entlastung des Direktors und seines 
Stellvertreters durch geeignete Verwaltung!lkrä!te 
und Verwendung arbeitssparender technischer Ein
richtungen" wurde nach der Mitteilung des Herrn 
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Kultusministers, daß bereits im Haushalt 1968 - wie 
ervvähnt - entsprechende Stellen au!genomm~n 
worden ~ind, für etledigt erklärt. 

7. Das gleiche gilt für den Punkt des SPD-Antrages 
,.Eln,;tellung von Assistenten für den naturwissen
$chafllichen Unterricht und . zur Entlastung der 
Sammlungsleiter". Der vom Kultusministerium :,!e
gebcne .Bericht ließ erkennen, daß die sieb im ga
samt.en naturwissenschaftlichen Ilc;rcich abzeich
nend!:' Entwicklung der Unterrichtstechniken es nicht 
geboten erscheinen lasse, sehr kostspielige MaU
nahmen der Ausbildung und des Einsatzes von 
As~istenten Z!f ergreifen. 

8. Auf die Behandlung des Punktes „Einbeziehung 
der Eingangsstufe in den Bereich der Hauptschule 
überall dort, wo die sachlichen Voraussetzungen er
füllt. sind'' wurde im Ausschuß verzichtet. Ich darf 
daran E:'rinnem. daß seinerzeit die Behandlung des 
G<>::i•.•tzentwurfs über die Grund-, Haupt- und Son
dcrsdrnlen zur Beratung anstand. Und es bestand 
übereinstimmend die Meinung, über die Fragen 
der Eingangsstufen bei der Beratung dieses Gesetz
entwurf;; zu diskutieren. 

9. Der Ausschuß kam schließlich auf die Teilzeitarbeit 
für weibliche Philologen zu sprechen. Ein Teil der 
weiblichen Lehrkräfte sei durchaus bereit - so 
stellte der Ausschuß fest -, einige Unterrichtsstun
den 7.11 erteilen, doch sei dies nach den beamten
rechtlichen Bestimmungen derzeit kaum möglich. 
Der Ausschuß bat darum die Landesregierung ein
stimmig, zu prüfen, wie Beamtinnen, insbesondere 
Lehrninnen, nach einem längeren Ausscheiden der 
Wi<'.'dNE>int.ritt in den Schuldienst erleichtert wer
den könne. 

<Präsident Van Volxem übernimmt den Vorsitz.) 

10. Den mit Abstand breitesten Raum der Ausschuß
beratungen nahm das Problem der Entschädigung 
für Überstunden, die sich aus dem Lehrermangel 
en~eben. ein. 

Nicht zuletzt im Rlick auf die Erfahrungen und gu
LE>n Ergebnisse in anderen Bundesländern wurde 
eine solche Maßnahme, und zwar unter Zurück
stellung gewisser beamtenrechtlicher Bedenken, ein
mütig L>e!ürwortet. Einig war man sich jedoch auch 
darüber. diese Notmaßnahme sowohl nach der Zahl 
der zu v.ergülenden Überstunden wie nach der Lauf
zeit zu begrenzen. Der entsprechende Beschluß des 
Au:<i::chusses lautet: 

DiE:' Lande~mgierung wird gebeten, als Notmaß- 1 
nal11ue rür höchstens drei Jahre eine Entschädi- 1 
p;ung für Mehrunterricht in Nebentätigkeit für . 
voll b<:>i::l'hl=if1igtP h<iuptamtliche L ehrer bis zu 1 
hödu;t.ens vier Wochenstunden zu gewähren. 

Mit diesem Beschluß hatte sich der Ausschuß noch ein
m„1. und zwar in seiner Sitzung am 5. September zu 
ht:'Scl1ä!ligen, weil die mitberatenden Ausschüsse, der 
Hau!'h~Jt.i::- und Finanzausschuß und der Innenausschuß, 
in ihnrn Stellungnahmen die Notmaßnahme nur auf 
hauptamtliche Lehrer an höheren Schulen besctlränkt 
\\'iS!<ell wollten. Nach eingehender Beratung, und weil 
<ier Kulturpolitische Ausschuß davon ausgehen konnte, 
d<1ß die vom Haushalts- und Finanzausschuß besl:hlos
scne und vom Innenausschuß übernommene Empfeh
lunl!:, den Antrag des Kulturpolitischen Ausschusses 

1 · 
1 
i 

1 

·Jiµrcb, Q.i~ .'Worte „an höt).eren Schulen" zu modi.fi.z.ieren, 
in der irrtümlichen Annahme e!'folgt sei, daß der feder
führende Ausschuß eine solche Besclu·~nkung selber 
vertreten habe, beschloß der Kulturpolitische Ausschuß, 
seinen ursprünglichen Antrag· aufrechtzuerhalten. Der 
Ausschuß vertrat die Auffassung, daß eine Bewälti
gunii . des . a).lge1'l.1einen Lehrerip.angels nur durch eine 
Überstundenentschädigung !ür alle Lehrer möglich sei. 

Im iuiaroroenh~ii.g mit diesem Fragenkomplex befaßte 
skh dei· Ausschuß auch eingehend mit der Pftichtstun
denzah1. Das Begehren nach einer generellen Herab
setzung wurde im Grunde als berechtigt anerkannt, 
seine Erfüllung scheiterte jedoch an den zur Zeit gege-· 
benen Realitäten. Aus diesem Grunde sollte als erster 
Schritt eine vernünftige und durchaus gerechtfertigte, 
wenngleich nicht leicht w ll:ismcte Differenzierung der 
P..lllc:bts~u.p,de.o.~l nach Fächerkombinationen ange
strebt werden. Entsprechend wui:de das Kultusmini
sterium beauftragt, pal'allel 7.U der im Antrag Druck
sache VI/807 unter Punkt 4 niedergelegten Maßnahme 
zur Überstundenentschädigung einen Plan für eine Dif
ferenzierung der Pflichtstundenzahl aufzustellen und 
dem Ausschuß hierüber baldmöglichst zu berichten. 

Die Beschlüsse des Kulturpolitischen Ausschusses zu 
dem von der Fraktion der SPD eingebrachten Antrag 
.liegen Ihnen in der Drucksache VI/807 vor. kh dar! Sie 
im Namen des Ausschusses bitten, dem Antrag Druck
sache VIi807 Ihre Zustimmun~ zu geben. 

(Beifall im Hause.) 

Prlsldent Van Volxem: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatlel'. WortmE>ldungen 
liegen nicht vor. - Es wird keine Besprechung ge
wünscht. Ich lasse abstimmen über d en Antrag Druck
sache VI/807. Wer zustimmen will, möge das Ha ndzei
chen geben, - . Danke! Gegenprobe! - Stimmenthaltung! 
- l~i .,:;Lel~e die einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf Punkt 14 der Tagesordnung: 

Antrac der Fraktion der SPD betrelf('nd Ein
richtung der Abschluß-Stufe an der Sonderschule 

für geistig Behinderte 

- Drucksache VI/360 -

Bevor ich die Berichters tattung aufrufe, teile iC'.h Ihnen 
mit, daß ein Antrag der SPD-Fraktion vorliegt, diese 
Vorlage noch einmal dem Sozialpolitischen Ausschuß 
z.ur Mitberatwig zu übl'rwcisen. - Ich stelle fest, daß 
Si~ .~~it ,einy~1:standen sind. Dann können wir, glaube 
ich, die ßericliterstattung jetzt entfallen lassen. Sind 
Sie damit einverstanden? -

(Zurufe aus dem Ha use: Ja! Einverstiindenl) 

Dieser Punkt ist damit für die heutige Tagesordnung 
erledigt. 

.PWikt ' IG · der" Tagesordnung: 

Mitteilung des Präsidenten des Landtafes betref
fend ttbersicht über die über- und außerplao
:fültDlgeh Haüshaltsausgah.-n im 2. Vlert,..IJahr de!! 

· ·• Rechnungsjahres 1968 
· „. · - Drucksache VI/805 -
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(Präsident Van Vol.xem) 
Es wird · vorgeschlagen, diese Drucksache dem Haus
halts- und Finanzausschuß zu überweisen. - Dem wird 
zugestimmt. 

Punkt 17 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
Energiepolitik im Lande Rheinland-Pfalz 

- Drucksache Vl/553 -

Als Berichterstatter !ür den Auss.chuß für Wirtschaft 
und Verkehr erteile ich das Wort dem Herrn Abgeord
neten Schaa.C. 

Abg. Schaaf: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Der Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr hat am 
12. September die Große Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache VI/553 -, betre!fond Energiepolitik im 
Lande Rheinland-P!alz, behandelt. Grundlage der Er
örterung im Ausschuß war die Begründung der An
frage und deren Beantwortung in der 20. Sitzung des 
Landtags am 11. Juni. 

In der Aussprache wurden die noch offenen und nicht 
voll ausdiskutierten Fragen geklärt. Es wurde darge
legt, daß auf Grund eines wissenschaftlichen Gutachtens 
für den jetzt überschaubaren Zeitraum die Energie
versorgung des Landes Rheinland-Pfalz als gesichert 
angesehen werden kann. Es sei deshalb nicht er!ordcr
llch, etwa wie in Baden-Württemberg, eine eigene 
Konzeption aufzustellen, zumal diese zum gleichen Er
gebnis des Gutachtens führen müsse und die Energie
versorgung vicliach nicht aus eigener Erzeugung, son
dern aus anderen Bundesländern ausreichend und ge
sichert gedeckt wird. 

Es wurde !estgehalten, daß Rheinland-Pfalz bei den 
Strompreisen Innerhalb des Bundesgebletes an gün
stiger Stelle liegt, nämlich, bei einem Ansatz des 
Durchschnittspreises von 100, bei 95. Demgegenüber 
liegt der Stromenergiepreis in Frankreich bei 80. Die 
Ursache dieses Unterschiedes liegt in erste1· Linie darin 
begründet, daß in Frankreich im Gegensatz zu Deutsch
land der Kapitaldienst und die Kapitalverzinsung .der 
stromerzcugenden Unternehmen vom Staat getragen 
werden und nicht im Preis einkalkuliert sind. 

Zu der Zersplitterung auf dem Energiesektor wurde 
dargelegt, daß die Zahl der Energieversorgungsunter
nehmen im Laure der Jahre in unserem Lande erheb
lich zu1·i.i.ckgcgangen ist und sich um mehr als die 
Häl!te verringert hat. 

Zu der Gasversorgung im Lande Rheinland-P!alz 
wurde festgestellt, daß die aus Holland kommende 
Erdgasversorgung im Herbst Rüsselsheim. und im Früh
jahl' 1969 den Raum Lampertheim erreicht, während 
das Verbindungsstück zwischen Lampertheim und 
Frankenthal bis nach Homburg (Saar) bereits im Bau 
isl. Der Anschluß des Landes an die Erdgasversorgung 
wird damit bald erreicht werden. 

Nach dieser Aussprache empfiehlt der Ausschuß für 
Wlrtsch1:1rt und Verkehr, die Große Anfrage der Frak
tion der SPD Drucksache Vli553 für erledigt zu er
klären. 

(Beifall im Hause.) 

----- -- ---

Präsident Van Volxem: 

Ich. danke dem Herm Berichterstatter. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Dann können wir abstimmen über die 
Drucksache VI/821; das fst der .Antrag des Ausschusses 
!ür Wirtschaft und Verkehr. Wer zustimmen will, möge 
das Handzeichen geben. - Danke! Gegenprobe! - Stimm
enthaltung! - Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 18 der Ta,eesordnung: 

_Große Anfrage. de.r Fra_ktlon der SPD betreffend 
-Maßnahmen der Verkehrsskherhelt auf den 

Straßen 

- Drucksache VL'660 -

Die Berichterstattung für den Ausschuß für Wirtschart 
und Verkehr erfolgt durch den Herrn Abgeordneten 
Pfeil. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Pfeil: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach der 
sehr eingehenden Beantwortung der Großen Anfrage 
durch den Herrn Wirtschaftsminister be!aßte sich der 
Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr am 12. September 
im wesentlichen mit zwei Fragen des Gesamtkom
plexes Verkehrssicherheit, und zwar zunächst mit der 
Frage der schnellen und wirksamen Rille für dle Un
fallopfer und zum zweiten mit der Frage elnes weiteren 
Ausbaues der Verkehrserziehung in unseren Schulen. 

Die Tatsache, daß viele Unfallopfer noch gerettet wer
den könnten, war für den Ausschuß Veranlassung, 
einmal zu prU!en, ob wir in ausreichendem Maße un:. 
fallhilfestationen in unserem Lande haben. Der Aus
schuß ist der Meinung, daß hier noch einiges nachzu
holen ist. Er ist weiterhin der Au!!assung, daß etwas 
getan werden muß für die schnelle Alarmierung der 
Unfallhil!estellen. Die Unfallhiliestationen, die auszu
bauen wären, sollten sowohl in der personellen wie in 
der technischen Ausstattung so sein, daß sie in der 
Lage sind, auch wirk.lieh wirksam zu helfen. 

Es wurde die Frage aufgeworfen, ob zu einer Unfall
hilfestation auch ein Arzt und ein Fahrzeug gehöre, das 
so eingerichtet ist, daß dieser Arzt für die Erhaltung 
des Lebens notwendige und unaufschiebbare Eingri!!e 
bereits an der Un!allstelle vornehmen kann. 

Der Ausschuß ist sich klar, daß dieser Fragenkom
plex in die 'Zuständigkeit des Innenausschusses fällt. 
Er.schlägt deshalb vor, diese Vorla~e an den Innenaus
schuß und gleichzeitig an den Haushalts- und Finanz
ausschuß - wegen der Bereitstellung eventuell notwen
diger Mittel - zu überweisen. · 

Die zweite wichtige Fra&e, die der Ausschuß behandelt 
hat, war die Frage der Verkehrserziehung in den Schu
len. Der Ausschuß ist der Au!!assung, daß ierade 
durch eine gute Verkehrserziehung und Ihren weiteren 
Ausbau Wesentliches zur Erhöhung der Verkehrssicher
heit beiietragen werden kann. Der Vertreter des Kul
tusministeriums konnte darau! hinweisen, daß in 
Rheinland-Pfalz als einem der ersten Länder bereits 
seit 1962 durch Erlaß die Verkehrserziehung in den 
Lehrplan aufgenommen wurde. Seit 1966 sind für die 
Verkehrserziehung an den Schulen Obmänner einge-
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(Pfeil) 

:-etit. Zur Aw.l>ildung dieser Obmänner' ~rd~ zu-· 
~ammen mit dem Land Hessen und dem Saarland ein 
Lehrerseminar eingerichtet, an dem im Jahre i969 in -:w 
Seminaren die Ausbildung von . 200 Lqhi·iuäft~n eifti1:.. 
gen soll. Damit ist nach Meinung des A.ussctiüsses die 
Voraussetzung dafür geschaffen, die Verki:hrserzfehung 
in den Schulen im notwendigen Maße \Veiter atisiu-
baucn. .. ,. „ • . 

Der Ausschuß war darüber hinaus der Meinung, daß 
diese Bemühungen unterstützt werden· müssen duri:h 
die Einrichtung von Schulverkehrserzlehungsanlagcn. 
Hier gibt es neben öffentlichen Mitteln aucli ZuSclidsse 
Dritter. Der Ausscnuß ist der Auffasst.in~," äaß die 
iiffentliche Hand hier die Initiative ergreifen muß. Er 
i;tellt deswegen den Antrag, da,ß die Mittel, die für die 
Einrichtung von Schulverkehrserziehungsanlagen be
reitgestellt sind, erhöht werden. Der Ausschuß ist der 
Überzeugung, daß besonders durch einen weiteren Aus
bau der Verkehrserziehung in der Schule ein ganz '!;e
::;entlicher Beitrag zur Verkehrssicherheit geleistet wer-
den kann. · 

---- ·-- - „ _ _ _ „ ___ _ „ . 

Ich aarf Sie in diesem Sinne bitten, den beiden Vor
b'.!1111.gt!l.'i' tles ~sschuS5es; die in dem Antrag Druck
sache VI/820 enthalten sind, zuzustimmen. 

(Beifall des Hauses.) 
1 -1': 

Fräs.i,dent Van Yolxem: 
~ ' 1 l" 1 ~ t ! 1 ! ' ' ' 1 • • • • • ' 

Ich danke dem Herm Berichterstatter. Wortmeldungen 
li~n„.nX~t vor, Sie haben die Begründung des An
trages g~hört, I~1 lasse abstimmen. Wer der Drw .. 'k
sac:be V'ris20· 'zustinimen möchte, den bitte ich um ein 
HandZeit:he·n . ..: 'Gegenprobe ! - Stimmenthaltung! ·- Ich 
stelle die einstimmige Annahme des Antrages Druck
sache VI/820 fest. 

Damit isl die heutige Tagesordnung erledigt. Ich wün
sche Ihnen eine gute Heimr(>!se. Ich berufe die nächste 
Sit;+~g des ~andtages für den 22. Oktober ein. Die 
Sif2!ün~"tsl gesdllosscn. · 

Sc h 1 u ß der S ! t zu n g; 17„15 Uhr. 


